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Sechs Jahre Friedenssuche in Nahost 
Zu Notstandssondertagungen tritt die Generalversammlung der Vereinten Nationen immer dann zusammen, wenn der Sicherheitsrat 
durch den Widerstand eines Ständigen Mitglieds blockiert ist und die entsprechende politische Frage der Staatenmehrheit hinreichend 
gewichtig erscheint. Von den zehn Tagungen, die bisher stattgefunden haben, waren sechs Nahostthemen gewidmet. Die 10. Not­
standssondertagung trat nach dem zweimaligen amerikanischen Veto gegen eine Aufforderung zur Einstellung der jüngsten israeli­
schen Baumaßnahmen im besetzten Ost-Jerusalem zusammen; sie tagte im April dieses Jahres und wurde im Juli sowie im November 
wiederaufgenommen. Die Verurteilungen der israelischen Siedlungspolitik erfolgten mit eindrucksvollen Mehrheiten; auch Deutsch­
land, das sich im April und Juli der Stimme enthalten hatte, schloß sich im November der Staatenmehrheit - und der Position seiner 
EU-Partner - an. Die Entschließungen setzen eine lange Reihe von Texten fort, die bei ihrem Hauptadressaten unbeachtet geblieben 
sind. Darüber sollte man nicht vergessen, daß das Nahostproblem die Vereinten Nationen fast seit ihrer Gründung begleitet hat; erin­
nert sei nur an die vor genau 50 Jahren verabschiedete Resolution 181(11) der Generalversammlung mit dem >Plan zur Teilung Palä­
stinas unter Beibehaltung der wirtschaftlichen Union<, die Aufnahme Israels in die Weltorganisation ein Jahr nach der einseitigen 
Proklamation des Staates oder die Betreuung der Palästinaflüchtlinge (wofür ein eigenes Spezialorgan der Generalversammlung ge­
schaffen wurde). Ihr eigenes Instrumentarium der Friedenssicherung hatten die Vereinten Nationen mit der erstmaligen Entsendung 
von Blauhelmsoldaten auf die Sinai-Halbinsel im November 1956 erweitert. Für einen Frieden im Nahen Osten haben sie bereits 
vor 30 Jahren, im November 1967, mit der Resolution 242 des Sicherheitsrats, die die Unzulässigkeit des Gebietserwerbs durch Ge­
walt bekräftigt, einen Rahmen geschaffen. Im gegenwärtigen prekären Friedensprozeß spielen sie eine bescheidene, aber fördernde 
Rolle. 
Dieser Friedensprozeß, der sich ab 1991 entfaltete, hatte allerdings nicht die Weltorganisation zum Ausgangspunkt, sondern die Ver­
schiebung der Gewichte in der Weltpolitik und auch die Veränderungen in den regionalen Gegebenheiten wie den innergesellschaftli­
chen Befindlichkeiten der wichtigsten Verhandlungspartner. Ohne die Beendigung der Bipolarität in den internationalen Beziehungen 
wäre der Friedensprozeß in seiner konkreten Ausprägung und seinem bisherigen Verlauf nicht zustande gekommen. Bezogen auf die 
Region führten die Implosion der Sowjetunion und die Schwächung der außenpolitischen Position Rußlands dazu, daß die Vereinigten 
Staaten zum bestimmenden Ordnungsfaktor im Nahen Osten aufstiegen. Die Interessen der westeuropäischen Staaten in der Region 
mögen teilweise quer zu denen der USA liegen, doch reichte ihre wirtschaftliche und politische Potenz bisher in keinem Fall aus, den 
amerikanischen Anspruch als Ordnungsmacht und alleiniger Schirmherr der Nahostgespräche ernsthaft in Frage zu stellen. Die in­
nere Entwicklung bei den Akteuren war ebenfalls von Bedeutung. Neue Ansätze zeigten sich seit 1988 unter den Palästinensern und 
zwischen 1992 und 1996 in der israelischen Politik. Hinzu kam die - derzeit freilich ruhende - Bereitschaft arabischer Staaten, die Be­
ziehungen mit Israel zu normalisieren. 

Nahost Verhandlungen: Hürden und Optionen 
Von der Mühsal des Kompromisses 

Im September 1993 erkannten sich der Staat Israel und die Palästi­
nensische Befreiungsorganisation (Palestine Liberation Organizati­
on, PLO) nach langer erbitterter Feindschaft gegenseitig an. Das 
schloß die palästinensische Akzeptanz israelischer Existenz und 
Staatlichkeit auf dem Boden des historischen Palästina in den Gren­
zen, die der erste Nahostkrieg setzte, und die israelische Anerken­
nung der PLO als legitime Vertretung der Palästinenser wie als Ver­
handlungspartnerin in den Friedensgesprächen ein. Als mittelfristi­
ger Rahmen für die Kompromißsuche wurden in Washington die ge­
meinsame Grundsatzerklärung über Regelungen betreffend eine 
vorläufige Selbstregierung<' und in Kairo das >Abkommen über den 
Gazastreifen und das Gebiet von Jericho<2 unterzeichnet. Wiederum 
in Washington wurde das >Interimsabkommen über das Westjordan­
land und den Gazastreifen<3 zwecks Ausweitung der palästinensi­
schen Selbstregierung (self-government) - der oft gebrauchte Be­
griff > Autonomie< taucht im Vertragstext nicht auf4 - unterschrieben. 

I. Streitmassen und Rahmenbedingungen 

Vor dem Hintergrund der Konfliktgeschichte können das Zustande­
kommen der Madrider Konferenz von 1991, die sechsjährigen Ge-

K L A U S T I M M 

spräche und die ersten Verhandlungsergebnisse durchaus als histori­
scher Durchbruch gewertet werden. Die nach wie vor existente Vie l ­
schichtigkeit des Konflikts und seine historische Tiefe, vor allem 
aber die daraus resultierende Komplexität der zur Regelung anste­
henden Streitmassen, sind andererseits zu berücksichtigen, wenn 
über die weitere Konsenssuche und über künftige Regelungsoptio­
nen nachgedacht wird. Nur zu häufig wird beispielsweise außer acht 
gelassen, daß der Nahostkonflikt in einer Jahrhundertkonfrontation 
europäischer Mächte und Siedlergruppen mit regionalen Akteuren 
wurzelt. Als zwischenstaatliche Widerspruchskonstellation ist er vor 
allem ein Produkt der Situation nach dem Zweiten Weltkrieg. 
In einem halben Jahrhundert Konfliktgeschichte haben sich die ur­
sprünglichen Antagonismen vielfältig qualitativ gewandelt und ver­
schoben. Das Schlüsselproblem - die nationalen Existenzfragen des 
jüdischen und des palästinensischen Volkes beziehungsweise der hi ­
storisch legitimierte und völkerrechtlich sanktionierte Anspruch 
zweier formierter und selbstbewußter Volksgruppen auf das gleiche 
kleine, nur 26 000 Quadratkilometer umfassende Stück Land - wur­
de für Jahrzehnte überlagert von hegemonialen Ambitionen örtlicher 
Eliten respektive vom Agieren regionaler und auswärtiger Mächte 
sowie von deren Interesse an der geostrategisch bedeutsamen Lage 
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Phasen des Friedensprozesses 1991-1997 

Zeiträume Zäsuren Inhalte 

1. Frühjahr 1991 
bis 30. Oktober 1991 

Ende des Zweiten Golfkriegs 
bis Konferenz von Madrid 

Vorklärung von Modalitäten 
des Verhandlungsprozesses 

2. Anfang November 1991 
bis Ende Dezember 1992 

1.-8. Runde der Friedensgespräche in 
Washington; 
1. und 2. Runde multilateraler 
Verhandlungen in fünf Arbeitsgruppen 

Verständigung über Gegenstände und 
Problemfelder der Verhandlungen; 
Präzisierung des Verhandlungsrahmens 

3. Januar 1993 
bis 13. September 1993 

Aufnahme von Geheimverhandlungen 
bei Oslo (14 Runden) 
bis Unterzeichnung der israelisch­
palästinensischen Grundsatzerklärung 
(Washington) 

Verständigung über Zeitrahmen und 
Schritte eines israelisch­
palästinensischen Ausgleichs 
einschließlich gegenseitiger 
Anerkennung Israel - PLO 

4. September 1993 
bis 4. Mai 1994 

Grundsatzerklärung 
bis Gaza-Jericho-Abkommen (Kairo) 

Ringen um die begrenzte Selbstregierung 
für den Gazastreifen und Jericho 

5. Mai 1994 
bis 26. Oktober 1994 

Abkommen von Kairo 
bis Unterzeichnung des israelisch­
jordanischen Friedensvertrags 

Erste Schritte zur Umsetzung des Gaza-
Jericho-Abkommens; 
Etablierung der palästinensischen 
Selbstregierungsbehörde; 
Gespräche über israelisch-jordanischen 
Ausgleich 

6. Oktober 1994 
bis 28. September 1995 

Israelisch-jordanischer Friedensvertrag 
bis zum israelisch-palästinensischen 
Interimsabkommen (Oslo II) 

Verhandlungen über die Ausdehnung der 
Selbstregierung und die Vorbereitung 
von Wahlen zum Palästinensischen Rat 

7. Ende September 1995 
bis 29. Mai 1996 

Interimsabkommen 
bis Wahlen zum Palästinensischen Rat 
und zur Knesset 

Umgruppierung der israelischen 
Sicherheitskräfte; 
Vorbereitung und Durchführung der 
Wahlen in den Palästinensischen 
Gebieten und in Israel 

8. Juni 1996 
bis 15. Januar 1997 

Konstituierung der X I V . Knesset und des 
Kabinetts Netanjahu 
bis Hebron-Kompromiß 

Abrücken der israelischen Regierung 
vom vereinbarten Verhandlungsrahmen 
und Wiederaufnahme der 
Siedlungspolitik 

9. seit Januar 1997 Teilräumung Hebrons 
bis Gegenwart 

Stagnieren der Verhandlungen; 
erneute Zunahme israelisch­
palästinensischer Spannungen 

und an den reichen Ressourcen des Raumes. Die Kriege von 1967 
und 1982 ließen zudem neue territoriale Probleme entstehen, die 
zum Teil bis heute ungelöst sind. 
Die optimistische Erwartung, daß sich der fünfzigjährige Konflikt -
zumindest in seiner klassischen Ausprägung - dem Ende nähern 
könne, wurde durch den Paradigmenwechsel in der israelischen Re­
gionalpolitik nach den Knessetwahlen vom Mai 1996 und die neuer­
liche Zuspitzung der arabisch-israelischen Konfrontation zunichte 
gemacht. Die zentrale Formel der bisherigen Verhandlungen >Land 
für Frieden< wurde durch die israelische Regierung inzwischen weit­
gehend ihres Inhalts beraubt und durch veränderte Zielsetzungen er­
setzt (>Frieden für Frieden< oder Sicherheit vor Frieden<). 
Obwohl der Friedensprozeß somit bisher keine grundlegenden >Lö-
sungen< erbracht und auch noch keine Aussöhnung der Völker be­
wirkt hat, ist er in einigen Fragen doch mehr geworden als die bloße 
Fortsetzung des Krieges (oder der Intifada) mit anderen Mitteln. Be­
stätigt vom bisherigen Verlauf wurden die Realisten, die einen lan­
gen, vorsichtigen, widerspruchsvollen Verhandlungsmarathon vor­
aussagten (und weiter voraussagen), Rückschläge und Unterbre­

chungen nicht ausschließen, die vielfältig möglichen Störfaktoren 
benennen, aber auch den Erfahrungscharakter der bisherigen Ver­
handlungen für künftige Dialoge betonen. Gerade deshalb lohnt die 
nähere Betrachtung der Optionen für die verschiedenen Problemfel­
der, mit denen sich die Kontrahenten in den noch ausstehenden Ver­
handlungen über Fragen des endgültigen Status der Palästinensi­
schen Gebiete (final status talks) auseinanderzusetzen haben. 

I I . Optionen für die Gespräche über den e n d g ü l t i g e n Status< 

Die Suche nach friedensstiftender Kompromissen im israelisch­
palästinensischen Verhältnis richtete sich zunächst darauf, die zer­
störerische Kraft der Widersprüche einzugrenzen, die Gewaltspirale 
zu blockieren, in nationalen Existenzfragen beider Völker erste trag­
fähige Übereinkünfte zu schließen - also einen Konsens zu finden 
zwischen dem objektiv erforderlichen und dem subjektiv von den 
politischen Akteuren erkannten respektive für möglich gehaltenen 
Interessenausgleich. Auch die angestrebte Wiederaufnahme der Ge­
spräche soll sich zunächst auf unmittelbar anstehende Fragen mittle-
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rer Reichweite konzentrieren, die mit der Verwirklichung des Inte­

rimsabkommens verbunden sind. Dazu gehören insbesondere 

• die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus (hier geht es 
insbesondere um den Einsatz der palästinensischen Polizei gegen alle 
Formen von Gewalt und Terror, die Zerstörung der terroristischen Infra­

struktur in den Palästinensischen Gebieten und die Gewährleistung israe­

lischer Sicherheitserfordernisse); 
• der Abzug der israelischen Sicherheitskräfte aus weiteren Territorien (aus 

der >Zone B< 5, dem Lebensraum von zwei Dritteln der Bevölkerung des 
Westjordanlands) und die Übergabe der Verwaltungsbefugnisse an die 
Palästinensische Selbstregierungsbehörde (Palestinian Authority, PA); 

• die Freilassung der politischen Gefangenen aus israelischen Gefängnis­

sen; 
• der weitere Autbau der palästinensischen Zivilgesellschaft, insbesondere 

die Effektivierung der Verwaltungsstrukturen, die Erschließung von Fi­

nanzquellen und die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung 
der Palästinensischen Gebiete (einschließlich der Öffnung des Flugha­

fens und des Ausbaus des Hafens von Gaza); 
• eine Vereinbarung über die Landverbindung zwischen dem Gazastreifen 

und dem Westjordanland; 
• Kompromisse über den Zugriff auf die Wasserressourcen im Westjordan­

land. 

Fortschritte bei den >kleineren< Problemen könnten die PA stabilisie­

ren und die Gespräche über den endgültigen Status der Palästinensi­

schen Gebiete atmosphärisch günstig beeinflussen. Letztere sollten 
spätestens im Mai 1996 aufgenommen werden und vor allem Jerusa­

lem, die Flüchtlinge, die Siedlungen, Sicherheitsfragen, die Grenzen 
und die Beziehungen mit den Nachbarländern betreffen. Dem sym­

bolischen Start der Unterredungen folgte die lange Phase der Ver­

handlungsabstinenz, die bis heute anhält. 
Im folgenden sei in groben Zügen für vier Problemfelder exempla­

risch nachgezeichnet, welche realen Gestaltungsräume für Kompro­

misse existieren beziehungsweise welche Entwicklungsvarianten, 
Regelungsszenarios oder Entscheidungsoptionen bereits in der Dis­

kussion sind. 

Szenarios künftiger territorialer Gestaltung 

Das künftige israelisch­palästinensische Verhältnis ist in hohem 
Maße davon abhängig, wie über den künftigen staatsrechtlichen und 
territorialen Status der Palästinensergebiete befunden wird. Damit 
verbindet sich die Frage, ob und wie die in der Region bestehenden 
oder angestrebten nationalstaatlichen Strukturen bestimmend blei­

ben oder ob föderative beziehungsweise staatenübergreifende Orga­

nisationsformen zu einer historischen Option werden. In Anbetracht 
der realen Macht­ und Interessenlagen sind aus heutiger Sicht meh­

rere Varianten künftiger politisch­territorialer Gestaltung denkbar, 
wobei alle Modelle strategische Überlegungen konkreter gesell­

schaftlicher Kräfte widerspiegeln 6. 
Die Gefahr einer Rückkehr zum Status quo ante (vor >Oslo I<) hat 
sich durch die Fortschritte im Friedensprozeß verringert. Diese Vari­

ante bleibt jedoch solange eine historische Möglichkeit, wie keine 
gültigen und dauerhaften Regelungen gefunden werden. Als Nega­

tiv­Option könnte sie eintreten, wenn die Kompromißfähigkeit der 
Protagonisten in den Verhandlungen ausgeschöpft ist, der Dialog 
endgültig in eine Sackgasse gerät, sich in Israel oder unter Palästi­

nensern nicht voraussehbare Macht­ und Stimmungsumschwünge 
vollziehen, eine zweite Intifada ausbräche und die politischen Eliten 
neuen Zugzwängen ausgesetzt würden. 
Für die Verwirklichung der einprägsamen Formel »Zwei Völker ­

zwei Staaten auf dem Boden des historischen Palästina«, also für die 
Nationalstaatsvariante, fehlen derzeit entscheidende politische und 
ideelle Voraussetzungen, auch wenn die Wahrnehmung palästinen­

sischer Selbstbestimmung in Form des Nationalstaats die zentrale 
Forderung der PLO bleibt. Bei positiver Gesamtentwicklung des 
Friedensprozesses könnte als politische Gestaltungsidee ein Szena­

rio aktuell werden, nach dem sich ein palästinensischer Staat aus der 
Selbstregierung entwickeln würde. A u l Grund fehlender räumlicher 

und wirtschaftlicher Existenzbasis wäre er kaum denkbar als dauer­

haftes Gebilde, durchaus vorstellbar jedoch als kurzlebiges Z w i ­

schenstadium für die wiederholt geforderte jordanische Option<. 
Für einen derartigen Plan mit den Stufen Selbstverwaltung, Eigen­

staatlichkeit und schließlich Konföderation mit Jordanien haben sich 
wiederholt führende palästinensische Politiker, auch Yassir Arafat, 
ausgesprochen. 
Die durchaus nicht neue Idee eines binationalen Staates in den Gren­

zen des ehemaligen Mandatsgebiets Palästina ­ als demokratisch 
verfaßte Heimstätte zweier Völker mit gleichen Bürgerrechten ­

mag als Sakrileg am zionistischen Traum vom jüdischen Staat und 
gleichermaßen an den nationalen Interessen der Palästinenser emp­

funden werden; sie steht jedoch nicht außerhalb aller historischen 
Möglichkeit, auch wenn sie gegenwärtig von großen Mehrheiten so­

wohl der Israelis als auch der Palästinenser vehement abgelehnt 
wird. 
Von nahöstlichen Visionären, nicht zuletzt von Schimon Peres, wur­

den in den letzten Jahren verstärkt Modelle übergreifender regiona­

ler Kooperation und Sicherheitspartnerschaft in die Diskussion ge­

bracht. Damit verbindet sich die Einsicht, daß langfristig kein Pro­

blem ohne einen wie auch immer gearteten föderativen oder staats­

übergreifend­kooperativen Rahmen gelöst werden kann. Schon ein 
kooperatives >Dreieck< der Jordan­Anrainer würde der Regelung an­

stehender Streitfragen eine völlig neue produktive Dimension ver­

schaffen. Den politischen Akteuren im Nahen Osten würden sich 
weitaus größere Gestaltungsräume öffnen, als sie in der Fortschrei­

bung des regionalen Status quo oder im verfestigten nationalstaatli­

chen Rahmen enthalten sind. Das Dominanz­ und Hegemoniestreben 
der Eliten in der Region, die daraus erwachsenen Konkurrenz­ und 
Konfliktsituationen und die tief verwurzelten Aversionen zwischen 
den Völkern werden andererseits verhindern, daß sich die geringen 
realen oder gedanklichen Ansätze zu regionaler Kooperation mittel­

fristig ausdehnen oder verwirklichen lassen. Derartige Visionen blei­
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ben eine langfristige Zielvorstellung historischen Wandels und eine 
Chance für die Zukunft. 
Die kurz- und mittelfristig realistischste Option bietet die wiederholt 
beschworene Variante der >Bantustanisierung< oder >Kantonisie-
rung<. Sie entspricht weitgehend der gegenwärtigen Situation in den 
Territorien und den Festlegungen von >Oslo II<, also der Zergliede­
rung der palästinensischen Räume in vier voneinander getrennte Re­
gionen beziehungsweise künftig in zumindest vier Zonen mit unter­
schiedlicher Herrschafts- und Verwaltungsqualität (Gazastreifen, 
südlicher und nördlicher Teil des Westjordanlands, Ost-Jerusalem). 
Das reale Machtgefälle zwischen Israelis und Palästinensern und der 
zunehmende Einfluß von Gegnern jeglicher Verhandlungen auf bei­
den Seiten könnten diese Variante mit Modifikationen zu einer dau­
erhaften politischen Struktur werden lassen. Eine derartige »Separa­
tion ohne Souveränität« - ein nur teilweise selbstverwaltetes, durch 
israelische Siedlungen und ein strategisches Straßennetz zerrissenes 
und kontrolliertes, in allen wichtigen Fragen von Israel abhängiges 
Territorium - entspricht den kurz- und mittelfristigen israelischen 
Interessen und käme gleichzeitig den Befürwortern eines Groß-Isra-
el entgegen. Diese Variante ist durchaus als Endergebnis des Ver­
handlungsprozesses oder als Konsequenz eines Abbruchs vorstell­
bar. 

Siedlungen und Grenzen 

Die Siedlungspolitik in den 1967 eroberten Gebieten war ein Anlie­
gen aller israelischen Regierungen, auch wenn der eigentliche Schub 
erst nach 1977 erfolgte. Insbesondere in den achtziger Jahren, in Ver­
antwortung der Likud-Regierungen respektive der Kabinette der Na­
tionalen Einheit, erhöhte sich die Zahl der Siedler sprunghaft von et­
wa 13 000 (1980) auf rund 81 000 (1990) und weiter auf annähernd 
140 000 (1995) 7. Die jüdische Besiedlung der Territorien wurde, 
weit über Sicherheitserwägungen hinaus, zu einem nationalen Anlie­
gen ersten Grades; die Idee eines größeren Israel gab dem Zionismus 
neue Triebkräfte und einen erweiterten Inhalt. 
140 000 bis 150 000 Siedler in 150 Siedlungen stellen eine wollen­
dete Tatsache< und eine feste Größe für das weitere Verhandeln dar. 
Jede israelische Regierung und jede palästinensische Autorität muß 
diese Realität in Rechnung stellen. Die zeitweilige Formel >Frieden 
oder Siedlungen< gilt nicht mehr. Eine Rückkehr zum Status vor 
1967 durch Auflösung der Siedlungen und Rückführung der Siedler 
nach Israel liegt außerhalb denkbarer Regelungen. 75 bis 80 v H der 
Siedler leben in Ortschaften entlang der >Grünen Linie<, also nahe 
der Grenze zu Israel. Das bedeutet eine faktische Ausweitung des is­
raelischen Siedlungsraumes in die besetzten Gebiete hinein und setzt 
territoriale Kompromisse auf die Tagesordnung. Auch die entlegen­
sten Siedlungen sind durch ein Netz von nur für Fahrzeuge mit isra­
elischem Kennzeichen zugelassenen Umgehungsstraßen unter Ver­
meidung (und Isolierung) der palästinensischen Konzentrationsräu­
me mit dem israelischen Kernland verbunden. Die Spielräume für 
Kompromisse haben sich somit qualitativ verändert und verringern 
sich weiterhin rasch. Einer Reihe von Siedlungen, zum Beispiel im 
Jordantal und um Jerusalem, mißt die israelische Regierung zudem 
strategische Bedeutung bei. Eine beachtliche Minderheit der Siedler 
wird mit religiös-nationalistischer Motivation auch bei Rückgabe 
der Territorien an die Palästinenser auf einem Verbleiben im West­
jordanland beharren. 
In Anlehnung an Denkansätze beispielsweise des >Jaffee Center for 
Strategie Studies< an der Universität Tel Aviv seien als Varianten des 
Kompromisses benannt: 

• Einfrieren des Status quo, somit Fortbestehen der Siedlungen als selbst­
verwaltete Enklaven im Palästinenserland unter israelischer Souveränität 
und als Garanten der israelischen Wasser- und Sicherheitsinteressen (Ab­
sicherung der Variante >Bantustanisierung< des Westjordanlands); 

• Reduzierung der Zahl der Siedler durch Auflösung von Siedlungen in 
Problemzonen unter Entschädigung der Rückkehrer und Abgabe von 
Schutzgarantien für die in den Territorien verbleibenden Israelis; 

• generelle Unterstellung der Siedlungen unter palästinensische Verwal­
tung bei Zustandekommen eines Palästinenserstaates und Gewährung 
staatsbürgerlicher Rechte an die jüdischen Siedler (analog der Rechtslage 
der arabischen Minderheit in Israel), eventuell verbunden mit einem ver­
traglich garantierten Sonderstatus (Selbstverwaltung, doppelte Staatsbür­
gerschaft oder Status als niedergelassene Ausländer); 

• gemeinsam verwaltete Zonen (einvernehmliche kooperative und funktio­
nale Kompromisse); 

• Annexion etwa eines Zehntels des Westjordanlands durch Israel oder mo­
derate territoriale Kompromisse in Form von Gebietsaustausch, Gren/.re-
visionen mit Kompensation oder asymmetrische Grenzkorrekturen (zu­
gunsten Israels). 

Letztgenannte Kompromißvariante verweist auf die enge Verbin­
dung zwischen Siedlerfrage und Grenzziehung. Noch unter der Ägi­
de der Regierung der Arbeitspartei wurden in etwa 20 Geheimtreffen 
zwischen den Teams von Yossi Beilin und Mahmud Abbas Kompro­
misse für eine künftige Grenzziehung zwischen Israel und der künf­
tigen palästinensischen politischen Einheit formuliert und entspre­
chende Karten gezeichnet, nach denen die Palästinenser auf weitere 
10 bis 11 v H ihres Territoriums verzichten und diese im endgültigen 
Abkommen dem israelischen Staatsgebiet zugeschlagen werden 
sollten. Dabei handelt es sich insbesondere um die Siedlungsräume 
um Ariel (östlich und südlich von Kalkilija), Maale Adumim (östlich 
von Jerusalem) und des Gusch-Ezion-Blocks (südwestlich von 
Bethlehem). Die Siedlungen im Jordantal sollten für weitere zwölf 
Jahre der israelischen Oberhoheit unterstellt bleiben. 
Mi t dem Wahlsieg Netanjahus und der Aufnahme einer Reihe von 
>Falken< in die Regierung haben die Siedler- und Grenzfragen einen 
neuen Stellenwert für die israelische Politik erlangt. Sehr schnell 
machte der neue Premier sein Wahlversprechen wahr, den Baustopp 
in den besetzten Gebieten aufzuheben und die Siedlungstätigkeit zu 
forcieren. Ein unabhängiger Palästinenserstaat ist für Netanjahu un­
vorstellbar; neuere Pläne aus dem Umfeld des israelischen Premiers 
zur Abgrenzung der Palästinensergebiete gehen von palästinensi­
schen Einbußen von bis zu 40 vH des Westjordanlands aus. 

Jerusalem 

Ähnlich komplex wie die palästinensische Staats- und die israelische 
Siedlerfrage - und mit beiden eng verknüpft - ist das Jerusalem-Pro­
blem 8 . Hinsichtlich der >Heiligen Stadt< sind die Positionen auf bei­
den Seiten noch starrer und zugleich empfindlicher als in der Sied­
lerfrage. Die überwältigende Mehrheit der Israelis einschließlich na­
hezu aller Politiker betont die Unteilbarkeit der Stadt. Jerusalem 
wird als die alleinige und ewige Hauptstadt des jüdischen Staates ge­
sehen, die israelische Souveränität über die gesamte Stadt gilt als 
nicht verhandelbar. Gleichermaßen fordern die Palästinenser und ih­
re Führung mit zum Teil ähnlicher Argumentation und unter Beru­
fung auf die Resolution 181(11) der UN-Generalversammlung vom 
29. November 1947 Jerusalem als künftige Hauptstadt des erstrebten 
Staates. Vielen gilt die Stadt als Modell der Trennung und als Sym­
bol gegensätzlicher, unvereinbarer Interessenlagen. 
In keinem Teil der 1967 besetzten Territorien wurde zudem ein der­
artiges Maximum an vollendeten Tatsachen< geschaffen wie in und 
um Jerusalem. Es reicht von der faktischen und juristischen Annexi­
on der Stadt (Knesset-Beschlüsse von 1967 und 1980) über die Ver­
änderung der Besitzverhältnisse und die Judaisierung der kommuna­
len Verwaltung bis hin zur drastischen Veränderung der Bevölke­
rungszusammensetzung, vor allem auch in Ost-Jerusalem. A m 
31. Dezember 1994 wohnten in der Stadt 412 000 Juden und 167 000 
Araber 9. 
Das Jerusalem-Problem löst sich somit zunehmend von seinen de­
mographischen Grundlagen; es reduziert sich immer mehr auf eine 
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Ost-Jerusalem-Frage mit der Tendenz, eine Altstadtfrage zu werden. 
Selbst im traditionell arabischen, bis 1967 jordanischen Ostteil der 
Stadt mit den neugeschaffenen inneren und äußeren jüdischen Si-
cherheits- und Besiedlungsringen wird eine Tendenz zur arabisch­
jüdischen Bevölkerungsparität erkennbar. Bereits ein Viertel der Be­
wohner Ost-Jerusalems sind jüdische Bürger Israels. Wichtiger 
noch, da zukunftsbestimmend, ist die Tatsache, daß sich bereits 
87 vH des Bodens im Ostteil der Stadt in israelischer Hand befin­
den1". 
Zu keinem Zeitpunkt seit 1948 standen Realität und Rechtslage Jeru­
salems in Einklang mit dem Völkerrecht. Die eindeutigen Beschlüs­
se der UN-Generalversammlung und die bindenden Resolutionen 
des Sicherheitsrats entfalteten keine Wirkung. Auch die Wiederbele­
bung der Idee einer Internationalisierung Jerusalems oder zumindest 
der ummauerten Altstadt mit den religiösen Stätten, wie sie in den 
frühen Entschließungen der Generalversammlung (so in der Resolu­
tion 181(11) oder der Resolution 303(IV) vom 9. Dezember 1949) 
enthalten ist, liegt derzeit außerhalb realer Erwartung und politischer 
Erörterung. Höheres Gewicht hat, daß das Problem für Israelis wie 
Palästinenser zu einer durch historische, religiöse und nationale Wir­
kungsfaktoren aufgeladenen Prestigefrage geworden ist, in der nüch­
ternes Kalkül und übersteigerte Emotion eine brisante Stimmungsla­
ge geschaffen haben. 
Das Nachdenken über Kompromißvarianten zum Abbau der polit i­
schen und mentalen Barrieren und zum Ausgleich gegensätzlicher 
Ansprüche erbrachte einige Denkansätze, zumeist freilich von be­
grenzter Reichweite. Als Regelungsmodelle wurden zum Beispiel 
die folgenden Szenarios zur Diskussion gestellt": 

• eine territoriale Option, die die Rückgabe der Stadtbezirke mit arabischer 
Bevölkerungsmehrheit einschließlich der Altstadt, verbunden mit freiem 
Zugang der Juden zur Klagemauer, beinhaltet (diese Variante, die den 
palästinensischen Forderungen entspräche, würde im Einklang mit dem 
Völkerrecht, nicht jedoch mit den realen Machtgegebenheiten und der is­
raelischen Interessenlage stehen); 

• eine religiöse Option, nach der die heiligen Stätten und damit zentrale 
Teile der Altstadt durch Repräsentanten der drei großen Religionsgrup­
pen gemeinsam verwaltet würden (die profanen Interessenlagen der Be­
wohner Jerusalems bleiben in dieser Option unbeachtet); 

• die munizipale Option: eine administrative Gliederung der Stadt - ent­
sprechend der jeweiligen Zusammensetzung der Bevölkerung - in Bezir­
ke mit jeweils eigenständiger Verwaltung und getrenntem Etat; 

• ein funktionaler Kompromiß in Form einer gemeinsamen Verwaltung Je­
rusalems bei paritätischer beziehungsweise proportionaler, der Bevölke­

rungszusammensetzung entsprechender Besetzung der kommunalen 
Funktionen und Zuständigkeiten; 

• eine territorial-administrative Kompromißvariante, die sowohl israeli­
sche als auch palästinensische Hauptstadtinteressen bedienen würde. 
Durch einen administrativen Akt sollten danach die Stadtgrenzen in die 
palästinensischen Territorien des Westjordanlands hinein ausgedehnt 
werden, um in den neu gewonnenen Distrikten Platz für die >Hauptstadt 
der Paläs t inenser zu schaffen. Das künstlich vergrößerte Jerusalem 
könnte so zur Hauptstadt zweier Staaten respektive politischer Einheiten 
werden, ohne daß sich für Israel eine Veränderung der jetzigen Situation 
ergäbe. Arafat und seine Exekutive würden nach dieser Fiktion ihren Sitz 
de facto im Westjordanland, de jure jedoch in Jerusalem haben. 

Die Parteien der gegenwärtigen israelischen Regierungskoalition be­
kundeten in der Jerusalemfrage - im Vorfeld der Parlamentswahl 
wie auch nach Bildung der Regierung - eindeutige Positionen. Alle 
Kompromißformeln und gleichermaßen jede Präsenz palästinensi­
scher Behörden in der Stadt wurden strikt abgelehnt und Jerusalem in 
allen Wahlprogrammen zur alleinigen Hauptstadt Israels erklärt. In 
den abschließenden Verhandlungen über den endgültigen Status der 
besetzten Gebiete und über die Rechtslage der Palästinenser wird Je­
rusalem zu einem Lackmustest für den politischen Gestaltungswillen 
und die Kompromißbereitschaft aller verantwortlich beteiligten Ak­
teure werden. 

Palästinafliichtlinge 

Mit etwa 3 Millionen Menschen machen die Flüchtlinge - die bei der 
israelischen Staatsgründung Vertriebenen und Geflohenen bezie­
hungsweise ihre Nachkommen sowie die 1967 Geflüchteten - etwa 
die Hälfte des palästinensischen Volkes aus 1 2. Ähnlich wie die Sied­
lerfrage wird ihr Problem nur in einem Langzeitprozeß und in Ab­
hängigkeit von der künftigen politisch-territorialen Gestaltung der 
Region reguliert werden können. Die Suche nach Lösungen wird 
durch die Einsicht determiniert, daß das knapp 6000 Quadratkilome­
ter große Restgebiet - von möglichen territorialen Kompromissen, 
die es noch schmälern würden, zunächst abgesehen - kein ausrei­
chendes Umfeld für die gesamte palästinensische Bevölkerung bie­
ten kann. Daraus ergibt sich zwangsläufig, daß nur ein Teil der palä­
stinensischen Emigranten nach Palästina oder Israel zurückkehren 
wird. Große Gruppen von Palästinensern werden dauerhaft in arabi­
schen Staaten oder in der außerarabischen Diaspora verbleiben. Dort 
sind sie zum Teil wirtschaftlich und sozial verwurzelt und haben mit­
unter (so in Jordanien) Rechte als Staatsbürger erworben. 

Heilige Stätten dreier Religionen finden sich in 
Jerusalem auf engstem Raum. Dieser Tatsache 
trugen die Vorschläge zur Internationalisierung 
der Stadt Rechnung, wie sie etwa von den Ver­
einten Nationen vertreten wurden. Der Teilungs­
plan vom 29. November 1947, der mit 33 gegen 
13 Stimmen hei 10 Enthaltungen angenommen 
wurde, schlug die Aufteilung des britischen Man­
datsgebiets Palästina in einen jüdischen und ei­
nen arabischen Staat unter Beibehaltung der 
wirtschaftlichen Einheit des Gebiets vor; in ihm 
war Jerusalem als gesonderte Einheit (corpus 
separatum) unter einem internationalen Regime 
vorgesehen. Das dafür designierte Territorium 
reichte weit über die Stadtgrenz.en Jerusalems 
hinaus und umfaßte beispielsweise auch Bethle­
hem. 
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Das eigentliche Problem ­ auch für die Verwirklichung der einschlä­

gigen Resolutionen der Vereinten Nationen ­ besteht darin, daß fak­

tisch alle an den Verhandlungen Beteiligten kein oder nur geringes 
Interesse an den Flüchtlingen und deren Rückkehr in die Heimat be­

kunden. Die jüdische Bevölkerung Israels würde einen massenhaften 
Rückstrom von Palästinensern als zusätzliche Bedrohung der natio­

nalen Sicherheit und der individuellen Existenz perzipieren. Die 
Aufnahme oder die Entschädigung der aus Israel vertriebenen oder 
geflohenen Palästinenser oder ihrer Nachkommen durch den Staat 
Israel, aber auch deren partielle Eingliederung in die Palästinensi­

schen Gebiete, wird von israelischen Politikern unter Verweis auf Si­

cherheitsinteressen strikt abgelehnt. 
Überdies existiert jenseits des israelisch­palästinensischen Gegen­

satzes eine sich vertiefende Kluft zwischen den Palästinensern des 
Westjordanlands sowie des Gazastreifens einerseits und den Flücht­

lingen in der Diaspora andererseits. Der Gazastreifen bietet ohnehin 
keinerlei Raum für eine Aufnahme weiterer Flüchtlinge. Für die ein­

gesessene Bevölkerung des Westjordanlands und ihre Eliten wären 
Rückkehrer zunächst und vor allem Konkurrenten auf dem engen 
Arbeits­ und Wohnungsmarkt wie auch beim Tauziehen um die rea­

len respektive versprochenen Zuwendungen der Geberländer. 
Auch die Kreise um Arafat in der PLO, die bis zum Zweiten Golf­

krieg und noch unmittelbar danach auf die materielle und politische 
Unterstützung seitens der Exilpalästinenser angewiesen waren, ha­

ben sich seit ihrer Ankunft in Palästina und im Verlaufe des Ver­

handlungsprozesses infolge der internationalen Zuwendungen nicht 
nur eine neue ­ freilich sehr dünne ­ materielle Basis schaffen kön­

nen, sondern auch in Teilen der Bevölkerung des Westjordanlands 
und vor allem in der PA­Bürokratie eine Klientel gefunden, die ihnen 
als soziale und politische Basis dient. Ihr Interesse am Exil schwin­

det, außer vielleicht an kapitalkräftigen Investoren und Teilen der 
hochqualifizierten Intelligenz, die bisher jedoch wenig Rückkehrnei­

gung zeigen. 
Der geringe Stellenwert, den die Flüchtlingsfrage in den bisherigen 
Verhandlungen eingenommen hat, ist somit nicht nur der israeli­

schen Abwehrhaltung, sondern gleichermaßen dem geringen Inter­

esse der palästinensischen Verhandlungsführer geschuldet. Abgese­

hen vom (selbst von finanziellen Sorgen geplagten) U N R W A haben 
die Flüchtlinge keine Lobby, und ihre Interessen, Ansprüche und 
Hoffnungen tauchen in den bisherigen Vereinbarungen kaum auf. 
>Oslo I< und mehr noch >Oslo II< bedeutet letztlich eine Absage an 
den Nationalstaat für alle Palästinenser. Die benannten objektiven 
und subjektiven Widerstände lassen befürchten, daß das Problem 
längerfristig ungeregelt bleibt, daß auch die abschließenden Ver­

handlungen keine befriedigende Konsensregelung erbringen werden 
und daß die Lösung der nationalen Frage der Palästinenser durch ei­

ne territoriale Zusammenführung des gesamten Volkes bereits heute 
eine Utopie ist. 

I I I . Erfolgsaussichten ohne Erfolgsgarantien 

Der gegenwärtige Stand der Nahostgespräche ergibt ein wenig opti­

mistisch stimmendes Bild. Den hoffnungsvollen Ansätzen der zwei 
produktiven Jahre zwischen dem Sommer 1993 und dem Herbst 
1995 folgten Stagnation und Rückschritt. Noch stoßen sich im Na­

hen Osten allgemein wie auch in der israelisch­palästinensischen 
Konfrontation und Konsenssuche Vernunft und Zukunftshoffnun­

gen hart an den Egoismen und Realitäten. Für ein regionales Sicher­

heitssystem und die wirtschaftliche Integration, selbst für begrenzte 
Kooperationszusammenhänge etwa auf dem Gebiet der gemein­

schaftlichen Nutzung der Wasserressourcen, fehlen sowohl objekti­

ve Voraussetzungen als auch subjektiver Gestaltungswille. Die glei­

che Aussage mag mit Blick auf die offenen, bisher bewußt offenge­

haltenen kardinalen Problemfälle und Streitmassen im israelisch­

palästinensischen wie im israelisch­syrischen Verhältnis gelten. 
Es ist unschwer vorauszusagen, daß der Friedensprozeß im Nahen 
Osten weiterhin vielen Ungewißheiten und Gefährdungen ausgesetzt 
bleiben wird. Neben den optimistischen Szenarios lauern die Gefah­

ren weiterer Stagnation beziehungsweise die Option des Abbruchs 
oder eines Zurück zum Status quo ante. Die Vision von einer befrie­

deten und prosperierenden Nahostregion mit demokratisch verfaßten 
Staaten, miteinander kooperierenden Völkern und garantierten Men­

schenrechten bleibt zunächst ein Prinzip Hoffnung, eine vage Mög­

lichkeit des historischen Prozesses neben anderen, eher von Kon­

frontation geprägten Zukunftsszenarios. Sie markiert dennoch den 
einzig erfolgversprechenden Weg, um den vielfältigen gesellschaft­

lichen Herausforderungen und Konfliktpotentialen im Übergang 
vom 20. zum 21. Jahrhundert kollektiv zu begegnen. Unterstützende 
Einwirkungen äußerer Mächte, möglichst gebündelt durch die dazu 
legitimierte Weltorganisation, werden eine wichtige Voraussetzung 
für die produktive Weiterführung der Nahostgespräche bleiben; sie 
werden nicht nur erneute Ausbrüche der Gewalt im Nahen Osten ab­

zublocken, sondern auch die politischen Akteure in der Region mit 
Konsequenz dazu anzuhalten haben, ihre internationalen Verpflich­

tungen zu erfüllen. 

In diesem Aufsatz werden Gedankenlinien fortgeschrieben, die ­ unmittelbar nach dem 
Zweiten Golfkrieg ­ in V N 4/1991 zum Ausdruck gekommen waren (siehe insbesonde­

re Friedemann Büttner, »Frieden für Land< oder »Frieden für Frieden«. Nahostkonllikt 
und Palästinafrage nach dem Zweiten Golfkrieg, S.139ff.). Gleichzeitig werden einige 
Rechercheergebnis.se mitgeteilt, die im Wintersemester 1995/96 in einem Kolloquium 
am Fachbereich Politische Wissenschaft der Freien Universität Berlin diskutiert und in­

zwischen in einem Sammelband publiziert wurden (Sabine Holmann / Ferhad Ibrahim, 
Versöhnung im Verzug. Probleme des Friedensprozesses im Nahen Osten, Bonn 1996). 
Die letztgenannte Publikation enthält eine umfassende Chronologie des Nahost­Frie­

densprozesses und Verweise auf weiterführende Literatur. 

1 Text: U N Doc. A/48/486­S/26560 v. 11.10.1993; deutsch in: Europa­Archiv, Folge 
24/1993, S. D526­535. 

2 Text in: А/49/180­S/1994/727 v. 20.6.1994. 
3 Israel Foreign Ministry. Information Division, The Interim Agreement between Isra­

el and the PLO. Jerusalem, September 28, 1995. Zusammenfassung der Hauptpunk­

te in: Internationale Politik, Nr. 8/1997, S. 80­85. 
4 Offensichtlich war Israel bestrebt, jeden Anschein der >Autonomie< zu vermeiden. 

Die Bezeichnung »Interim Self­Government Arrangements« nimmt Bezug auf 
>Selbstregierung< ­ also auf einen Begriff, der in der UN­Charta in Kapitel X I ver­

wendet wurde. M i t »Hoheitsgebieten ohne Selbstregierung< (Non­Self­Governing 
Territories) sind die damaligen Kolonien (Gebiete, »deren Völker noch nicht die 
volle Selbstregierung erreicht haben«) gemeint; Gebiete mit voller Selbstregierung ­

etwa die damaligen britischen Dominions Australien oder Kanada ­ waren sogar 
Gründungsmi tg l ieder der Vereinten Nationen. Genaugenommen reicht zumindest 
die »volle Selbstregierung< über eine »Autonomie«, wie sie etwa Südtirol oder das 
Aostatal genießt, weit hinaus. 

5 Dem Interimsabkommen (s. Anm. 3) entsprechend hat sich Israel (wie zuvor schon 
aus Jericho) aus den Städten Bethlehem, Jenin, Kalkil i ja , Nablus, Ramallah und T u l ­

karem sowie später Hebron zurückgezogen; sie bilden die »Zone A<. die 3 vH der 
Fläche und 20 vH der Bevölkerung des Westjordanlands umfallt. Dieses Gebiet wird 
uneingeschränkt von der PA verwaltet. In der »Zone B< ist Israel für die Sicherheit is­

raelischer Bürger sowie die Terror ismusbekämpfung zuständig, die paläst inensische 
Polizei für die Sicherheit der Palästinenser sie umfaßt 450 paläst inensische Dörfer 
Aus der »Zone B< wie aus dem restlichen Gebiet, der »Zone C<, die nur ein Zehntel der 
Bevölkerung des Westjordanlands umfaßt, aber 70 v H der Fläche, soll sich Israel 
phasenweise zurückziehen; einstweilen ausgenommen sind j üd i sche Siedlungen und 
Mili tärgelände. 

6 V g l . u. a. Klaus Timm, Fünf Jahre Nahost­Verhandlungen: Ergebnisse, Erfahrungen 
und Optionen politischer Regelungen, in: Hofmann/Ihrahim (a.a.O.), S. 36 ff. 

7 Joseph Alpher, Settlements and Borders. Final Status Issues: Israel ­ Palestinians, 
Tel A v i v 1994, S. 12. 

8 Siehe auch Manfred Riedmair, Souveränität Uber Jerusalem. Rechtliches und Zeitge­

schichtliches zum politischen Problem, V N 6/1980 S. 195 ff. 
9 Statistical Abstract of Israel 1995, Jerusalem 1995, S. 47 ff. 

10 Sarah Kaminker, East Jerusalem: A Case Study in Political Planning, in: Palestine­Is­

rael Journal of Politics, Economics and Culture, V o l . I I , No. 2, Jerusalem 1995, 
S. 59 ff. 

11 V g l . u. a. Dore Gold, Jerusalem. Final Status Issues: Israel ­ Palestinians, Tel A v i v 
1995, S. 26ff. 

12 1995 gab es weltweit 6,2 Mill ionen Paläst inenser; davon lebten 1,87 Mil l ionen in 
Jordanien, 1,23 Mill ionen im Westjordanland (einschließlich Ost­Jerusalems), 0,73 
Mill ionen im Gazastreifen, 0.39 Mill ionen in Libanon und 0.36 Millionen in Syrien. 
Bis zum Jahre 2010 wird ihre Zahl vermutlich auf 9.35 Millionen anwachsen. Der 
Anteil registrierter Flüchtl inge wurde vom U N R W A für die wichtigsten Aufnah­

meländer (Stand: Januar 1993) wie folgt angegeben: Jordanien 1 042 123, Gazastrei­

fen 582 863, Westjordanland 472 573, Libanon 324 219, Syrien 306 042. ­ V g l . auch 
Shlomo Gazit, The Palestinian Refugee Problem. Final Status Issues: Israel ­ Pa­

lestinians, Jerusalem 1995, S. 35f. 
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Die eigentliche Bewährungsprobe steht noch aus 
Der Friedensprozeß und die israelische Gesellschaft MOSHE Z U C K E R M A N N 

Sich über Israel und den Friedensprozeß zum gegenwärtigen Zeit­
punkt in Form eines Artikels zu äußern, kann als durchaus gewagt 
gelten. Zu viel Zufälliges spielt in die strukturellen Abläufe mit hin­
ein; zu große Diskrepanzen zwischen friedenssehnsüchtiger Ideolo­
gie und friedensunwilliger Praxis, zwischen manipulativer Rhetorik 
und offensichtlicher Lethargie im Handeln determinieren den Stand 
eines bereits vor einigen Jahren begonnenen Prozesses. Statt einer 
Analyse der aktuellen Lage, die man sehr bald schon revidieren müß­
te, erscheint eine Erörterung des steckengebliebenen Friedenspro­
zesses im Hinblick auf strukturelle Konfliktpotentiale und wesentli­
che Widersprüche der israelischen Gesellschaft angemessen. Denn 
wie schillernd und unvorhersehbar auch immer sich die Entwicklun­
gen der israelischen Tagespolitik im einzelnen ausnehmen mögen -
die Strukturprobleme erweisen sich insgesamt als weithin beständig. 
Ausgangspunkt der Betrachtung soll die Ermordung des israelischen 
Premierministers Itzhak Rabin vor zwei Jahren sein. 

* * * 

Worauf auch immer diejenigen gezielt haben mögen, die unmittelbar 
nach der Mordtat des 4. November 1995 davon sprachen, es erweise 
sich nun endlich, daß Israel eben doch eine »ganz normale Gesell­
schaft« sei, eines steht fest: Was sich schlaglichtartig im Terrorakt 
manifestierte, waren gerade die die israelische Realität kennzeich­
nenden Momente des Anomalen (wie immer man das Normale in ei­
nem Zeitalter, in welchem es zumeist ideologisch heteronom vermit­
telt und perzipiert wird, definieren mag). Gemeint ist damit nicht das 
Selbstverständliche, nämlich die Zurückweisung der letztlich zyni­
schen Vorstellung, das Gewalttätige müsse als Maßstab von Norma­
lität im Sinne des faktisch Vorherrschenden akzeptiert werden. Ge­
meint sind vielmehr die wesentlichen Widersprüche, welche die is­
raelische Gesellschaft von Beginn an charakterisiert und entschei­
dend mitgeprägt haben. Die Wirklichkeit Israels ist weder in ihren 
historischen Vorbedingungen noch in ihrer gesellschaftlichen Orga­
nisation und politischen Praxis als >normal< zu bewerten. Die her­
ausragenden Faktoren dieser Wirklichkeit sollen im folgenden erör­
tert werden. 
Etwas von >Verspätung< haftete der israelischen Staatsgründung an. 
Von geringerer Bedeutung ist hierbei die schlechterdings anmaßen­
de Frage, inwiefern eine frühere Konstituierung des Staates den Ho­
locaust hätte verhindern können; die Opfer jener unsäglichen welt­
geschichtlichen Katastrophe sollten nicht noch im nachhinein auf die 
Raison d'être des politischen Zionismus hin teleologisiert werden. 
>Verspätet<, wenn auch gerade durch Auschwitz erklärbar, mag sich 
hingegen eine auf Vorstellungen des 19. Jahrhunderts basierende, 
mitten im 20. vollzogene Nationalstaatsbildung ausnehmen. Daß da­
bei im eigenen Anspruch dem modernen politischen Akt eine archai­
sche - nämlich religiöse, zudem noch ethnisch fundierte - Legitima­
tionsbasis unterlegt wurde, verleiht der dergestalt ideologisierten 
Ungleichzeitigkeit zwar eine gewisse Eigenwilligkeit, gehorcht aber 
gleichwohl ganz und gar der inneren Logik besagter Verspätung. 
Aus der gleichen Quelle des Widersprüchlichen speist sich auch die 
wie selbstverständlich nach westlichem Vorbild erfolgte Gründung 
eines Staates mitten in der Levante. Dies erklärt sich aus der von den 
Machtinteressen der globalen Blöcke nach dem Zweiten Weltkrieg 
herrührenden Funktion einer >Bastion des Westens<, weist jedoch 
über diese - zumal im Selbstverständnis des neugegründeten Staates 
- auch hinaus. Den Widerspruch barg gleichermaßen der schon in 
der Vorgeschichte des Staates manifest gewordene Ansatz einer so­

zialistisch beziehungsweise sozialdemokratisch ausgerichteten ge­
sellschaftlichen Formierung im Rahmen eines doch schon kapitali­
stisch prädeterminierten Umfelds in sich. Es war dies ein Ansatz, der 
dann rasch (im Grunde schon in den fünfziger Jahren als Folge der 
im Zuge der Blockpolitik geforderten >Entscheidung<) in eine zuneh­
mend kapitalistische Praxis umschlug. Mochten sich im übrigen die 
zionistischen Ideologeme noch so sehr im Pathos ihrer eigenen posi­
tiven Selbstdarstellung ergehen, so steht doch fest, daß sich zumin­
dest die Beschleunigung der zionistischen Staatsgründung in erheb­
lichem Maße Heteronomem - dem Impetus des Holocaust - ver­
dankte. 
So lassen sich denn mehrere Zentralachsen des Widerspruchs in der 
demnächst fünfzig Jahre alten israelischen Gesellschaft ausmachen. 
Während die Ideologie des staatlichen Zionismus auf der Prämisse 
der Negation der Diaspora fußt, war die Existenz des Staates von An­
beginn auf die Masseneinwanderung von Diaspora-Juden angewie­
sen. Dies hatte zur Folge, daß man in großem Maßstab den moralisch 
gepriesenen und bürokratisch verwalteten Import des Diaspora-Sub­
jekts betrieb, um das diasporamäßig >Fremde< an ihm alsdann unter 
der Parole eines homogenisierenden >Schmelztiegels< um so akribi-
scher zu purgieren. Ziel war die auf Integration ausgerichtete Schaf­
fung des >neuen Juden<, die aber, bei allem ausgewiesenen >Erfolg<, 
auf eine zunehmende Diskrepanz zwischen der vorwiegend hetero­
gen gebliebenen, in nicht geringem Maße vom eingewanderten Dia­
spora-Judentum geprägten Lebenswelt und der staatlich verordne­
ten, politisch vermittelten und institutionell verfestigten Einheitsi­
deologie hinauslief. 
Aus der Chronik des politischen Zionismus in diesem Jahrhundert 
erklärbar, ergab sich darüber hinaus, daß trotz der massiven, seit den 
fünfziger Jahren zunehmend angestiegenen Einwanderung von Ju­
den aus orientalischen Ländern die Hegemonie aschkenasischer -
aus Europa stammender - Juden in Politik, Wirtschaft, Militär sowie 
in den dominanten Bereichen der offiziellen Kultur nie ernstlich in 
Frage gestellt wurde. Auch dann nicht, als sich die demographischen 
Verhältnisse schon zugunsten der orientalischen Juden verschoben 
hatten. Daß dabei nicht unbedingt böser Wil le , sondern eher missio­
narischer Eifer - gekoppelt mit dem Bewußtsein einer dem westli­
chen Fortschrittsanspruch entsprechenden, vermeintlich objektiven 
Notwendigkeit, die rücks t änd igem Immigranten an die ungewohn­
ten Verhältnisse des modernen neuen Staates anzugleichen - im 
Spiele war, änderte nichts daran, daß die der israelischen Realität ei­
gene ethnische Komponente von Anfang an mit einer nie ganz ver­
siegenden politischen Brisanz aufgeladen war. 
Ähnliches gilt für das Verhältnis von Staat und Religion. Ungeachtet 
des vorherrschend säkularen Selbstverständnisses und der politisch 
proklamierten sowie institutionell fixierten Ausrichtung auf die Eta­
blierung einer modernen Demokratie, war die politische Praxis in Is­
rael stets durch eine eigentümliche, meist ambivalente, oft aber auch 
von spürbarem Ressentiment getragene Rücksicht auf die Religion 
oder vielmehr auf das religiöse Establishment gekennzeichnet. Was 
dabei - über parlamentarische Koalitionsüberlegungen hinaus und 
bei aller Differenzierung zwischen ultraorthodoxen Antizionisten, 
zionistischen Nationalreligiösen und sonstigen traditionell orientier­
ten Halbgläubigen - immer mitschwang, war das unbestimmte Ge­
fühl einer Art kultureller Unterlegenheit bei der säkularen Begrün­
dung des Judeseins. Der Alternative zwischen der objektiven Be­
stimmung durch den Antisemitismus und der subjektiven durch die 
Religion mußte für den sich als >neuen Juden< verstehenden, einen 
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Anspruch auf Selbstbestimmung erhebenden Israeli etwas latent Be­
unruhigendes anhaften. Es ist wohl aber gerade deshalb kein Zufall, 
daß mit der (objektiv durchaus begründbaren, wenn auch allzu wenig 
hinterfragten) Tabuisierung der israelischen Sicherheitsdoktrin von 
Anfang an eine Fetischisierung des sogenannten Status quo im Ver­
hältnis von Staat und Religion einherging. 
Hiermit hängt nun ein anderer, höchst gravierender Widerspruch zu­
sammen. Während eine beträchtliche Minderheit von palästinensi­
schen Arabern unabweisbar einen Bestandteil der israelischen Ge­
sellschaft darstellt, versteht sich Israel (und proklamiert demgemäß 
seine Staatsdoktrin) als >Staat der Juden< - ein Umstand, dem eine 
Diskriminierung und daraus resultierende Repression vieler israeli­
scher Staatsbürger gleichsam strukturell innewohnt. Daß man sich 
offiziell der Tugenden eines demokratischen Rechtsstaats rühmt, zu­
gleich aber nahezu sämtliche Machtpositionen in allen Sphären des 
sozialen, politischen und wirtschaftlichen Lebens Juden vorbehält, 
macht einerseits den objektiv ideologischen Charakter des israeli­
schen Selbstverständnisses aus, weist aber andererseits auch auf eine 
offiziell bislang tabuisierte Aporie israelischen Daseins hin. Denn 
die Partikularität eines Judenstaates verträgt sich schlechterdings 
nicht mit dem universalistischen Anspruch einer modernen Demo­
kratie. 
Wiederum ähnliches gilt auch für die über Jahrzehnte - vor und nach 
der Staatsgründung - tradierten sozialistischen Gleichheitsvorstel­
lungen. Diese konnten objektiv von vornherein allenfalls in höchst 
beschränktem Maße in eine sich auf die Gesamtgesellschaft auswir­
kende Wirtschaftspraxis umgesetzt werden; dennoch waren sie 
grundlegend für das Ethos der jungen, sich allmählich herauskristal­
lisierenden Gesellschaft wie für die zentralen Institutionen des staat­
lichen Zionismus. Bezeichnend ist hierbei nicht nur der allmähliche 
Verfall beziehungsweise die gravierende Krise bedeutender Einrich­
tungen des israelischen Sozialismus samt seiner sozialdemokrati­
schen Ausformungen, so des Gewerkschaftswesen und der Kibbutz-
Bewegung, sondern vor allem die nicht zu übersehende Tendenz, 
daß mit dem rapide ansteigenden Wohlstand sich eine immer größe­
re und auch immer schwerer zu überbrückende sozio-ökonomische 
Kluft innerhalb der israelischen Klassengesellschaft öffnet. Es ist in 
den letzten Jahren von über 800 000 Bürgern, darunter über 250 000 
Kindern, die Rede, die unter der vom staatlichen Statistischen Amt 
definierten offiziellen Armutsgrenze leben. 
Diese erheblichen Widersprüche innerhalb der israelischen Gesell­

schaft wirkten freilich lange Jahre meist nur unterschwellig; sie ent­
luden sich nicht mit voller Vehemenz und offenbarten sich nicht in 
ihrer ganzen politischen Brisanz. Kamen sie einmal zum Ausbruch, 
war dieser kurzfristig und wurde für gewöhnlich schnellstens ge­
drosselt. Dies war der nach innen kohäsiv wirkenden Funktion des 
von außen geübten Druckes zu verdanken, nämlich der teils unbe­
streitbar realen, teils aber ideologisch instrumentalisierten, zuweilen 
gar parteipolitisch genutzten Bedrohung Israels durch seine arabi­
schen Nachbarstaaten. Die scheinbar zwangsläufig geführten, peri­
odisch auftretenden blutigen Kriege stärkten natürlich nur noch das 
Gefühl der Notwendigkeit von innerer Einheit und Solidarität, beför­
derten die Pathetik eines interne Konflikte dämmenden, gefährliche 
Zerrissenheiten beschwichtigenden >Zusammenhalts<. 
Es ist nun dieser externe Druck, der seit Beginn der neunziger Jahre 
mit dem nach der palästinensischen Intifada und infolge der Auswir­
kungen des Zweiten Golfkriegs einsetzenden Friedensprozeß im Na­
hen Osten seine langjährige Wirkungskraft nach und nach zu verlie­
ren beginnt. Spätestens seit der Regierungsübernahme durch den so­
genannten Linksblock im Jahre 1992 und angesichts der von ihm 
verfolgten Politik des Ausgleichs herrschte bei einem großen Teil 
der israelischen Bevölkerung das Gefühl vor, daß ein Krieg in ab­
sehbarer Zukunft nicht mehr bevorstehe, daß ein (wie auch immer 
definierter) Frieden mit den Nachbarn zumindest möglich werde und 
die archaische Bedrohung (samt der Überzeugungskraft ihrer ideolo­
gischen Perpetuierung) abgenommen habe. Nicht daß die latente 
Angst vor blutigen Terroranschlägen nicht vorhanden wäre; nicht 
daß es keine Versuche von rechter politischer Seite gäbe, die Angst 
immer wieder propagandistisch zu schüren beziehungsweise sie zu 
mißbrauchen, sobald sich ein Opfer fordernder Terrorakt ereignet 
hat. Gleichwohl ist es unverkennbar, daß die Annäherung an die ehe­
maligen Feinde (einschließlich der ganz und gar perhorreszierten 
Erzfeinde wie Yassir Arafat) und der Dialog mit ihnen dem traditio­
nell gepflegten Gefühl der Bedrohung zumindest seine mythische 
Dimension einer von fremder Ferne (oder auch: entfremdeter Nähe) 
drohenden Gefahr genommen habe. Um Mißverständnisse zu ver­
meiden, sei angefügt, daß damit noch nichts über den Friedensprozeß 
selbst ausgesagt ist. Es geht hier zunächst um einen grundlegenden 
Stimmungswandel und um dessen mögliche Auswirkungen auf 
überkommene Vorstellungen von der innerhalb der israelischen Ge­
sellschaft - besonders aber unter ihren jüdischen Bürgern - herr­
schenden Kohäsion. 

Vom >Falken< zur >Taube< gewandelt hatte sich 
der einstige Held der >Befreiung Jerusalems< 
Itzhak Rahin, der als israelischer Premiermini­
ster einen historischen Tabuhruch beging und im 
September 1993 Yassir Arafat, dem Chef der 
PLO, in Washington öffentlich die Hand zum 
Frieden reichte. Der Haß, den dies unter Extre­
misten in der eigenen Gesellschaft hervorrief, 
drückte sich in dem - bezeichnenderweise wäh­
rend einer Friedenskundgebung erfolgten - An­
schlag des 4. November 1995 aus. Die schlichte 
Gedenkstätte am Ort der Ermordung Rabins in 
Tel Aviv wurde seither Ziel vieler nach Frieden 
und Ausgleich strebender Israelis insbesondere 
aus der jungen Generation. 
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So lassen sich denn, wenn der geschilderte äußere Druck vermeintli­
cher oder realer Bedrohung tatsächlich im Schwinden begriffen ist, 
vier zentrale Kraftfelder des Ausbruchs potentieller Konflikte inner­
halb der israelischen Gesellschaft ausmachen: 
- eine ethnische (die jüdisch-arabische Kluft einschließende) Dis­

krepanz; 
- eine Diskrepanz zwischen religiösen und nicht-religiösen Juden; 
- eine sozio-ökonomisch begründete Klassendiskrepanz; 
- schließlich eine makropolitisch (nicht sozio-ökonomisch!) moti­

vierte Diskrepanz zwischen linken und rechten Vorstellungswel­
ten im Hinblick auf anstehende Territorial- und Siedlungsent­
scheidungen und die damit zusammenhängenden Fragen einer 
Friedensregelung sowie der Gestaltung einer israelisch-palästi­
nensischen Koexistenz. 

Diese Konfliktachsen, obgleich miteinander aufs engste verknüpft, 
sind unterschiedlich gewichtig. Langfristig werden wohl wirtschaft­
liche Klüfte und ethnisch-kulturelle Spannungen eine bedeutende 
Rolle spielen; akut scheint aber im Moment das Problem der allseits 
beschworenen >Versöhnung< zwischen der Staatsräson und der reli­
giösen Raison d 'être zu sein. Dies bedarf näherer Erörterung. 

Der Sieg im Sechs-Tage-Krieg von 1967 bewirkte eine gravierende 
(wenn auch als solche damals kaum vorhersehbare) Wende im israe­
lischen Selbstverständnis. Die im Verlaufe dieses Krieges besetzten 
Gebiete verwandelten sich für Israel nach und nach - endgültig para­
doxerweise erst nach dem Abflauen des in der Folge des Sieges von 
1967 ausgebrochenen, mit dem Jom-Kippur-Krieg von 1973 dann 
zum Stillstand gelangten Triumphalismus - von einer als temporäres 
politisches Faustpfand begriffenen (Kriegs-)Errungenschaft in ein 
Objekt ideologisch begründeter Begierde. Von größter Bedeutung 
war hierbei, daß die ideologische Komponente dieser Verwandlung 
alsbald in eine religiöse Fundierung der neuen militärisch-politi­
schen Wirklichkeit umschlug, die Folgen des militärischen Gewalt­
aktes mithin eine theologische Legitimation erfuhren. Die Eroberung 
der Gebiete (vor allem die des Westjordanlands) wurde jetzt nämlich 
als Zeichen des Beginns der jahrtausendelang ersehnten messiani-
schen Erlösung des jüdischen Volkes ausgelegt, als endlich erfolgte 
Rückkehr des Volkes Israel in das gelobte Land, die Heimat seiner 
Urväter. Die Tatsache, daß dabei handfeste wirtschaftliche Interes­
sen vor allem an der Ausbeutung billiger palästinensischer Arbeits­
kraft eine höchst gewichtige Rolle spielten, sollte keineswegs darü­
ber hinwegtäuschen, daß die religiöse Begründung der Eroberung 
nicht nur (objektiv gesehen) als ideologische Rechtfertigung der Re­
pression fungierte, sondern in der Tat von einem tiefen (subjektiven) 
Glauben getragen wurde. Dieser freilich sollte schon bald zum Ideo­
logen) im Dienste einer von Staats wegen betriebenen Politik ausar­
ten. 
Ab Mitte der siebziger Jahre setzte in Israel ein Prozeß allmählich zu­
nehmender Polarisierung hinsichtlich der Einstellung zur Okkupati­
on ein. Gegenüber einem religiösen, in seinen extremen Flügeln von 
aktionistischem Fanatismus getragenen Fundamentalismus entstand 
der erste (zunächst freilich winzige) Kern dessen, was sich späterhin 
zur israelischen Friedensbewegung entwickeln sollte; allerdings 
handelte es sich hier nicht um ein symmetrisches Kräftefeld. Nicht 
übersehen werden sollte, daß die jüdische Besiedlung der besetzten 
Gebiete, welche in den Zeiten der ab 1977 herrschenden Likud-Re-
gierungen ihren Höhepunkt erreichte - unter Einsatz gewaltiger wirt­
schaftlicher Ressourcen und mit planmäßig durchgeführter Expansi­
on - , ihren Anfang noch unter der zuvor regierenden Arbeitspartei 
genommen hatte. Die Besatzungspolitik wurde von allen israeli­
schen Regierungen unter ökonomischen Aspekten und sogenannten 
Sicherheitsgesichtspunkten (wenn auch mit unterschiedlichen ideo­
logischen Vorzeichen) betrieben. Daß daoei zuweilen gerade die re­

ligiösen Siedler - und nicht nur von rechter Seite - als die den gängi­
gen zionistischen Mythen gemäßen >echten Idealisten< und eigentl i­
chen Pioniere< der israelischen Gesellschaft gepriesen wurden, dien­
te nicht nur der Selbstbestätigung der sich als wahre Zionisten rüh­
menden Träger der objektiv praktizierten Repression, sondern auch 
als eine Art Beruhigungs-, wenn nicht gar Betäubungsmittel für jene, 
die die Okkupation ohne pathoserfüllte ideologische Vision fort­
führen wollten. Gleichwohl war es vor allem die im rechten polit i­
schen Lager vertretene (mithin religiös begründete, aber auch unter 
nicht-religiösen Aspekten propagierte) Ideologie eines Groß-Israel, 
die die fortwährende Besetzung über Jahre hinweg politisch am Le­
ben erhielt und die zu ihrer Aufrechterhaltung notwendigen Mittel 
legitimierte. Lange Zeit gab es denn auch innerhalb des größten Teils 
der israelischen Gesellschaft keine echte Auseinandersetzung Uber 
die Zukunft der besetzten Gebiete und die Rolle der Siedlungsbewe­
gung, welche die Landnahme aktiv betrieb. 
Ein gravierender Riß im israelischen Konsens, der über Jahrzehnte 
von einer Mentalität des >Alle-Welt-ist-gegen-uns< geprägt war, 
wurde während der äußerst vehement geführten öffentlichen Debat­
te um den Libanonkrieg von 1982 deutlich. Spätestens seit der le­
gendären >Demonstration der 400 000< nach dem von Libanesen im 
stillen Einvernehmen mit dem israelischen Militär vollführten Mas­
saker in den Flüchtlingslagern Sabra und Schatila wurde klar, daß die 
israelische Öffentlichkeit nicht mehr gewillt war, alle Beschlüsse 
und Aktionen der Regierung und des Militärs blindlings abzusegnen, 
und daß dieser anfangs allgemein befürwortete Krieg eine nicht mehr 
zu Ubersehende Polarisierung der politischen Lager bewirkt hatte. 
Ein erster Kulminationspunkt dieses durch das Hineingeraten in den 
libanesischen Sumpf beschleunigten Prozesses manifestierte sich 
dann Ende der achtziger Jahre in der hitzigen innerisraelischen Aus­
einandersetzung um die Intifada, jene Erhebung der palästinensi­
schen Bevölkerung gegen das israelische Okkupationsregime, die 
dem David-Goliath-Mythos der israelischen Selbsteinschätzung 
endgültig den Todesstoß versetzte. Ein weiterer gewichtiger Faktor 
bei der Aufweichung des traditionell hermetischen Konsensverhal­
tens ergab sich sodann als Auswirkung des Zweiten Golfkriegs im 
Jahre 1991. Diente der Feldzug gegen Saddam auch einem objekti­
ven israelischen Interesse - der Zerschlagung der potentiell größten 
militärischen Bedrohung Israels im gesamten nah- und mittelöstli­
chen Raum - , so trat doch zutage, daß die Ohnmachtssituation der 
Bevölkerung angesichts der Raketenangriffe auf israelische Städte 
keinesfalls einheitliche (>nationale<) Reaktionen erforderlicher Aus­
dauer und notwendigen Durchhaltevermögens zeitigte. Obwohl 
dann eine ernsthafte Debatte über das Geschehene nicht stattfand, 
die teilweise hysterische (in sich aber wiederum bemerkenswert 
>normale<) psycho-kollektive Reaktion auf die Bedrohung vielmehr 
sehr bald nach Beendigung des Krieges gründlichst verdrängt wurde, 
hatten doch diese merkwürdigen Wochen kollektiver ziviler Macht­
losigkeit deutlich gemacht, daß der Konsens auch im Hinblick auf 
diese Art der Erprobung nationaler Standhaftigkeit zumindest ange­
zweifelt werden konnte. 
Auf dieser (hier nur lapidar skizzierten) Grundlage gradueller Ver­
schiebung innerhalb der Matrix der ehemals vermeintlich homoge­
nen mentalen Wahrnehmung gesamtnationaler politischer Abläufe 
lassen sich auch Grundhaltungen bezüglich des seit 1992 forciert be­
triebenen Friedensprozesses beurteilen. Und auch hierbei können 
Momente elementaren Widerspruchs - oder zumindest doch unein­
deutiger Ausrichtung - ausgemacht werden. Denn obgleich durch 
die mit den Palästinensern getroffenen Vereinbarungen von Oslo ob­
jektiv zweifellos reale Möglichkeiten für eine grundlegende Verän­
derung der Beziehungen zwischen beiden Nationalkollektiven im 
Sinne einer friedvollen Koexistenz entstanden sind, ist immer noch 
nicht ganz klar, inwieweit die konsequente Umsetzung dieser Mög­
lichkeiten in der Praxis nicht bloß Lippenbekenntnis bleibt. Es ist 
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auch noch nicht ganz klar, inwieweit sich die neuen Realitäten letz­
ten Endes nicht lediglich als eine mit friedlichen Mitteln gehandhab­
te Perpetuierung der Okkupation erweisen könnten. Darüber hinaus 
bedeutet gerade der von den Massenmedien plastisch vermittelte 
Verkehr israelischer Politiker mit ehemals als >Nazis< tabuisierten 
Gesprächs- und Friedenspartnern wie PLO-Chef Yassir Arafat den 
Einsturz traditioneller Mythen vom >ewigen Feind< für die einen, den 
endgültigen Beweis für die Abirrung vom rechten zionistischen Weg 
- wenn nicht gar für den > Verrat am jüdischen Volk< - für die ande­
ren. Zudem muß festgehalten werden, daß das, was für die Palästi­
nenser insgesamt die Eröffnung einer (wenngleich vorerst undurch­
sichtigen) neuen Chance bedeutet, für sehr viele Siedler im besetzten 
Westjordanland den Zusammenbruch einer Welt (und sei es eine le­
diglich mythisch begründete) darstellt. 
So besehen, ist die Friedensbereitschaft des allergrößten Teils der is­
raelischen Bevölkerung bei aller Rhetorik im Tone der Kriegsmü­
digkeit und trotz der pathoserfüllten Visionen vom heraufdämmern­
den >neuen Nahen Osten< im Grunde noch nicht auf die Probe gestellt 
worden. Denn wenn eine wirkliche, die Interessen der Palästinenser 
wahrende Friedensregelung die Ausschaltung der Siedlungsbewe­
gung und den Abbau bestehender Siedlungen im Westjordanland zur 
Voraussetzung hat; wenn darüber hinaus davon ausgegangen werden 
kann, daß zwar die überwiegende Mehrheit der Siedler - die aus 
wirtschaftlichen Erwägungen den Siedlungen beigetretenen zumal -
sich der Realität eines israelischen Rückzugs aus den besetzten Ge­
bieten nicht allzu standhaft, ein harter Kern ideologisch fanatisierter 
Hardliner und religiös überspannter Fundamentalisten hingegen mit 
um so größerer Vehemenz widersetzen wird; wenn also in Betracht 
gezogen werden muß, daß mit einiger Wahrscheinlichkeit sich der 
Abbau der Siedlungen weder friedvoll noch gewaltfrei vollziehen 
lassen wird, dann muß erst abgewartet werden, wie die Reaktionen 
aller an diesem traumatischen Ereignis auf jüdisch-israelischer Seite 
Beteiligten sein werden. Werden radikale Siedler zu blutiger Gewalt 
gegen israelische Soldaten bereit sein, werden Soldaten dem Kom­
mando zur notwendigen Gewaltanwendung, gar einem Schießbefehl 
auf Räumungsverweigerer, gehorchen, werden die allermeisten Isra­
elis dem Gedanken eines vom Staat unternommenen massiven Ge­
waltvollzugs von >Juden gegen Juden< überhaupt standhalten kön­
nen? 
In dieser Hinsicht manifestiert sich in den auf Itzhak Rabin am 4. No­
vember 1995 (bezeichnenderweise bei einer Friedenskundgebung) 
abgegebenen Schüssen zweierlei: ein gleichsam schlaglichtartiges 
Aufscheinen dessen, was an Gewalt möglicherweise noch bevor­
steht, und der Ausdruck einer bereits latent vorwaltenden Entzwei­
ung, einer nur sehr schwer, wenn denn überhaupt noch zu über­
brückenden Kluft innerhalb der jüdischen Bevölkerung Israels. Daß 
dabei eine Symbolgestalt - die Verkörperung des mythischen >Sab-
re< (des vom Zionismus geschaffenen >neuen Juden<), der auf Si­
cherheit pochende Soldat, aber auch der zum Frieden bekehrte poli­
tische Falke, der zum Symbol und Paradigma einer zwar Gefahren 
bergenden, aber auch Hoffnung verheißenden >Wende< verklärte 
Held der >Befreiung Jerusalems< - zu Tode kam, verweist wiederum 
auf zwei Grundtatsachen. Nämlich sowohl auf die (bis vor einiger 
Zeit nahezu undenkbare) Erschütterung des zionistischen Mythos 
und damit den Riß in der (freilich längst zum Fetisch degenerierten) 
jüdischen Einheit und Solidarität - auf das nun endgültig zum Vor­
schein gekommene, über Jahre latent gebliebene Konfliktpotential 
der israelischen Gesellschaft also - , als auch auf das ungeheure Ge­
waltpotential, das bei der Austragung dieser Konflikte künftig zum 
Ausbruch kommen könnte. Es verwundert nicht, daß unmittelbar 
nach dem mörderischen Attentat - neben Bekundungen großer Trau­
er und tiefsten Schmerzes und trotz einer zeitweiligen pauschalen 
Anschwärzung des gesamten rechten politischen Lagers - das reli­
giöse Establishment ein kollektives In-sich-gehen proklamierte, der 

öffentliche Diskurs sich indes rasch verschob, und zwar zu der gegen 
die Linke gerichteten Beschuldigung, sie instrumentalisiere den 
Mord für eigene Zwecke. Vor allem aber wurde alsbald die bei allen 
Konflikten zu wahrende nationale Einheit< beschworen, der mysti­
fizierte Zusammenhalt der Juden untereinander. Das war ja das so­
zusagen Unbegreifliche - daß ein Jude die Mordhand gegen einen 
anderen Juden erheben konnte. 

* * # 

Kaum jemand wollte sich freilich damit auseinandersetzen, daß ge­
rade der den Friedensweg einschlagende Rabin von vielen Juden in 
Israel als >Verräter am Zionismus< gesehen worden war. Fungierte 
demnach die - durch Fetischisierung der Sicherheitsfrage potentiel­
le innere Konflikte gleichsam unter den tagespolitischen Teppich 
kehrende - Ideologie des Zionismus als unentbehrliche Matrix eines 
vermeintlichen gesellschaftlichen und politischen Konsenses, der 
zum Tabu geronnen war, so mußte ja gerade derjenige, der diese Ge­
meinschaftsideologie (und sei sie noch so heuchlerisch) durch den 
Friedensprozeß unterwanderte, vielen im Land als Urheber des 
Zwiespalts erscheinen. Daraus erklärt sich nicht nur die seit dem At­
tentat immer öfter gehörte Behauptung, Rabin sei in seinen Frie­
densbestrebungen »zu hastig« vorgegangen, sondern auch das (wenn 
auch nur zaghaft vorgetragene) Verständnis für dessen Ermordung, 
das nicht nur rechtsradikalen Fanatikern zu eigen ist. Mußte nicht der 
>Mörder des Zionismus< ermordet werden, um die zionistische Idee 
zu retten, indem dem diese Idee vermeintlich bedrohenden Friedens­
prozeß Einhalt geboten wurde? Nicht zuletzt aus solchen Vorstellun­
gen erklärt sich auch, daß die politische Mordtat schon kurz nach 
dem Ereignis aus dem öffentlichen Diskurs verdrängt wurde; daß die 
Arbeitspartei sich hütete, sie im wenige Monate darauf folgenden 
Wahlkampf zu thematisieren; und daß die Wahl selbst nicht von Ra­
bins Nachfolger Shimon Peres, sondern von dessen Gegner Benja­
min Netanjahu gewonnen wurde. 
Kennzeichen von Netanjahus Regime, das seinen Weg mit dem Slo­
gan des >sicheren Friedens< angetreten hatte, ist mittlerweile vor al­
lem die Sackgasse, in die es den Friedensprozeß geraten ließ. Frap­
pierend ist dabei nicht so sehr der Tatbestand als solcher - eine Dros­
selung dieses Prozesses war vom rechten politischen Block, der die 
jetzige Regierungskoalition dominiert, zu erwarten - , sondern die 
ungeheure Geschwindigkeit, in der man es schaffte, die allmählich 
erreichte Annäherung, das lange und mühsam Aufgebaute wenn 
nicht völlig zusammenbrechen zu lassen, so doch der Paralyse nahe­
zubringen. Auch wenn die Vereinbarungen von Oslo schon sehr früh 
eine durchaus berechtigte Kri t ik erfahren hatten, weil sie als Ergeb­
nis eines Kapitulationsfriedens seitens der PLO beziehungsweise als 
eine von den Israelis mit Bedacht lancierte Möglichkeit, die Okku­
pation mit friedlichen Mitteln zu verewigen, erscheinen mochten, so 
konnte zunächst kein Zweifel daran bestehen, daß sie objektiv auch 
das Potential für eine grundlegende Veränderung der Verhältnisse in 
sich bargen. Von allergrößter Wichtigkeit waren die hierbei entstan­
denen Ansätze eines - und sei es noch so zaghaften - ersten Vertrau­
ens zwischen den Verhandlungspartnern, der mit dem symbolischen 
Handschlag von Rabin und Arafat in Washington, einem klassischen 
Tabubruch, einsetzte, sich jedoch, über diese zunächst noch schüch­
terne Geste hinausgehend, in der Zwischenzeit merklich erweitert 
und vertieft hatte. Es ist nun genau dieses Vertrauen, das zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt fast völlig zerstört zu sein scheint. 
Welche Partikularinteressen Arafat beim Friedensprozeß verfolgt; 
welche repressiven Maßnahmen und Unterdrückungsmechanismen 
er sich in den ihm von Israel übergebenen Gebieten zu unternehmen 
und zu betreiben genötigt sieht; welches das Ausmaß der Korruption 
in der von ihm geführten Verwaltung ist und welche Oppositionsim­
pulse unterschiedlicher Provenienz, die diese Faktoren allesamt im 
palästinensischen Lager zwangsläufig hervorrufen, ihren Ausdruck 
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finden ­ all dies mag hier unberücksichtigt bleiben. Denn die Palä­

stinenser standen von Anbeginn in keinem symmetrischen Verhält­

nis zu Israel, so daß die Auswirkungen des Friedensprozesses (wie 
auch die Aussichten am Horizont eines künftigen Friedens) für sie in 
politischer, wirtschaftlicher, gesellschaftlicher wie kultureller Hin­

sicht eine ganz andere Signifikanz haben als für Israel. Die erwähnte 
Sackgasse, in der sich dieser Prozeß offenbar befindet, ist in erster 
Linie Israel beziehungsweise der Politik Netanjahus in seinem ersten 
Regierungsjahr zuzuschreiben. Daß dabei persönliche Unerfahren­

heit gekoppelt mit arroganter Selbstzufriedenheit, die divergieren­

den Partikularinteressen im eigenen Lager (die sich in teils absurd 
wirkenden lokalen Machtkämpfen manifestieren) wie auch bewußte 
Versuche, traditionelle Eliten der israelischen Gesellschaft aus den 
Angeln zu heben, mit im Spiel sind, sollte keineswegs darüber hin­

wegtäuschen, daß sich in diesem zuweilen nahezu surrealistisch an­

mutenden politischen Chaos in der Tat die Auswirkungen der oben 
skizzierten Konfliktherde und strukturellen Widersprüche der israe­

lischen Gesellschaft widerspiegeln. Wie immer es dabei um Netan­

jahus eigene Gedankenwelt bestellt sein mag, so sieht er sich doch 
unentwegt genötigt, zwischen Gegensätzen und Ungereimtheiten, 
zwischen Widersprüchen teils unversöhnlicher Art im eigenen Lager 
zu lavieren und zu manövrieren. Von seinem subjektiven politischen 
Überlebensinteresse aus betrachtet, mag es da tatsächlich angebracht 
sein, nichts zu tun beziehungsweise vom objektiv Notwendigen ab­

zulenken. 
Während also Netanjahu erklärt, daß er an dem durch die Vereinba­

rungen von Oslo geschaffenen Verhandlungsrahmen festhalte, sieht 
er sich dem Druck von rechten Nationalreligiösen, Siedlerdelegatio­

nen und anderen Groß­Israel­Anhängern in seiner eigenen Partei, die 
diese Abkommen für ein »nationales Unglück« halten, ausgesetzt. 
Während er sich in seiner Politik auf institutionelle Vertreter der so­

zial schwachen (dabei aber politisch rechts orientierten) Schichten 
der israelischen Gesellschaft stützen muß, verfolgt er ­ eigenen An­

schauungen folgend, dabei aber auch klare Interessen des Kapitals 
bedienend ­ eine Politik zunehmender Privatisierung, die die Reste 
des israelischen Wohlfahrtsstaates untergräbt. Daß er dabei das eth­

nische Ressentiment orientalischer Juden, die einen Großteil der 
Stammwählerschaft seiner Partei und seiner Koalitionspartner abge­

ben, gegenüber den mit >der Linkem pauschal identifizierten asch­

kenasischen Juden instrumentalisiert, kann ihm nicht direkt nachge­

wiesen werden, wird aber von vielen Beobachtern des politischen 
Gerangeis angenommen. Keine Gefahr droht dabei Netanjahu von 
links, denn seit die israelische außerparlamentarische Friedensbewe­

gung mit Rabins Amtsübernahme befunden hatte, ihre Ziele würden 
nunmehr von der Regierung selbst verfolgt, hat sie sich in einen 
Dämmerzustand der Lethargie versetzt, aus dem sie bis heute noch 
nicht erwacht zu sein scheint. Auch Amerikas politischer Druck auf 
Israel, auf den israelische Linke ironischerweise immer wieder hof­

fen, bleibt aus ­ sei es aus innenpolitischen Erwägungen des ameri­

kanischen Präsidenten, sei es deshalb, weil die USA zur Zeit ihre ge­

opolitischen Interessen im Nahen Osten nicht unmittelbar bedroht 
sehen. So weiß sich denn, objektiv betrachtet, die Politik des gegen­

wärtigen Premierministers letztlich der Bestrebung eines merkwür­

digen Interessenpartners verschwistert: Netanjahu kann in der Tat 
darauf hinweisen, daß der Terror palästinensischer Fundamentali­

sten in israelischen Städten seit seinem Regierungsantritt merklich 
zurückgegangen ist. Es sollte freilich nicht vergessen werden, daß 
dies nicht von ungefähr kommt, sondern eben damit zusammen­

hängt, daß Netanjahus Politik genau das zeitigt, worauf die Funda­

mentalisten zielen ­ den Zusammenbruch des mit den Vereinbarun­

gen von Oslo begonnenen Friedensprozesses nämlich. 
Bleibt noch zu klären, welche Haltung die israelische Bevölkerung 
insgesamt einnimmt. Zeichnet auch sie sich durch jene Friedensun­

willigkeit aus, die das Markenzeichen ihrer zur Zeit regierenden po­

Das 1967 im Sechs­Tage­Krieg von Israel eroberte Ost­Jerusalem verändert 
zunehmend sein Gesicht. Mittel nicht zuletzt aus der amerikanischen jüdi­

schen Diaspora werden gezielt eingesetzt ­ nicht nur, um im arabischen Vier­

tel der Altstadt früher jüdischen Besitz zurückzuerlangen, sondern auch, um 
neue Präsenz zu etablieren. 

litischen Vertreter ist? Wenn man denn ­ ungeachtet der Tatsache, 
daß die israelische Bevölkerung, wie bereits dargelegt, recht hetero­

gen und zersplittert ist ­ unbedingt in Begriffen eines Kollektivsub­

jekts sprechen möchte, so kann man als Antwort die weiter oben 
schon getroffene Feststellung nur wiederholen, daß die über Jahr­

zehnte beschworene und oft gepriesene Friedenssehnsucht der Israe­

lis nie wirklich auf die Probe gestellt worden ist. Noch ist nicht aus­

gemacht, ob sie tatsächlich bereit sind, den erforderlichen Preis für 
den Frieden zu zahlen; geklärt ist also auch noch nicht, ob die reale 
Aussicht auf eine praktische Umsetzung der Friedensrhetorik diese 
womöglich als ein im Grunde nur scheinheiliges Lippenbekenntnis 
enthüllen würde. 
Daß es dabei weniger um Lust auf Unterdrückung und Gewalt, als 
vielmehr um Furcht vor dem Ungewissen geht, hängt eng mit den 
hier dargestellten Widersprüchen und Aporien der israelischen Ge­

sellschaft zusammen. Denn ein wirklicher Frieden mit den Palästi­

nensern und anderen arabischen Staaten, die als >Sicherheitspro­

blem< seit jeher die innere Kohäsion ideologisch speisten, würde 
nicht nur die inneren Gegensätze und Konflikte zutage fördern, son­

dern auch die Israelis vor die entscheidende Frage stellen, in was für 
einer Gesellschaft sie im Zeitalter des dann angebrochenen Friedens 
(mit dem bisherigen äußeren Feind) leben wollen. Gleichzeitig stellt 
sich die Frage, ob die Vorstellung, die sie sich von dieser Gesell­

schaft machen, ganz losgelöst davon sein kann, wie man den Modus 
der Koexistenz mit den Palästinensern regelt. 
Ein in der Tat bedrohlicher Frieden steht da an: ein Frieden, dessen 
ehrliche Entfaltung eine die unmittelbaren Realitäten transzendie­

rende Vision, zunächst aber einigen Mut zu konsequenter Selbstbe­

trachtung und wirklicher Auseinandersetzung mit den eigenen Pola­

ritäten und Widersprüchen erfordert. 
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Das Dilemma bleibt 
Die Palästinenser >nach Oslo< 

Der derzeitige Stillstand im israelisch-palästinensischen Friedens­
prozeß zeigt deutlich, daß eine Lösung für diesen jahrzehntealten bit­
teren Konflikt nach wie vor in weiter Ferne liegt. Wenn auch unter­
schiedliche Auffassungen über die Ursachen der gegenwärtigen 
Blockade vertreten werden, so wären doch verschiedene Gruppen 
von Israelis wie Palästinensern (rechtsgerichtete Israelis, ein erhebli­
cher Teil des Likud-Blocks, islamische Fundamentalisten und einige 
palästinensische Ultralinke) über das Scheitern des Abkommens von 
Oslo gleichermaßen erfreut. Keine dieser Gruppen stellt jedoch eine 
Gefahr für das Osloer Abkommen dar, noch für irgendein anderes 
Übereinkommen oder den Friedensprozeß als solchen. Die eigentli­
che Gefahr für das Abkommen liegt in dem Abkommen selbst be­
gründet, denn selbst im Falle seiner Umsetzung ist es nicht dazu ge­
eignet, Frieden im Nahen Osten herbeizuführen. 

Ungleiche Partner 

Die Besetzung des Westjordanlands, Jerusalems, des Gazastreifens, 
Südlibanons und der Golanhöhen wird durch die israelische Armee 
aufrechterhalten - die stärkste der Region und eine der modernsten 
der Welt. Israel hat die palästinensische Bevölkerung systematisch 
mit seinen Geheimagenten, Spitzeln und Kollaborateuren durch­
setzt; sie liefern die erforderlichen Informationen, um jeden Bereich 
der Gesellschaft, des kulturellen und politischen Lebens gezielt tref­
fen zu können. Die Aufoktroyierung einer israelischen Zivilbevölke­
rung, die in den besetzten Gebieten in neu errichteten Siedlungen 
wohnt, sowie die forcierte jüdische Niederlassung im arabischen 
Ost-Jerusalem zielen auf die Schwächung der palästinensischen Be­
völkerung ab. Andere Maßnahmen, die unter dem Deckmantel der 
>Kollektivstrafen< durchgeführt werden, sind die Strangulierung der 
palästinensischen Wirtschaft, ungerechtfertigte Besteuerung, die 
Umleitung von Wasserressourcen für ausschließlich israelischen Be­
darf, die Behinderung der Bewegungsfreiheit der Menschen, Mas­
senfestnahmen, Inhaftierungen ohne Anklageerhebung, Folter und 
außergerichtliche Hinrichtungen, die Zerstörung von Häusern und 
andere Methoden kollektiver Bestrafung sowie unzählige andere 
Verletzungen der Grund- und Menschenrechte der Palästinenser. 
Ihrerseits halten die Palästinenser kein israelisches Gebiet besetzt, 
von dem sie sich zurückziehen könnten, setzen kein Militär zur Kon­
trolle des israelischen Alltagslebens ein und haben keine wirtschaft­
lichen Sanktionen verhängt, die sie aufheben könnten. Die Palästi­
nenser können mit Gewalt drohen und sie haben es getan. Sie können 
Anschläge verüben, und einige Gruppierungen haben dieses Mittel 
eingesetzt - mit tödlichen Folgen. Aber das ist auch schon alles, was 
in ihrer >Macht< steht. Die israelischen Behörden dagegen sind es, 
die mit den oben genannten Mitteln wirkliche Macht ausüben kön­
nen - die Macht, das Schicksal einer gefangenen Bevölkerung zu be­
stimmen. 
Obgleich die Weltmeinung, wie sie von den Vereinten Nationen ver­
körpert wird, sich immer wieder zugunsten der Rechte der Palästi­
nenser ausgesprochen hat, führt dies zu keinerlei greifbarem Ergeb­
nis. Israel hat nicht nur die Resolutionen der UN-Organe im Hinblick 
auf die besetzten Gebieten oder seine Siedlungstätigkeit ignoriert: 
seine Unrechtshandlungen und Menschenrechtsverletzungen sind 
bei einer Vielzahl von Gelegenheiten verurteilt worden, jedoch ohne 
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sichtbare Folgen. Dieser trostlose Kontext der Friedenssuche läßt die 
Möglichkeit von Verhandlungen auf der Grundlage der Gerechtig­
keit genauso außer Reichweite erscheinen wie die eines gerechten 
Friedens. 
Die Konferenz von Madrid im Jahre 1991 wurde abgehalten, um ei­
ne friedliche Lösung des palästinensisch-israelischen Konflikts auf 
der Grundlage der sozusagen klassischen Resolutionen 242 und 338 
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zu erleichtern. Viele 
palästinensische Politiker sahen den Rahmen dieser Konferenz als 
unzulänglich an und verlangten, den Konflikt auf der Ebene der Ver­
einten Nationen zu lösen, wodurch eine einseitige Dominierung der 
Verhandlungen durch den stärkeren Partner wie auch durch einen der 
Schirmherren verhindert würde. Dessen ungeachtet fand die Konfe­
renz wie geplant statt, und die bilateralen und multilateralen Ver­
handlungsgruppen begannen ein fast zwei Jahre dauerndes Verhand­
lungsmarathon. Die Ergebnisse waren alles andere als ermutigend. 
Keiner der Gruppen gelang es, Konsens zu erzielen. Die israelischen 
Verhandlungsführer vermieden jedes nennenswerte Entgegenkom­
men, und die palästinensische Seite war auf Grund ihrer schwachen 
Position nicht in der Lage, die Verhandlungen voranzutreiben. Es 
war Israel, das alle Trümpfe fest in der Hand hatte: das Land, die 
Grenzen, die Geiseln (das palästinensische Volk) , die Informationen 
und die uneingeschränkte Unterstützung der Vereinigten Staaten. 
Obwohl die Verhandlungen mit zwei höchst ungleichen Partnern ge­
führt wurden, taten die Schirmherren der Konferenz nichts, um die­
ses Ungleichgewicht der Kräfte zu kompensieren. Ein Erfolg der 
Treffen blieb aus. 
Nach Abschluß der Madrider Konferenz begehrte eine verwirrte 
palästinensische Öffentlichkeit nähere Informationen zum Inhalt des 
Garantieschreibens der USA an die Palästinenser, das ihr zu jenem 
Zeitpunkt nicht zugänglich war. Die Garantiezusage der USA für Is­
rael hingegen war sofort im Detail veröffentlicht worden und enthielt 
die folgenden Festlegungen: 
• kein palästinensischer Staat; 
• kein Abzug aus den besetzten Gebieten; 
• kein palästinensisches Jerusalem. 
Als schließlich das Garantieschreiben der USA an die Palästinenser 
veröffentlicht wurde, trug es durch seine Mehrdeutigkeit lediglich 
dazu bei, das bereits bestehende Gefühl der Frustration zu verfesti­
gen. Die allgemeine Unzufriedenheit nicht nur unter der palästinen­
sischen Bevölkerung, sondern auch innerhalb ihrer Führung schlug 
sich in wachsenden Zweifeln an der Sinnhaftigkeit des Verhand­
lungsprozesses nieder. 
Hinsichtlich des politischen Umfelds gilt es zu erwähnen, daß Israel 
während dieser Zeit seinen aggressiven Umgang mit der Intifada, 
seine unzähligen Verletzungen der Grundrechte und Menschenrech­
te und der Genfer Konventionen sowie den Bau von Siedlungen und 
die Beschlagnahme von Land beschleunigt fortsetzte. Trotz dieser 
Tatsachen beschloß die palästinensische Führung, an den Verhand­
lungen festzuhalten. Jedoch ergab sich auch aus den in Washington 
stattfindenden Verhandlungsrunden kein Anlaß zur Hoffnung auf ei­
ne Verbesserung der Situation. Das Fehlen einer neutralen, ausglei­
chenden Verhandlungsleitung sowie die Umgehung wesentlicher 
Fragen (Enteignung von Land, Bau von Siedlungen, Status Jerusa­
lems) hatten die Verhandlungen wieder an den Ausgangspunkt 
zurückgelangen lassen. 
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Oslo als Inszenierung palästinensischer Ohnmacht 

1993 wurde die Welt überrascht, als die Nachricht von parallelen, je­
doch geheim geführten Gesprächen an die Öffentlichkeit drang. Die 
Resultate der Osloer Verhandlungen schlugen sich in der am 
13. September 1993 in Washington unterzeichneten Grundsatzer­
klärung über Regelungen betreffend eine vorläufige Selbstregie-
rung< und später in deren Konkretisierung in Gestalt des >Gaza-Je-
richo-Abkommens< nieder, das am 4. Mai 1994 in Kairo geschlossen 
wurde. >OsIo< markierte einen Wendepunkt im Leben des palästi­
nensischen Volkes. Zum ersten Mal bestand im Nahen Osten eine 
Chance für den Frieden. Allerdings wurden sowohl der Inhalt wie 
auch die Art und Weise des Zustandekommens der Vereinbarungen 
in der palästinensischen Gesellschaft kontrovers aufgenommen. 
In der Tat hatte es bei diesen Verhandlungen nichts Neues gegeben, 
außer daß ihr Rahmen noch enger gesteckt war als zuvor. Grundlage 
einer Einigung waren nun nicht mehr die Resolutionen 242 und 338, 
sondern die Entwicklung bewegte sich jetzt in Richtung einer Forde­
rung nach Autonomie. Der verheerendste Aspekt der Vereinbarun­
gen von Oslo war, daß sie dieselben grundlegenden Irrtümer enthiel­
ten wie zuvor die Washingtoner Gespräche. Verhandlungen von dem 
Ausgangspunkt aus zu führen, daß »alles verhandelbar« ist, kann ein 
großes Maß an Flexibilität ermöglichen, aber auch bedeuten - wie Is­
rael unter Beweis gestellt hat - , daß greifbare Fortschritte unmöglich 
gemacht werden. Israel ist in keiner Weise substantielle Verpflich­
tungen zur Lösung der unmittelbaren Probleme eingegangen: es hat 
sich nicht rückhaltlos auf die Formel >Land für Frieden« verpflichtet, 
sondern nur auf die Möglichkeit, >etwas« Land für Frieden herzuge­
ben; es hat weder die Bewegungsfreiheit der Palästinenser zugesi­
chert noch die Freilassung der Verwaltungshäftlinge und politischen 
Gefangenen. 
Jede Grundsatzfrage wurde einzeln verhandelt, was der palästinensi­
schen Seite mehr Konzessionen abverlangte. Vier der wichtigsten 
Streitpunkte, die auf spätere Verhandlungen vertagt wurden, bilden 
die eigentliche Achillesferse des gesamten Abkommens: 
• der Status Jerusalems, 
• die Beschlagnahme von Land. 
• der Siedlungsbau und 
• die Palästinaflüchtlinge. 
Die Vertagung dieser entscheidenden Fragen und die Prioritätenset­
zung >Gaza und Jericho zuerst« waren die Hauptgründe für das 
Scheitern des Abkommens von Oslo. Sie gaben Israel grünes Licht 
dafür, so rasch wie möglich mit seinem Kolonisierungsprojekt vor­
anzuschreiten. Die palästinensische demokratische Opposition hatte 
von Anfang an offen ausgesprochen, daß diese Verhandlungen ein­
zig und allein israelischen Interessen dienen und nicht im mindesten 
dem palästinensischen Streben nach Freiheit und Unabhängigkeit 
gerecht werden würden. Die demokratische Opposition forderte 
außerdem, daß die Verhandlungen auf der Ebene der Vereinten Na­
tionen und unter ihrer Schirmherrschaft stattfinden müßten, da sie 
nicht zwischen gleichberechtigten Partnern, sondern zwischen Er­
oberern und Unterworfenen geführt würden. 
Auf Grund der Gutgläubigkeit der internationalen Gemeinschaft 
blieben diese Empfehlungen unbeachtet - was die demokratische 
Opposition dazu veranlaßte, die Teilnahme an den Verhandlungen 
auf allen Ebenen zu verweigern. Sie wurde schließlich von den USA, 
Europa, Israel und der palästinensischen Führung zum Schweigen 
gebracht. Obwohl zur Erreichung dieses Ziels verschiedene Metho­
den eingesetzt wurden, so war doch die wirkungsvollste, den Begriff 
>Hamas< zu verwenden, um alle Oppositionsparteien unterschiedslos 
als Extremisten zu diffamieren. Zugleich wurde deutlich, daß die 
Vereinigten Staaten keineswegs ein neutraler Vermittler waren, son­
dern ein zugunsten der israelischen Regierung voreingenommener 
Partner. 

Israelische Interessen 

Die palästinensischen Wahlen vom Januar 1996, ein begrenztes Maß 
an Selbstregierung, die Schaffung einer eigenen palästinensischen 
Polizei und der Rückzug der israelischen Soldaten auf die Randge­
biete der palästinensischen Städte waren nur möglich geworden, 
weil die israelische Seite zu dem Schluß gekommen war, daß ihren 
Interessen damit am besten gedient sei. Nur die Israelis entscheiden 
darüber, welche Zugeständnisse - wenn überhaupt - sie den Palästi­
nensern einräumen wollen. Als Resultat der Übereinkünfte ist Israel 
derzeit im Besitz von 97 vH der Fläche des Westjordanlands, wobei 
es durch die Übertragung von 3 vH an die Selbstregierungsbehörde 
zugleich vier Fünftel der palästinensischen Bevölkerung dieses Ge­
biets abgab. 
Man kann hier eine Anknüpfung an die zur Zeit der Staatsgründung 
verfolgten Intentionen der israelischen Führer sehen, der Teilungsre­
solution der Vereinten Nationen zu trotzen und die Grenzen des Staa­
tes so weit wie möglich nach Osten vorzuschieben, während die 
Palästinenser dazu >ermutigt< werden sollten, das Land zu verlassen. 
Tatsächlich werden noch heute in der israelischen Politik Sicherheit, 
Souveränität und Kolonisierung als Einheit betrachtet. Aus diesem 
Grund stellt die Kolonisierung auch viel mehr die Verwirklichung 
der Ideologie und des Selbstverständnisses Israels dar als das Sicher­
heitserfordernis, als das sie ausgewiesen wird. Ein umfassender Frie­
den im Nahen Osten widerspräche den Plänen bestimmter Gruppen, 
da er ein Hindernis für die weitere Besiedlung durch die Zionisten 
und somit die Erfüllung des Traums vom >Erez Israel« (Land Israel) 
bedeuten würde. Letztendlich ist es das Ziel der derzeit bestimmen­
den politischen Kräfte Israels, bis zum Jahr 2000 zwei bis drei M i l ­
lionen Menschen in den besetzten Gebieten anzusiedeln. Dieses Ziel 
schließt auch die Schaffung einer Kette von großen, gefestigten und 
strategisch günstig gelegenen Siedlungen ein, die so plaziert werden 
sollen, daß sie jegliche Verbindung zwischen den palästinensischen 
Dörfern und Städten abschneiden. Somit würde nicht nur die Entste­
hung eines palästinensischen Staates verhindert, sondern auch dafür 
gesorgt, daß die verbleibenden Palästinenser und ihr Land weiterhin 
und noch besser kontrolliert werden können. 
Benjamin Netanjahu selbst hat - in einem am 22. November 1996 in 
der Zeitung >Haaretz< veröffentlichten Interview - hervorgehoben: 
»Dieses Land ist kein fremdes Land... . Wir sind nicht zufällig hier.« 
Wie selbstverständlich sprach er von Israels »Grundrecht auf alle 
Teile des Landes«. Es fügt sich in dieses Bild, daß (ähnlich wie die 
nicht-jüdischen Bürger Israels der Diskriminierung unterliegen) den 
Palästinensern des Westjordanlands eine Nationalität abgesprochen 
wird. Sie werden in ihren Ausweisen als »Bewohner der Gebiete« 
eingestuft - ohne Bezugnahme auf ihre Beziehung zu dem Land oder 
zu den geschichtlichen Fakten. Erst recht prekär ist die Lage der ara­
bischen Einwohner Jerusalems, denen in Hunderten von Fällen der 
Personalausweis und damit das Wohnrecht in der Stadt entzogen 
wurde. Diese Maßnahmen zielen darauf ab, die Palästinenser schon 
bald zu einem Volk ohne Land, ohne Geschichte, ohne Kultur, ohne 
Identität und folglich ohne Existenzberechtigung zu machen. Was 
mit dem Hoffnungsschimmer einer Zukunft in Unabhängigkeit und 
friedlicher Koexistenz begann, ist durch die Demütigung und Ent­
eignung einer ganzen Nation zu einer Karikatur der Gerechtigkeit 
verzerrt worden. 

Palästinensische Realität 

Die politische Situation 

Die Verwundbarkeit des palästinensischen Volkes, die mit den 
während des Verhandlungsprozesses aufgekommenen und dann als 
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>überzogen< bezeichneten Erwartungen noch größer wurde, ist eine 
der Hauptursachen für den Zerfall der erst im Entstehen begriffenen 
internen politischen und sozialen Strukturen in den Gebieten unter 
der Palästinensischen Selbstregierungsbehörde (Palestinian Authori­
ty, PA). Eine zunehmende Verschwommenheit in bezug auf polit i­
sche, wirtschaftliche und entwicklungspolitische Maßnahmen hat 
ein wachsendes Mißtrauen in die Fähigkeit der Selbstregierungs­
behörde, ihrer Aufgabe gerecht zu werden, hervorgerufen. Die Me­
thoden, mit denen die PA - die lieber das Kürzel >PNA< (Palestinian 
National Authority) verwendet - ihre politischen Maßnahmen plant, 
kontrolliert und ausführt, sind denen Israels gegenüber den gleichen 
Menschen oft verblüffend ähnlich. Schon vor annähernd zwei Jahren 
hat ein deutscher Beobachter in dieser Zeitschrift die Frage gestellt, 
ob die Palästinenser nunmehr nicht einer »doppelten Repression« -
durch Israel und die PA - unterlägen (Ludwig Watzal, Autonomie: 
keine Garantie für Menschenrechte, V N 1/1995 S. 7 ff .) . Das Streben 
der PA, ihre Macht zu sichern, hat denn auch Formen angenommen, 
die bereits internationale Besorgnis ausgelöst haben. Anfang Okto­
ber 1997 hat die Menschenrechtsorganisation > Human Rights 
Watch< einen Bericht (Human Rights under the Palestinian Authori­
ty) vorgelegt, in dem die ersten drei Jahre palästinensischer Selbst­
verwaltung als von verbreiteter Willkür und Machtmißbrauch sei­
tens der PA »und ihrer wie Pilze aus dem Boden schießenden Si­
cherheitsdienste« geprägt gesehen werden. Ein Teil der politischen 
Verantwortung wird Israel und den Vereinigten Staaten zugeschrie­
ben, die auf die PA Druck ausübten, anti-israelische Gewalttäter 
dingfest zu machen, ohne sich um die dabei angewandten Methoden 
zu scheren. Die Mitverantwortung Washingtons ist, so die Men­
schenrechtsorganisation, erst recht seit der Ankündigung vom Au­
gust 1997 gegeben, ein Vertreter des Geheimdienstes CIA werde 
künftig regelmäßig den Gesprächen zwischen Israel und der PA über 
Fragen der Sicherheit beiwohnen. 
Auch wenn man die sicherheitsempfindlichen Bereiche außer acht 
läßt, zeigt ein Blick auf die palästinensische Realität Inkompetenz 
auf den mittleren und höheren Führungsebenen sowie fortwährende 
Willkür, Schikanen und Demütigungen. Die Unfähigkeit von Reprä­
sentanten und Bediensteten der PA trat unlängst in einem Korrupti­
onsskandal offen zutage. Im Mai 1997 traten 18 Minister von ihrem 
Amt zurück; ihnen allen war Bestechlichkeit und fragwürdiger Um­
gang mit öffentlichen Geldern vorgeworfen worden. Zweifellos be­
ruhen die Unzulänglichkeiten auf Regierungsebene zu einem erheb­
lichen Teil auf den diktatorischen Methoden der Machtausübung, die 
in früheren Zeiten innerhalb der PLO gang und gäbe waren, und der 
Bereitschaft palästinensischer Rückkehrer, ihnen Folge zu leisten. 

Israel war außerordentlich erfolgreich in seinen Bestrebungen, für 
diese Anreize zu schaffen: durch VIP-Behandlung und Vergünsti­
gungen, Zurverfügungstellung von Dienstwagen und Einräumung 
von Monopolen. 
Israel hat sich aus Teilen des Westjordanlands und Gazas zurückge­
zogen, ohne eine Rechtsordnung zu hinterlassen. Dies geschah kei­
neswegs unabsichtlich, da es der PA untersagt ist, ohne Genehmi­
gung Israels selbst Gesetze zu erlassen. Allein diese Tatsache läßt ei­
nen breiten, gewissermaßen rechtsfreien Raum offen. Und die PA 
hat in dem Bewußtsein, daß sich Macht leichter ohne geschriebene 
Gesetze ausüben läßt, ihrerseits gar nicht versucht, eine kohärente 
Rechtsordnung zu errichten. Überdies ist ihr der Grundsatz der Ge­
waltenteilung offensichtlich unbekannt. 
In dem Versuch, ihre Macht zu festigen, hat die PA viel unnötiges 
Personal unter den Rückkehrern aus dem Exil rekrutiert, wodurch 
die Zahl der Staatsdiener des noch gar nicht bestehenden Staates auf 
75 000 anstieg. Unterstützung für die PA wurde auch eingekauft mit 
unverhältnismäßig hohen Gehältern und horrenden zusätzlichen Lei­
stungen, die vielen Angehörigen der Intelligenz gewährt wurden. Im 
August 1997 gab es mehr als 1 400 >Generaldirektoren< und vier- bis 
fünftausend stellvertretende Direktoren, die für die PA und die von 
ihr direkt verwaltete Bevölkerung von 1,3 Millionen Menschen tätig 
waren. Im Vergleich dazu beschäftigt der ägyptische Staat bei einer 
Einwohnerzahl von 60 Millionen nur 450 Generaldirektoren. 
Zu den Problemen von Ineffizienz und mangelnder Koordination 
kommt die völlige Abhängigkeit von den Verfügungen des Vorsit­
zenden der Exekutivbehörde des Palästinensischen Rates (und das 
Fehlen eines starken >zweiten Mannes<) hinzu, schließlich auch das 
Denken in Kategorien einer Rentenökonomie und verbreitetes 
Mißmanagement. Ein großer Teil des Haushalts wird für künstliche 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ausgegeben. So wurde die Poli­
zeitruppe aufgestockt mit Personen, die nicht selten die Unsicherheit 
eher vermehrt haben. In der Vergangenheit war es diesen jungen 
Männern (die 180 Dollar im Monat verdienen und unter erbärmli­
chen Bedingungen leben) nicht gestattet, ihren Dienst zu quittieren. 
Angesichts der derzeitigen finanziellen Engpässe werden dieselben 
jungen Männer jetzt abrupt von ihren Pflichten entbunden (und eini­
ge von ihnen dürften schließlich als Tagelöhner in einer israelischen 
Siedlung ihr Auskommen suchen). 
Diese internen Belastungen bedeuten nicht, daß wenigstens der 
Druck von außen nachgelassen hätte. Die von Israel immer wieder 
verhängten Abriegelungen der Gebiete sind systematisch vorgenom­
men worden, um die fortdauernde Beherrschung des palästinensi­
schen Volkes zu gewährleisten. Letztlich wird es auf diese Weise 

Als >Judäa und Samaria< wird das Westjordan­
land von jenen Kräften in Israel vereinnahmt, die 
die Besitzergreifung des gesamten Bodens des 
einstigen britischen Mandatsgebiets für ihr 
selbstverständliches Recht halten. Was einst -
nach dem siegreichen Feldzug des Jahres 1967 -
militärisches und politisches Faustpfand Israels 
war, wurde zum Objekt religiös und historisch 
begründeter Begierde. Derzeit bestehen in den 
besetzten arabischen Gebieten 150 Siedlungen 
mit 140 000 bis 150 000 Bewohnern. Eine der mit 
Abstand größten ist Ariel südlich von Nablus, die 
auch das >Judea and Samaria College< beher­
bergt. Gekennzeichnet ist die Siedlung durch ei­
nen hohen Anteil von Einwanderern aus der ehe­
maligen Sowjetunion und die Schaffung der Vor­
aussetzungen für wehere Zuwanderung. 
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erdrosselt ­ mit seinen Städten, seiner Infrastruktur, seiner Wirt­

schaft und auch seinem Lebenswillen. Seit dem Abschluß der Ver­

einbarungen von Oslo hat Israel die Gebiete wiederholt abgesperrt, 
wobei es jeweils einen aktuellen Vorfall als Grund vorgeschoben 
hat. So hat Israel den Golfkrieg dazu genutzt, Jerusalem für die Palä­

stinenser zu sperren; seitdem ist ihnen der freie Zugang nicht wieder 
gestattet worden. Die Selbstmordanschläge der Hamas dienten Isra­

el als Rechtfertigung seiner Politik der harten Hand. Durch die Auf­

teilung des Westjordanlands in Bantustans gemäß dem Gaza­Je­

richo­Abkommen wurde es Israel erheblich erleichtert, diese Herr­

schaftsstrategie umzusetzen, und die Regierung verkündete das 
>Recht« Israels, im gesamten Land Siedlungen zu errichten. Damit 
geht als >Sicherheitspolitik< einher, daß es kein palästinensisches 
Grundeigentum in der Nachbarschaft einer israelischen Siedlung ge­

ben darf, und daß eine direkte Verbindung zwischen den palästinen­

sischen Dörfern und Städten nicht entstehen soll. 
Die schwache und zersplitterte palästinensische Führung ist nicht in 
der Lage, diesen israelischen Strategien Widerstand entgegenzuset­

zen. Ein eindrückliches Beispiel liefert das Hebron­Abkommen vom 
Januar 1997; auch dieses war von Anfang an zum Scheitern verur­

teilt. Wie kann man behaupten, daß es von Vorteil sei, die eine Stadt 
(Hebron) zu teilen, während man zugleich vorträgt, eine geteilte 
Stadt (Jerusalem) sei von Übel? Die Logik tritt immer dann hinter die 
Interessen zurück, wenn Israel davon einen Vorteil hat. 
Aus Sicht seiner Kritiker war Arafat immer wieder bereit, sich dem 
von der anderen Seite diktierten Katz­und­Maus­Spiel zu unterwer­

fen und weitere Zugeständnisse zu machen. Die Bereitschaft der 
palästinensischen Führung, sich dem Diktat der israelischen Regie­

rung zu beugen, schien in den Augen zahlreicher Palästinenser keine 
Grenzen zu kennen. Es verwundert nicht, daß Desillusionierung 
Platz greift. A m Ziel des friedlichen Ausgleichs hält die palästinen­

sische Bevölkerung fest, doch hat die PA wie auch Arafat selbst 
an Glaubwürdigkeit verloren. Bezeichnend ist der Rücktritt Haidar 
Abdeshshafis von seinem Sitz im Palästinensischen Rat Anfang Ok­

tober 1997; es handelt sich um keinen Geringeren als den einstigen 
palästinensischen Verhandlungsführer in Washington. Immerhin 
hatte sich der Rat als Ort erwiesen, an dem die Krit ik an der palästi­

nensischen Führung öffentlich gemacht werden konnte; die Stimme 
Abdeshshafis wird hier fehlen. 

Die wirtschaftliche Lage 

Zur palästinensischen Realität gehört auch eine starke Abhängigkeit 
von internationaler Unterstützung. Die Vereinten Nationen unter­

nehmen bemerkenswerte Anstrengungen der Koordinierung, die der 
Generalsekretär festgehalten hat (Assistance to the Palestinian peo­

ple, UN Doc. A/52/159­Е/1997/69 v. 3.7.1997). Allerdings haben 
die Geberländer ihre finanziellen Zusagen gegenüber der PA nur teil­

weise eingehalten. Von Beginn des Friedensprozesses bis zum Mai 
1997 waren lediglich 44 vH der in Aussicht gestellten 3,4 Mrd Dollar 
der Selbstregierungsbehörde zugeflossen. Das Problem liegt freilich 
nicht nur in der Nichterfüllung von Versprechungen, sondern auch 
darin, daß sämtliche externen Hilfen für die palästinensische Wirt­

schaft viel geringer sind als die Verluste, die dieser durch die israeli­

sche Abschnürung entstehen. Zum Mißvergnügen Israels hat die 
Mitte November 1997 in Katar abgehaltene jüngste »Wirtschaftskon­

ferenz für den Nahen Osten und Nordafrika< ( M E N A ) in ihrer Ab­

schlußerklärung in deutlichen Worten auf die »dramatische Ver­

schlechterung« der Wirtschaftslage auf Grund der Abriegelungs­

maßnahmen und sonstigen Behinderungen aufmerksam gemacht. 
In der Tat wäre die Behauptung, die Lage der palästinensischen 
Wirtschaft habe sich >seit Oslo« nicht gebessert, noch eine Untertrei­

bung. Selbst zur Zeit der Intifada waren die wirtschaftlichen Bedin­

gungen besser als heute. Als die PA ihr Amt antrat, lud sie 150 palä­

stinensische Millionäre nach Gaza ein, um sie davon zu überzeugen, 
in ihr Land zu investieren. Nach drei Tagen packten diese Millionä­

re ihre Koffer und flogen zurück in ihre Gastländer. Nicht, daß es 
diesen Leuten an Patriotismus fehlen würde ­ doch ohne erkennbare 
politische Stabilität und ein solides und gerechtes Steuersystem sind 
weder ausländische noch auslandspalästinensische Direktinvestitio­

nen zu erwarten. 
Trotz allem bleibt ein Körnchen Hoffnung. Die Standhaftigkeit des 
palästinensischen Volkes zeigt sich in seiner Fähigkeit, die Realität 
anzunehmen, sich anzupassen und einfach weiterzumachen ­ selbst 
dann, wenn niemand weiß, ob es überhaupt eine Zukunft geben wird. 
Ansätze, die auf Entwicklung, Produktion und Export abzielen, ent­

falten sich (teils in Form von Genossenschaften). Dazu gehören der 
Tourismus, das Kunstgewerbe, etwas Landwirtschaft (auf dem weni­

gen Land, das den Palästinensern geblieben ist), die Kleinindustrie 
und auch der Export von qualifizierten palästinensischen Arbeits­

kräften. 
Doch selbst bescheidene Fortschritte gehen einer israelischen Regie­

rung schon zu weit, die in Politik und Praxis proklamiert, daß es nicht 
nur keinen palästinensischen Staat, sondern auch keine palästinensi­

sche Wirtschaft geben soll. Das Westjordanland und der Gazastrei­

fen waren und sind ­ nach den USA ­ der zweitgrößte Exportmarkt 
für israelische Güter; aufnahmefähig bleibt er indes nur dann, wenn 
die Palästinenser nicht gewaltsam davon abgehalten werden, selbst 
Einkommen zu erzielen. 

Umdenken auf allen Seiten erforderlich 

Dieser Blick auf die palästinensische Realität führt zu der unabweis­

baren Erkenntnis, daß die Existenz der Palästinenser akut bedroht ist. 
Zwar war es Israel, das sich immer wieder selbst als Opfer dargestellt 
hatte, doch kann es heute diese Behauptung nicht mehr aufrechter­

halten. Wenn die Tatsache nicht anerkannt wird, daß Israel im West­

jordanland, in Jerusalem und im Gazastreifen sowie in Südlibanon 
und auf den Golanhöhen eine Besatzungsmacht ist, dann kann es kei­

nen Frieden geben. Die Terminologie von »­besetzte Gebiete< in »um­

strittene Gebiete« abzuändern, kann lediglich die Gier der gegenwär­

tigen Regierung nach mehr Land, Siedlungen und Macht befriedigen 
helfen. 
Sowohl Palästinenser als auch Israelis brauchen Hilfe, um sich selbst 
helfen zu können. Die Vereinten Nationen müssen die ihnen ur­

sprünglich zugedachte Rolle als Friedensstifter zwischen den Völ­

kern wieder einnehmen und in die Lage versetzt werden, einen tat­

kräftigen Beitrag zur Schaffung eines Friedens mit Gerechtigkeit zu 
leisten. An die einzelnen Akteure richten sich dabei aus Sicht der de­

mokratischen palästinensischen Opposition auch ganz konkrete Er­

wartungen. 

> Vereinte Nationen: 
Obgleich die UN­Generalversammlung zahllose Resolutionen zu­

gunsten der Rechte des palästinensischen Volkes verabschiedet hat, 
nehmen in diesem Forum die Vereinigten Staaten konsequent die Po­

sition Israels ein und üben im Sicherheitsrat ihr Vetorecht aus, um al­

les, was die Anliegen der Palästinenser befördern könnte, zu verhin­

dern. Immer wieder haben die USA und Israel allein gegen die übri­

ge Welt gestanden. Aber in den Vereinten Nationen ist die übrige 
Welt wenigstens präsent, und die Weltorganisation bleibt der geeig­

nete Ort für die internationale Regelung der Palästinafrage. 

> Vereinigte Staaten: 
US­Außenministerin Madeleine Albright hat während ihrer ersten 
Nahostreise am 12. September 1997 in einer Rundfunkansprache an 
die Palästinenser erklärt, die Vereinigten Staaten unterstützten »das 
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Streben des palästinensischen Volkes nach einem Leben in Würde, 
Demokratie und Wohlstand«. Diese Aussage trifft weithin auf Un­
glauben, hatte doch eine im vergangenen Mai veröffentlichte Mei­
nungsumfrage gezeigt, daß 91,2 vH der befragten Palästinenser den 
Schirmherrn des Friedensprozesses - die USA - als voreingenom­
men zugunsten Israels ansehen; zu keinem anderen Thema fiel das 
Urteil der Befragten so einmütig aus. Dabei sind Israels Interessen 
durchaus nicht immer identisch mit denen der USA. Die den Verei­
nigten Staaten angemessene Rolle wäre, für die Gerechtigkeit für al­
le - und gerade für die Schwächeren - in der Region einzutreten. Von 
sich aus wird Israel die Palästinenser niemals als gleichberechtigte 
Partner akzeptieren. Es steht in der Macht der Vereinigten Staaten, 
Israel zur Umkehr zu bewegen. Die USA können auch dazu beitra­
gen, den Dialog mit der demokratischen Opposition in der palästi­
nensischen Gesellschaft zu fördern, indem sie ihr in dem Bewußt­
sein, daß nur eine starke demokratische Opposition die Demokratie 
sichern kann, Schutz und Legitimation geben. Obwohl die Einstel­
lungen der Oppositionsparteien von der dominanten politischen 
Strömung abweichen, ist keine der demokratischen Parteien gegen 
den Frieden. 

> Israel: 
Die Zeit ist reif dafür, daß Israel die Rechte der Palästinenser aner­
kennt. Israel muß sich aus den besetzten Gebieten - und zu diesen 
gehört auch das arabische Ost-Jerusalem - zurückziehen. Der Bau 
von Siedlungen, die Beschlagnahme von Land, die Zerstörung von 
Häusern und die demographische Kriegführung müssen endgültig 

ein Ende haben. Durch einen Frieden, der mit Gerechtigkeit einher­
geht, kann Israel seine Sicherheit am besten gewährleisten. Es ist 
Zeit, über andere Paradigmen der Existenz im Nahen Osten nachzu­
denken, die die Grundrechte aller in pluralistischen Gesellschaften 
sichern können. Der Zionismus als Ideologie hat seinen Lauf ge­
nommen. A u f der Hundertjahrfeier des ersten Zionistenkongresses 
in Basel im vergangenen August wurde eingeräumt, daß nicht wirk­
lich »ein Volk ohne Land in ein Land ohne Volk« gekommen ist. 
Heute wäre es ein nicht minder schwerer Fehler, weiterhin so zu han­
deln, als ob es das palästinensische Volk nicht gäbe. Die Zwei-Staa­
ten-Lösung bietet nicht nur einen realisierbaren Ausweg, sondern 
kann auch den entscheidenden Schritt in Richtung auf eine umfas­
sende Friedensregelung darstellen, die Palästinenser und Israelis un­
ter der Vision eines von Demokratie und Pluralismus geprägten Zu­
sammenlebens vereint. 

> Palästinenser: 
Die Verantwortung dafür, im Rahmen der palästinensischen Selbst­
regierung auch echte Demokratie herbeizuführen, tragen zuallererst 
die Palästinenser selbst. Die Frage ist nicht mehr die der Anerken­
nung Israels, sondern danach, wie zwei Völker auf engem Raum zu­
sammenleben können. Die Zeit ist gekommen, um wiederaufzubau­
en, was während der letzten fünfzig Jahre zerstört wurde, und das 
Verständnis der Demokratie innerhalb der palästinensischen Gesell­
schaft zu vertiefen und zu bewahren. Dies wäre auch die beste Ga­
rantie für die Verwirklichung der Menschenrechte und die Bewah­
rung der Grundfreiheiten des palästinensischen Volkes. 

Wechsel nach Gaza als neue Herausforderung 
Das UNRWA und der Friedensprozeß im Nahen Osten PETER H A N S E N 

Millionen von Palästinensern hat das Hilfswerk der Vereinten Natio­
nen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten (United Nations Relief 
and Works Agency for Palestine Refugees in the Near East, UNR­
W A ) 1 in dem bald schon halben Jahrhundert seines Bestehens bei der 
Bewältigung ihres schwierigen Alltags geholfen 2; seit nunmehr fünf 
Jahren hat die Institution einen ruhigeren, aber nach meinem Dafür­
halten nicht minder wirksamen Part dabei übernommen, die Palästi­
nenser an den Früchten des Friedensprozesses im Nahen Osten teil­
haben zu lassen. 

PERSPEKTIVE: VOLLENDUNG DER MISSION 

Die Wurzeln des U N R W A reichen weit in die Historie der Palä­
stinafrage; die Geschichte des Hilfswerks ist unauflöslich mit dem 
Schicksal des palästinensischen Volkes verknüpft. 1949 war es als 
Nebenorgan der Generalversammlung, das als einziges derartiges 
Programm direkt an diese berichtet, ins Leben gerufen worden 3, um 
»die fortgesetzte Unterstützung der Palästinaflüchtlinge« zu gewähr­
leisten - also der etwa 750 000 palästinensischen Araber, die im Zu­
ge der arabisch-israelischen Feindseligkeiten von 1948 entwurzelt 
wurden und ihre Heimat verloren. Das ursprüngliche Mandat des 
UNRWA umfaßte nicht nur die Hilfe bei der »Vermeidung von Hun­
ger und Elend« unter den Flüchtlingen, sondern auch die »Förderung 
friedlicher und stabiler Verhältnisse«. Das Hilfswerk erhielt den 
Auftrag, mit den Regierungen vor Ort bei der Bereitstellung von 
»unmittelbarer Hilfe und Arbeitsbeschaffungsprogrammen« zusam­

menzuarbeiten und mit ihnen das künftige Vorgehen für die Zeit zu 
beraten, zu der die internationale Hilfe für solche Unterstützungs­
projekte nicht mehr zur Verfügung stehen würde. 
Von Beginn an suchten die Generalversammlung der Vereinten Na­
tionen und die jeweiligen Generalbeauftragten des U N R W A dieses 
Mandat des Hilfswerks so umfassend wie möglich auszulegen, um 
auf die sich wandelnden Bedingungen in der Region und im Leben 
der Flüchtlinge reagieren zu können. Die Generalversammlung be­
trachtete das U N R W A zudem als ein Organ, mit dessen Hilfe die in­
ternationale Gemeinschaft ihre Verantwortlichkeit in der seit den 
Anfängen der Vereinten Nationen mit Vorrang behandelten Palä­
stinafrage ausübte. Betrachtet man das Engagement der UN in dieser 
Frage schon vor 1948, so wird die besondere Verbindung der Welt­
organisation zur Entstehungsgeschichte des Flüchtlingsproblems 
deutlich - und damit auch ihre besondere Verantwortung gerade für 
die Palästinaflüchtlinge. In der Tat sind diese die einzige Flücht­
lingsgruppe, für die eigens ein Spezialorgan der Vereinten Nationen 
geschaffen wurde. 
Doch blieb in den vergangenen Jahrzehnten das Problem der Palä­
stinaflüchtlinge ungelöst, und politische Stürme fegten immer wie­
der über den Nahen Osten hinweg. Dabei sahen sich die Flüchtlinge 
oft genug ohne eigenes Zutun inmitten der kriegerischen Auseinan­
dersetzungen; so hatte sich das U N R W A immer wieder großen poli­
tischen Herausforderungen zu stellen. Nach wie vor mußte es unter 
oftmals gefährlichen Umständen die Grundversorgung der Flücht­
linge sichern. Als politisch neutrale humanitäre Einrichtung mußte 
es sich häufig auf einem schmalen Grat zwischen widerstreitenden 
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Interessen bewegen. Als Spezialorgan mit dem Auftrag, einer be­
stimmten Bevölkerungsgruppe in einem bestimmten Gebiet zu die­
nen, hat sich das UNRWA verständlicherweise an der Seite seiner 
Schützlinge wiedergefunden und sah sich doch nicht selten in seinen 
Handlungsmöglichkeiten beschränkt. In jüngerer Zeit, als die Jahre 
der Konfrontation einer Zeit vorsichtiger Hoffnung auf Frieden w i ­
chen, haben sowohl die Palästinenser als auch viele andere dem 
Hilfswerk eine Schlüsselrolle bei der Entfaltung des Friedensprozes­
ses zugeschrieben. Mancher sah zudem im U N R W A einen Erfül­
lungsgehilfen bei der Verpflichtung der internationalen Gemein­
schaft, nach Jahrzehnten der Versprechungen (von Frieden, Gerech­
tigkeit sowie sozialem und wirtschaftlichem Wohlergehen für die 
Palästinenser) diese endlich einzulösen. 
Im Hinblick auf die Zukunft des U N R W A zeitigt der Friedensprozeß 
inzwischen weitreichende Auswirkungen. Nach dem ursprünglichen 
Wortlaut der Vereinbarungen von Oslo sollte die Frage der Palä­
stinaflüchtlinge zu den Gegenständen gehören, die in den im Mai 
1996 begonnenen, auf eine Dauer von drei Jahren ausgelegten Ge­
sprächen über den »endgültigen Status< der Palästinensischen Gebie­
te auf der Tagesordnung zu stehen hatten; allerdings sind diese Ge­
spräche auf Grund der in den vergangenen eineinhalb Jahren in der 
Region stark gestiegenen Spannungen bislang noch nicht über ihre 
feierliche Eröffnung hinausgelangt. Ein erfolgreicher Abschluß die­
ser Verhandlungen Uber den endgültigen Status hätte zu einer von al­
len Seiten anerkannten Lösung des Flüchtlingsproblems zu führen 
und würde damit letztlich den Anfang vom Ende des U N R W A ein­
läuten. In den letzten Jahren scheint daher zum ersten Male seit der 
Einrichtung des Hilfswerks der Abschluß seiner Mission in den Be­
reich des Möglichen gerückt. 
Indes läßt sich derzeit noch kein Zeitplan für die Auflösung des U N ­
RWA aufstellen. Wir gehen davon aus, daß die Palästinensische 
Selbstregierungsbehörde (Palestinian Authority, PA), die Regierun­
gen der Gastländer, die Förderer des Friedensprozesses und die un­
mittelbar Beteiligten darauf hinarbeiten werden, daß das U N R W A 
Aufgaben, Einrichtungen und Belegschaft im Zuge eines geplanten, 
schrittweisen Übergangs nach und nach den örtlichen Behörden 
übergeben wird. Ebenso sind wir uns sehr wohl der Befürchtungen 
innerhalb der Flüchtlingsgemeinde bewußt, daß ein zu frühes Aus­
scheiden des U N R W A die Chancen auf eine umfassende und allen 
gleichermaßen gerecht werdende Lösung des Flüchtlingsproblems 
in Frage stellen könnte. Das Hilfswerk hat sich daher um die volle 
Unterstützung seitens seiner Zielgruppe, der Hauptgeberländer und 
der Regierungen der Gastländer dafür bemüht, die Arbeit der Orga­
nisation fortführen zu können, bis die Konturen der Vereinbarungen 
über den endgültigen Status klarer hervortreten. Diese Unterstützung 
hat es auch erhalten. 
Diese dynamische Entwicklung ist Beleg dafür, daß das U N R W A 
nicht in einem luftleeren Raum agiert. Von Anbeginn hat es den Dia­
log nicht nur mit seinen Schutzbefohlenen gesucht, sondern ist auch 
in förmliche sowie informelle Beziehungen mit den Aufnahmelän­
dern, mit den hauptsächlichen Geldgebern seiner Programme sowie 
mit der internationalen Gemeinschaft insgesamt getreten, um sicher­
zustellen, daß die humanitäre Mission der Vereinten Nationen ohne 
Beeinträchtigung im erforderlichen Umfang fortgeführt werden 
kann. 
Insbesondere die Erkenntnis, daß das U N R W A >die< operativ tätige 
Einrichtung der Vereinten Nationen vor Ort im Nalnn Osten ist und 
damit eine Schlüsselposition in den übergreifenden Bemühungen der 
Weltorganisation zur Förderung des Friedensprozesses insgesamt 
wie auch bei der Unterstützung der PA gerade in der Anfangsphase 
einnimmt, unterstreicht die Rolle des U N R W A im gesamten Frie­
densprozeß. Diese Entwicklung ging der historischen Unterzeich­
nung der »Grundsatzerklärung über Regelungen betreffend eine vor­
läufige Selbstregierung< durch die PLO und Israel vom 13. Septem­

ber 1993 sogar voraus. Denn Anfang September 1993 hatte der Ge­
neralsekretär der Vereinten Nationen eine Sonderarbeitsgruppe für 
die wirtschaftliche und soziale Entwicklung des Gazastreifens und 
des Gebietes von Jericho ins Leben gerufen, deren wichtigste Träger 
das U N R W A . das UNDP und das UNICEF waren. Das Hauptaufga­
bengebiet dieser Sonderarbeitsgruppe war die Schaffung eines inte­
grierenden Entwicklungskonzepts der Vereinten Nationen für den 
Gazastreifen und das Westjordanland. Der Schwerpunkt der Maß­
nahmen sollte auf dem Gazastreifen liegen, da hier der Bedarf am 
größten war. Ein weiteres Aufgabengebiet war die Erarbeitung eines 
Ansatzes für die Koordinierung der Arbeit mit anderen Einrichtun­
gen (einschließlich der Nichtregierungsorganisationen), die Ent­
wicklungsprojekte betreiben, um Doppelarbeit und Überschneidun­
gen vorzubeugen, sowie die Ausarbeitung von Strategien zur Ein­
Werbung internationaler finanzieller Unterstützung für den Entwick­
lungsprozeß. 

P R I O R I T Ä T : U N T E R S T Ü T Z U N G 
DES FRIEDENSPROZESSES 

Der Bericht der Sonderarbeitsgruppe unter dem Titel »Hilfen für den 
Übergang: eine unmittelbare Reaktion der Vereinten Nationen auf 
die Erfordernisse der Übergangszeit im Westjordanland und im Ga­
zastreifen« listete die zu diesem Zeitpunkt angelaufenen UN-Projek­
te und Versorgungsleistungen für die Palästinenser in diesen Gebie­
ten mit einem Gesamtvolumen von etwa 250 M i l l US-Dollar auf. 
Während dieses Zeitraums machten die zumeist vom U N R W A ge­
tragenen Aktivitäten etwa ein Drittel aller Ausgaben der öffentlichen 
Hand im Westjordanland und ungefähr die Hälfte dieser Ausgaben 
im Gazastreifen aus. Die beiden Hauptempfehlungen des Berichts 
waren, daß die laufenden Programme und Versorgungsleistungen -
insbesondere die des UNRWA, die 1993 ein Jahresbudget von 136 
M i l l Dollar für den Gazastreifen und 84 M i l l Dollar für das West­
jordanland aufwiesen - weitergeführt und noch ausgeweitet werden 
sollten und daß auf den Gebieten, auf denen die Weltorganisation die 
meisten Erfahrungen gesammelt hat, neue Investitionen zu tätigen 
seien. Hauptziel dieser Investitionen sollte es sein, die Leistungen 
der öffentlichen Hand zu verbessern und zugleich neue Arbeitsplät­
ze zu schaffen. In ihrem Bericht nannte die Sonderarbeitsgruppe Pro­
jekte in einem Gesamtwert von rund 138 M i l l Dollar, die als Teil ei­
nes umfassenden Programms der Vereinten Nationen sofort umzu­
setzen seien. Die Schwerpunkte wurden auf die Entwicklung der 
wirtschaftlichen und geographischen Infrastruktur, des Bildungswe­
sens, der Gesundheit, der öffentlichen Verwaltung und Ausbildung, 
der sozialen Dienste, der Landwirtschaft und der Industrie sowie auf 
Nothilfemaßnahmen gelegt. Diese Vorschläge wurden der am 1. Ok­
tober 1993 in Washington abgehaltenen »Konferenz zur Unterstüt­
zung des Friedens im Nahen Osten« unterbreitet, auf der das U N ­
RWA im Rahmen der UN-Delegation vertreten war. Damit war der 
Weg dazu frei, die multilateralen Geber für die konkrete Unterstüt­
zung des palästinensischen Volkes zu gewinnen. 
Seinerseits hatte das U N R W A längst damit begonnen, den Friedens­
prozeß mit eigenen zukunftsorientierten Strategien voranzutreiben. 
Unmittelbar nach der Unterzeichnung der Grundsatzerklärung stell­
te unser Hilfswerk zunächst eine Reihe von förderungswürdigen 
Projekten zusammen, die die sozialen und wirtschaftlichen Bedin­
gungen im Westjordanland und im Gazastreifen verbessern und die 
(künftig von der Selbstregierungsbehörde zu übernehmende) Infra­
struktur ausbauen sowie zudem dringend benötigte Arbeitsplätze 
schaffen sollten, um die gefährlich hohe Arbeitslosenquote zu redu­
zieren. 
Zur gleichen Zeit beriet sich das U N R W A mit der PLO-Führung und 
mit seinen Hauptgeberländern, um zu einem gemeinsamen Ansatz 
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im Hinblick auf die Rolle des Hilfswerks während der Übergangs­
phase zu gelangen. Im Ergebnis dieser Gespräche wurde vom U N -
RWA das >Programm zur Verwirklichung des Friedens< (Peace Im­
plementation Programme, PIP) aufgelegt. Das PIP verköipert die 
Haltung, die das U N R W A vom Beginn des Friedensprozesses an 
eingenommen hat - nämlich dahin gehend, daß das U N R W A 
während der Übergangszeit daraufhinarbeitet, den palästinensischen 
Bedarf an Hilfe in dem Maße zu decken, in dem die internationale 
Gebergemeinschaft finanzielle Mittel bereitstellt. Dies ist eine 
durchaus innovative Variante seiner in den vergangenen Jahrzehnten 
ausgeübten traditionellen Rolle vornehmlich als Anbieter von Ver­
sorgungsleistungen. 
Ziel war die Abkehr von der bisherigen Vorgehensweise, nach der 
die Programme und Prioritäten außerhalb der Region - gemäß den 
verfügbaren Mitteln und den Wünschen der Geber - konzipiert und 
festgelegt werden. In diesem Zusammenhang sollten Dialog und 
Partnerschaft mit den Palästinensern gefördert werden, um auf die­
sem Wege die Prioritäten neu zu bestimmen und einen reibungslosen 
Übergang zu begünstigen. Man erhoffte sich, daß die im Rahmen des 
PIP getätigten Investitionen der internationalen Gemeinschaft in den 
palästinensischen öffentlichen Sektor in erheblichem Maße zur Sta­
bilisierung der sozio-ökonomischen Lage insbesondere im krisenan­
fälligen Gazastreifen beitragen könnten. Zudem sollte der neue An­
satz des U N R W A 
• das Selbstvertrauen der Flüchtlinge stärken; 
• die Möglichkeiten verbessern, ein Erwerbseinkommen zu erzie­

len; 
• die Mitwirkung der Nutznießer an der Entwicklung und Umset­

zung der Programme erweitern; 
• den Privatsektor mittels eines neuartigen revolvierenden Darle­

hensfonds und eines Ausbildungsprogramms für palästinensi­
sche Unternehmer unterstützen und 

• die Schaffung einer umweltverträglichen Infrastruktur für den 
Gazastreifen in die Wege leiten. 

Derartige Aktivitäten waren bislang nicht die Hauptbetätigungsfel­
der des UNRWA. Das Programm zur Verwirklichung des Friedens 
kann - einmal vorausgesetzt, die erforderlichen Mittel fließen ihm 
auch zu - als Glücksfall nicht nur für die palästinensischen Zielgrup­
pen, sondern ebenso für das Hilfswerk gelten, das damit seine Offen­
heit für neue Ansätze unter Beweis stellte. 
Im Herbst 1993 forderte die UN-Generalversammlung das UNRWA 
auf, eine gewichtigere Rolle im Westjordanland und im Gazastreifen 
zu übernehmen. In ihrer Resolution 48/40A vom 10. Dezember 1993 
stellte sie fest, daß 
»das neue Umfeld, das durch die ... Grundsatzerklärung ... geschaffen wurde, 
weitreichende Folgen für die Tätigkeit des Hilfswerks haben wird, das in Zu­
kunft aufgerufen ist, ... einen entscheidenden Beitrag dazu zu leisten, daß die 
wirtschaftliche und soziale Stabilität der besetzten Gebiete eine neue Dyna­
mik erhält«. 

Bis Ende Juni 1994 hatte das U N R W A im Rahmen des PIP 46 M i l l 
Dollar für Projekte im Westjordanland und 76 M i l l für den Gaza­
streifen veranschlagt und Zuwendungen in Höhe von 30 M i l l Dollar 
für das Westjordanland und 48 M i l l für den Gazastreifen erhalten. 
Eine besonders großzügige Leistung stellten die 20 M i l l Dollar Sau­
di-Arabiens dar; es war der erste substantielle Beitrag des König­
reichs zu den Projekten unseres Hilfswerks. Die Beiträge an das PIP 
deckten alle wesentlichen Programmbereiche des U N R W A ab. So 
wurden Mittel für die Errichtung oder Erweiterung von Schulen und 
Gesundheitszentren bereitgestellt, für den Bau von Kanalisationssy­
stemen und Müllbeseitigungsanlagen, für die Reparatur der Notun­
terkünfte der ärmsten Flüchtlinge, für neue Frauenzentren sowie im 
palästinensischen Privatsektor für die Ausweitung des revolvieren­
den Darlehensfonds und des Ausbildungsprogramms für Kleinunter­
nehmer. 
Seit 1993 spielt das U N R W A eine zunehmend aktive Rolle im mul­

tilateralen Teil des Friedensprozesses, der von den Verhandlungs­
partnern der Friedenskonferenz, über den Nahen Osten vom 30. Ok­
tober 1991 in Madrid ins Auge gefaßt worden war. Als Teil der U N -
Delegation nahm das U N R W A regelmäßig an den Zusammenkünf­
ten der >Multilateralen Arbeitsgruppe über Flüchtlinge< teil; auf dem 
siebenten Treffen dieser Arbeitsgruppe im türkischen Antalya im 
Dezember 1994 leitete der Generalbeauftragte des UNRWA die UN-
Delegation. Durch ihre Mitwirkung an den multilateralen Anstren­
gungen zur Unterstützung des Friedensprozesses erhielt das Hilfs­
werk die Chance, Umfang, Reichweite und Zielsetzungen seiner 
Tätigkeit bekannt zu machen; im Gefolge dieser Kontakte flössen 
dem Programm zur Verwirklichung des Friedens zusätzliche Unter­
stützung und Finanzmittel zu. 
Während sich die internationale Aufmerksamkeit im wesentlichen 
auf das Westjordanland und den Gazastreifen konzentrierte, hob das 
UNRWA die zentrale Bedeutung der Palästinaflüchtlinge in Jordani­
en, Libanon und Syrien für den Friedensprozeß hervor. Das Hilfs­
werk betonte die Notwendigkeit sicherzustellen, daß die Flüchtlinge 
in diesen Gebieten an den positiven Entwicklungen in der Region be­
teiligt werden und daß der Deckung ihrer Bedürfnisse angemessene 
Aufmerksamkeit und adäquate Mittel gewidmet werden. Seinerseits 
erfüllte das U N R W A dieses Erfordernis mittels des PIP; gefördert 
wurde diese Herangehensweise auch seitens mehrerer Geberländer. 
Die Multilaterale Arbeitsgruppe untersuchte ebenfalls verstärkt 
mögliche Ansätze zur Unterstützung der Palästinaflüchtlinge in Jor­
danien, Libanon und Syrien. 

PRAXIS: V O R B E R E I T U N G DES Ü B E R G A N G S 

Während eines Treffens verschiedener Einrichtungen des UN-Sy­
stems am 29. Juni 1994 in New York verkündete der UN-Generalse­
kretär seine Entscheidung, den Sitz des UNRWA von Wien nach 
Gaza zu verlegen. Dies werde 
»die wichtigste und ganz unmittelbare Probe des Systems der Vereinten Na­
tionen darauf sein, seine Fähigkeit unter Beweis zu stellen, in integrierender 
und zusammenhängender Weise auf die Lage im Gazastreifen zu reagieren, 
wo die Bedürfnisse der Palästinenser am größten sind«. 

Seines Erachtens habe das UNRWA mit seiner umfangreichen 
Dienstleistungserfahrung, seinem respektablen Budget, seiner unü­
bersehbaren Präsenz und mit dem Ansehen, das es bei der örtlichen 
Bevölkerung genieße, eine ganz besondere Rolle zu spielen. Der 
Umzug an den neuen Amtssitz unterstreiche das Engagement der 
Weltorganisation dafür, daß der Friedensprozeß zum Erfolg wird. 
Im Juli 1996 wurden mein Büro sowie weitere Schlüsselabteilungen 
in einem Neubau im Zentrum der Stadt Gaza eingerichtet. Während 
die zentralen Teile der UNRWA-Verwaltungsabteilungen nach Ga­
za verlegt wurden, zog eine Reihe von Unterstützungseinheiten von 
Wien nach Amman in die dort bereits vorhandenen Räumlichkeiten 
des UNRWA, wo seit einigen Jahren bereits drei Programmabtei hin­
gen des Hilfswerks - für die Bereiche Bildung, Gesundheit sowie 
Nothilfe- und Sozialdienste - ansässig waren. Da sowohl der Vorsit­
zende der PLO wie auch die neu geschaffene Selbstregierungsbehör­
de ihren Sitz in Gaza haben, wurde die Stadt zum Knotenpunkt der 
Beziehungen zwischen dem UNRWA und der palästinensischen 
Führung. Im Gefolge der Normalisierung des Alltagslebens gewann 
der Wiederaufbau in den selbstregierten Gebieten an Schwung. Die 
Infrastruktur und die sozio-ökonomische Entwicklung des Westjord-
anlands und des Gazastreifens, die über lange Zeit vernachlässigt 
worden waren, wurden nun von der internationalen Gemeinschaft 
mit Finanzmitteln beispiellosen Umfangs gefördert. 
Mit der Etablierung der PA im Mai 1994 brach für das U N R W A ei­
ne neue Ära der Beziehungen zum palästinensischen Volk an. An­
fänglich leistete das Hilfswerk die dringend benötigte Unterstützung 
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für die PA und ihre sich herausbildenden Strukturen. In Jericho wur­
de der neugeschaffenen palästinensischen Bildungsbehörde ein leer­
stehendes Schulgebäude zur Verfügung gestellt, und im Zuge des 
Übergangs von der israelischen Zivilverwaltung zur Selbstregierung 
erhielt die neue palästinensische Gesundheitsbehörde dringend 
benötigte medizinische Güter. 
Auf Grund seiner etablierten Infrastruktur und seiner langjährigen 
Erfahrung bei der Bereitstellung lebenswichtiger Dienstleistungen 
für die Palästinaflüchtlinge war das UNRWA geradezu prädestiniert 
dazu, die PA für ihre Aufgabe zu rüsten. Unter Ausschöpfung seiner 
Ressourcen scheute das U N R W A keine Mühe, den Hilfegesuchen 
der Selbstregierungsbehörde nachzukommen und ihr technische H i l ­
festellung bei der Entwicklung einer institutionellen Eigenkapazität 
zu geben. Mitarbeiter des U N R W A saßen in den von der PA für die 
verschiedensten Bereiche eingesetzten Beratungsausschüssen. Tau­
senden von Kindern aus Flüchtlingsfamilien, die frisch in den Selbst-
regierungsgebieten angekommen waren, bot das Hilfswerk Zugang 
zu seinen Schulen im Gazastreifen wie im Westjordanland und stell­
te zu diesem Zweck zusätzliche Lehrkräfte ein. Ferner half es bei der 
Beschaffung von medizinischen Ausrüstungen und Gütern für die 
Gesundheitszentren der PA. Im Gesundheitswesen wurden Untersu­
chungen zur Weiterbildung und zur Verbesserung der medizinischen 
Versorgung durchgeführt. Freigelassenen Internierten wurden vor­
gefertigte Unterkünfte zur Verfügung gestellt. A u f Ersuchen des 
UN-Generalsekretärs organisierte das U N R W A die Entlohnung der 
9 000 Angehörigen der palästinensischen Polizei aus einem mit Mi t ­
teln verschiedener Geber ausgestatteten Fonds. Zwischen September 
1994 und Dezember 1995 (als das Mandat des Hilfswerks für diese 
Aufgabe auslief) wurden insgesamt 38,9 M i l l US-Dollar für Polizi­
stengehälter und andere laufende Ausgaben ausgekehrt. 
Dem Unterstützungsangebot des U N R W A an die PA zugrunde lag 
das Einvernehmen darüber, daß die Einrichtungen, Dienstleistungen 
und Programme des Hilfswerks im Gazastreifen und im Westjordan­
land schließlich zu einem beiden Seiten als angemessen und durch­
führbar erscheinenden Zeitpunkt der PA zu unterstellen sind. Die all­
fällige Übernahme der Kontrolle über die Einrichtungen des B i l -
dungs- und Gesundheitswesens sowie anderer Sozialdienste in die­
sen Gebieten durch die Palästinenser würde den dortigen Bedarf am 
Angebot des UNRWA beenden. Daher begann das Hilfswerk nun­
mehr damit, seine Dienstleistungen mit denen der PA abzustimmen, 
um die Vereinbarkeit des UNRWA-Systems mit dem entstehenden 
Leistungsangebot der Selbstregierungsbehörde zu gewährleisten 
und Doppelplanungen zu vermeiden. Die Abstimmung der Dienste 
sollte in technischer und verwaltungsmäßiger Hinsicht der Grund­
stein für den reibungslosen Übergang der Funktionen zu einem spä­
teren Zeitpunkt sein. 
Das kurz- wie auch das längerfristige doppelte Engagement des U N ­
RWA - für den Friedensprozeß und für die Erfüllung der grundle­
genden Bedürfnisse der Flüchtlinge - wird auch weiterhin durch das 
PIP verkörpert. Die erste Phase des Programms zur Verwirklichung 
des Friedens (PIP I) endete im September 1994 mit der Zusage von 
93,9 M i l l Dollar an freiwilligen Beiträgen. Mi t Hilfe dieser Gelder 
konnte das Hilfswerk den Bau von Schulen und Klassenräumen, die 
Reparatur Tausender von Behelfsheimen, den Bau von Kanalisati-
ons- und Drainagesystemen in Flüchtlingslagern und angrenzenden 
Gemeinden, die Erweiterung von Müllbeseitigungsanlagen, die Re­
novierung von Schulgebäuden, Gemeindezentren und Gesundheits­
einrichtungen und den Bau von Frauenzentren durchführen. Schät­
zungen zufolge wurden im Zuge dieser Projekte der ersten Phase des 
PIP allein im Gazastreifen mehr als 5 500 Arbeitsplätze für durch­
schnittlich vier Monate geschaffen. Dieser Faktor erlangte erhebli­
che Bedeutung im Zuge der wiederholten Abriegelung des Gaza­
streifens, durch welche palästinensische Wanderarbeiter daran ge­
hindert wurden, ihrer Arbeit in Israel nachzugehen. Schließlich ging 

das PIP in die zweite Phase (PIP II) über, die in Abstimmung mit den 
zuständigen Ministerien der PA sowie mit dem Palästinensischen 
Wirtschaftsrat für Entwicklung und Wiederaufbau entwickelt wurde. 
Mitte 1996 betrugen die in beiden Abschnitten des PIP zugesagten 
Mittel 192,6 M i l l Dollar, wovon 116,8 M i l l für Projekte im Gaza­
streifen, 42,6 M i l l für solche im Westjordanland und weitere 33,1 
M i l l für Vorhaben in Jordanien, Libanon und Syrien bestimmt wa­
ren. 
Die zweite Phase des PIP sollte an sich die letzte größere Investiti­
onsanstrengung des U N R W A sein. Oberste Priorität im Rahmen so­
wohl seiner regulären Programme als auch des PIP maß das Hilfs­
werk nach wie vor der Entwicklung einer Infrastruktur für die Be­
reitstellung von Versorgungsleistungen für die Flüchtlingsbevölke­
rung bei. Das anspruchsvollste Unterfangen des U N R W A war der 
Bau des 232 Betten zählenden Europäischen Krankenhauses in Ga­
za, das im wesentlichen von der Europäischen Union finanziert wird. 
Mit ihm wird dem Mangel an Krankenhausbetten im Gazastreifen 
weitgehend abgeholfen sowie ein Maß an medizinischer Versorgung 
bereitgestellt, das der Bevölkerung bisher nicht ohne weiteres zu­
gänglich war. Das Europäische Krankenhaus soll später Teil des Ge­
sundheitswesens der PA werden und somit den größtmöglichen Bei­
trag zur Gesundheitsversorgung im Gazastreifen leisten. Dem Eu­
ropäischen Krankenhaus angegliedert werden soll eine Fachschule 
für Krankenpflege mitsamt der Ausbildung für verwandte Gebiete. 
Im Bereich der Umwelthygiene baut das U N R W A ein Kanalisati­
onssystem im >Beach Camp< nördlich der Stadt Gaza, durch das die 
sanitären Verhältnisse für die 63 000 Bewohner des Lagers verbes­
sert werden. Ferner arbeitet das U N R W A an der Verbesserung und 
Ausweitung der Infrastruktur nach dem Übergang von der israeli­
schen Zivilverwaltung auf die PA. So wurde eine weiterführende 
Schule errichtet, 30 von der Selbstregierungsbehörde betriebene 
Schulen wurden renoviert, kommunale Mülldeponien wurden ver­
bessert und bestehende Wasserversorgungs- und Abwassersysteme 
instandgesetzt. 

P R O G R A M M E : T R A G F Ä H I G E K O O R D I N A T I O N 

Im Zuge der sich wandelnden Aufgabenstellung des UNRWA in der 
Region und der Notwendigkeit, die Flüchtlingsbevölkerung über die 
künftige Rolle des Hilfswerks in der Übergangsphase aufzuklären, 
berief das Hilfswerk im März 1995 eine informelle Zusammenkunft 
der Hauptgeberländer und der Regierungen der Gastländer nach A m ­
man ein. Das U N R W A regte für Finanzierung und Planung einen 
Fünfjahresrähmen an, der sich mit der in der Grundsatzerklärung 
vereinbarten Übergangsperiode decken sollte - ein Vorschlag, den 
es bereits im Juni 1994 unterbreitet hatte. Ziel war es, den Geberlän­
dern, den Gastländern und der PA einen Kostenrahmen für die vom 
U N R W A auf jedem seiner Tätigkeitsfelder und in jedem Programm­
bereich während dieser Übergangszeit erbrachten Leistungen vorzu­
legen. Hervorgehoben wurde, in welch dramatischem Ausmaß sich 
das geopolitische Umfeld, in dem das Hilfswerk wirkt, in den ver­
gangenen eineinhalb Jahren verändert hatte. Übereinstimmend er­
suchten die Beteiligten das U N R W A nunmehr, die bestehenden 
Dienste in seinem gesamten Operationsgebiet fortzuführen und 
kurzfristig verstärkt auf die Verbesserung der sozio-ökonomischen 
Bedingungen hinzuarbeiten. In einigen Fällen wurde das UNRWA 
auf Grund seiner logistischen Kapazitäten und der langjährigen Er­
fahrung seiner Mitarbeiter sogar gebeten, bestimmte Tätigkeiten 
auszuführen, die normalerweise nicht unter sein Mandat fallen; das 
U N R W A wiederum war bestrebt, diesen Ersuchen möglichst nach­
zukommen. 
Bei der Zusammenkunft in der jordanischen Hauptstadt zeichnete 
sich ein eindeutiger Konsens dahin gehend ab, daß die Dienstleistun-
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Das Gaza-Jericho-Abkommen wurde am 4. Mai 1994 in Kairo von Premier­
minister Itzhak Rabin und PLO-Chef Yassir Arafat unterzeichnet; Zeugen wa­
ren die Außenminister der Vereinigten Staaten und Rußlands, Warren Chri­
stopher und Andrej Kosyrew, sowie der ägyptische Präsident Hosni Mubarak. 

gen des Hilfswerks für den Erfolg des Friedensprozesses von zentra­
ler Bedeutung und so lange erforderlich sind, bis eine politische Lö­
sung für das Flüchtlingsproblem gefunden sein wird. Die Teilneh­
mer waren sich einig, daß eine Entscheidung, die Existenz des Hilfs­
werks zeitlich zu begrenzen, verfrüht wäre, da nicht vorhergesagt 
werden könne, wie lange es bis zur endgültigen einvernehmlichen 
Lösung des Flüchtlingsproblems dauern wird (und wie lange dem­
entsprechend Dienste des UNRWA noch zu erbringen sind). Ferner 
stimmten die Teilnehmer darin überein, daß die Aufgaben des U N ­
RWA erst dann auf die PA übergehen sollen, wenn es die politi­
schen, wirtschaftlichen und finanziellen Bedingungen zulassen be­
ziehungsweise wenn es von der PA ausdrücklich gewünscht werde. 
Bis zu diesem Zeitpunkt solle sich das Hilfswerk darauf konzentrie­
ren, seine Versorgungsleistungen zu harmonisieren und sie mit de­
nen anderer vor Ort tätiger Organisationen zu koordinieren und ab­
zustimmen. Mi t der Annahme der Vorschläge des U N R W A für die 
Übergangszeit ergab sich ein klareres Bild von der Zukunft des 
Hilfswerks und von seiner Haltung gegenüber Klienten wie Geber­
ländern. Befürchtungen bezüglich einer unmittelbar bevorstehenden 
Auflösung dieses UN-Spezialorgans konnten zerstreut werden, und 
das U N R W A wurde mit einer Reihe von Richtlinien für seine opera­
tive Tätigkeit in der nächsten Zeit ausgestattet. 
Während eines weiteren informellen Treffens der Hauptgeberländer 
und der Gastregierungen in Amman im Mai 1996 stellte das Hilfs­
werk seine Harmonisierungsstrategie vor und erstattete einen detail­
lierten Sachstandsbericht. Ergebnis der Beratungen war Einverneh­
men über ein Harmonisierungskonzept. Die Beteiligten kamen darin 
überein, daß zwischen U N R W A und PA die fortgesetzte und ver­
stärkte Koordination von Politik und Planung erforderlich sei, bis zu 
einem gewissen Grad auch die mit den Gastregierungen. Wesentli­
ches Ziel dieses Harmonisierungsprozesses war die Verbesserung 
der Qualität der Programme und Leistungen und die Herausbildung 
effizienter, bestandsfähiger Strukturen. Weder die Gastregierungen 
noch die PA sollten befürchten müssen, daß durch diese Harmoni­
sierung Dienstleistungen auf sie abgewälzt werden; die Geberländer 
sollten versichert sein, daß dieser Ansatz im Interesse höherer Effizi­
enz auf Komplementarität, Kompatibilität und Rationalisierung ab­
stellt. In der Tat verfolgt das U N R W A diese Politik der Abstimmung 
der Dienstleistungen mit den Gastregierungen schon seit langem auf 

der technischen Ebene; dadurch ließen sich die optimale Nutzung der 
Ressourcen und eine bessere Umsetzung der Programme sicherstel­
len. Die im Westjordanland und im Gazastreifen seit der Einrichtung 
der PA herrschenden Umstände erlauben es uns, diese zukunftsge-
richtete Koordination verstärkt zu betreiben. 
Weiterhin aktiv beteiligt sich das UNRWA an den multilateralen 
Bemühungen zur Unterstützung des Friedensprozesses. Im Oktober 
1995 nahm es (innerhalb der UN-Delegation) an dem Pariser Treffen 
der Beratungsgruppe für das Westjordanland und den Gazastreifen 
teil; im Dezember des gleichen Jahres an der in Genf abgehaltenen 
achten Tagung der Multilateralen Arbeitsgruppe über Flüchtlinge 
sowie an deren zwischen den förmlichen Tagungen stattfindenden 
Treffen; und schließlich an der Ministerkonferenz über die wirt­
schaftliche Unterstützung des palästinensischen Volkes, die im Ja­
nuar 1996 in Paris abgehalten wurde. Die Multilaterale Arbeitsgrup­
pe gab ihrer nachdrücklichen Unterstützung für die Arbeit des U N ­
RWA und anderer UN-Organisationen im Rahmen der Flüchtlings­
hilfe Ausdruck und unterstrich die Notwendigkeit, dem Hilfswerk 
auch in Zukunft eine angemessene finanzielle Grundlage zu sichern. 
Des weiteren beteiligte sich das UNRWA an den vom Sonderkoordi­
nator der Vereinten Nationen für die besetzten Gebiete (UNSCO) or­
ganisierten Initiativen zur Koordinierung der multilateralen Hilfe für 
das Westjordanland und den Gazastreifen4, indem es das Sekretariat 
für die Sektorarbeitsgruppe Umwelt des von Vertretern der Geber­
länder, der PA und Israels beschickten Ausschusses für die lokale 
Koordinierung der Hilfsmaßnahmen (LACC) stellte und auch in des­
sen Arbeitsgruppen zu Gesundheit, Bildung, Infrastruktur und Woh­
nungswesen eine aktive Rolle übernahm. Angesichts der durch die 
wiederholte Abriegelung des Westjordanlands und des Gazastrei­
fens bewirkten Rückschläge entwickelte die Sektorarbeitsgruppe 
Arbeitsbeschaffung des LACC unter direkter Mitwirkung des U N ­
RWA neue Projektvorschläge, von Weiterbildungsmaßnahmen bis 
hin zu Reinigungsarbeiten. 

PROBLEME: S O Z I O - Ö K O N O M I S C H E L A G E , 
F I N A N Z E N DES U N R W A 

Das von der Regierung Israels und der PLO am 28. September 1995 
in Washington unterzeichnete >Interimsabkommen über das West­
jordanland und den Gazastreifen< leitete eine neue Phase des Frie­
densprozesses ein. Das Abkommen sah die Umgruppierung der im 
Westjordanland stationierten israelischen Streitkräfte und die Erwei­
terung der palästinensischen Selbstregierung im Westjordanland so­
wie im Gazastreifen mittels eines gewählten Palästinensischen Rates 
mit legislativen und exekutiven Vollmachten für die Übergangszeit 
vor. A u f Grund des Interimsabkommens kommen die meisten Palä­
stinenser des Westjordanlands erstmals seit 1967 nicht mehr direkt 
mit israelischen Truppen in Berührung und nehmen ihre Angelegen­
heiten zum großen Teil selbst in die Hand. 
Bei der Abhaltung der Wahlen zum Palästinensischen Rat im Januar 
1996, die als ein bedeutender Zwischenschritt bei der Realisierung 
der legitimen Rechte des palästinensischen Volkes angesehen wur­
den, spielte das UNRWA eine unübersehbare Rolle. Das Hilfswerk 
unterstützte die für Wahlhilfe zuständige Stelle der Europäischen 
Union bei der Einrichtung eines Regionalbüros in Gaza und lieh die­
sem seine Kommunikationsausrüstung aus. Einige Schulen im West­
jordanland und im Gazastreifen wurden im November 1995 für zwei 
Wochen geschlossen, damit sich die Lehrkräfte an der Erstellung der 
Wählerverzeichnisse beteiligen konnten; im Dezember wurden in 
den Räumlichkeiten des U N R W A die vorläufigen Wählerregister 
ausgelegt. Unmittelbar vor den Wahlen schaffte das U N R W A die er­
forderlichen Materialien (Wahlkabinen, Wahlurnen und anderes) 
vom Westjordanland in den Gazastreifen, wo sie auf die Wahllokale 
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- von denen 155 in Einrichtungen des UNRWA, zumeist in Schulen, 
eingerichtet worden waren - verteilt wurden. 
Rückschläge erlitt der Friedensprozeß mit der tragischen Ermordung 
des israelischen Premierministers Itzhak Rabin im November 1995 
und mit einer Reihe von Selbstmordanschlägen durch Palästinenser 
im Februar und März 1996, bei denen 56 Israelis getötet wurden. Die 
israelische Regierung vertagte in der Folge die palästinensisch-isra­
elischen Verhandlungen auf unbestimmte Zeit, begann mit der Aus­
führung ihrer Pläne zur Trennung des Westjordanlands von Israel 
und verhängte eine vollständige Absperrung des Westjordanlands 
und des Gazastreifens. Da der normale Strom von Personen, Gütern 
und Diensten - insbesondere durch das Verbot für Palästinenser, in 
Israel zu arbeiten - damit schwerwiegend behindert wurde, beein­
trächtigte die Sperre jegliche wirtschaftliche Aktivität im Westjor­
danland und im Gazastreifen, verschlimmerte die Arbeitslosigkeit 
und trug erheblich zur gesamthaften Verschlechterung der sozio-
ökonomischen Lage (bis hin zum Erfordernis von Nothilfemaßnah­
men) bei. 
Zur Abmilderung der sozio-ökonomischen Härten, die sich aus den 
wiederholten Sperrungen ergaben, rief das U N R W A unter finanziel­
ler Unterstützung Norwegens im März 1996 ein Soforthilfepro­
gramm zur Arbeitsbeschaffung für den Gazastreifen ins Leben. Mi t 
diesem Projekt konnte das Hilfswerk annähernd 2 700 Personen be­
fristete Arbeitsverhältnisse verschaffen (davon 2 000 im Rahmen des 
U N R W A selbst und 700 bei öffentlichen und gemeinnützigen Orga­
nisationen im Gazastreifen). Die Tätigkeiten umfaßten die Reini­
gung der Flüchtlingslager, Maßnahmen zur Ausmerzung der Moski­
toplage, die Berufs- und Lehrerbildung, die Renovierung von Unter­
künften, juristische Recherchen, die Durchführung von Sommerla­
gern für Jugendliche und verschiedene Gemeinwesendienste. 
Unglücklicherweise muß sich das U N R W A in diesem spannungsge­
ladenen Klima mit der schwersten Finanzkrise seines Bestehens aus­
einandersetzen; sie fällt ausgerechnet mit der Nach-Oslo-Phase zu­
sammen. Auf der informellen Tagung der Hauptgeberländer und der 
Gastregierungen im Juni 1997 machte das Hilfswerk die hohe Dring­
lichkeit seiner Finanzschwierigkeiten deutlich, die die Aufrechter­
haltung seiner Leistungen auf dem derzeitigen Niveau in Frage stel­
len und die - wenn ihnen nicht entschieden begegnet wird - unwei­
gerlich zu Programmkürzungen führen müssen. Das U N R W A sah 
sich zwischen widerstreitenden Kräften gefangen: zum einen wur­
den ihm die Gelder nicht zur Verfügung gestellt, die es zur Fort­
führung seiner bisherigen Dienste benötigt; zum anderen ließen die 
Bedürfnisse der Flüchtlinge, das schwierige regionale Umfeld und 
die grundsätzliche Ausrichtung der Arbeit des U N R W A keine 
größeren Streichungen oder Veränderungen seiner Programme zu. 
Die Teilnehmer der Tagung verständigten sich darauf, daß der Aus­
weg in einem Zusammenspiel von zusätzlicher Mittelgewinnung, in­
ternen Einsparungen, rationellerer Ausführung der Dienstleistungen 
und verstärkter Abstimmung zwischen UNRWA, Gastregierungen 
und Geberländern zu liegen habe. Die Delegierten erkannten die 
Verbindung zwischen Frieden und Stabilität der Region und dem 
Fortbestand des Hilfswerks an; sie bekräftigten, daß ein vorzeitiges 
Auslaufen der dem U N R W A übertragenen Verantwortung für die 
Palästinaflüchtlinge nicht in Frage komme. 

PARTNERSCHAFT: F L Ü C H T L I N G E U N D H I L F S W E R K 

Wenn das U N R W A auch eine ganze Reihe neuer Aktivitäten mit 
Mitteln, die im wesentlichen im Gefolge des Friedensprozesses zur 
Verfügung gestellt wurden, auf den Weg gebracht hat, so hat sich 
doch seine eigentliche Rolle nicht gewandelt. In dem Maße, in dem 
das Hilfswerk ausreichende Mittel seitens der Geberländer erhält, 
setzt es alles daran, Bildungs-, Gesundl.eits- und Sozialprogramme 

höchstmöglicher Qualität durchzuführen. Gemessen an Umfang und 
Reichweite seiner Programme und mit Blick auf seine 22 000 palä­
stinensischen Bediensteten, die sie durchführen, kann das U N R W A 
als ein nicht mehr wegzudenkender Faktor im Alltag von 3,3 M i l l i o ­
nen Menschen - der Palästinaflüchtlinge - gelten. 
Im Kontext des Friedensprozesses kommt dem U N R W A eine be­
deutsame Rolle bei der Bewahrung der Stabilität, bei der Bereitstel­
lung von Strategien und Geldmitteln für die sozio-ökonomische Ent­
wicklung und beim Aufzeigen des Nutzens, den der Friede mit sich 
bringt, zu. Umgekehrt könnte jede Änderung (oder auch nur die An­
deutung einer Änderung) des UNRWA-Mandats oder in Qualität 
oder Umfang seiner Dienstleistungen als potentielle Gefährdung des 
Friedensprozesses verstanden werden. Bis die Flüchtlingsfrage in 
den Verhandlungen zwischen Israel und den Palästinensern um den 
endgültigen Status der Palästinensischen Gebiete aufgegriffen und 
endlich gelöst sein wird, können und dürfen Überlegungen über eine 
Reduzierung oder eine Abkehr der UNRWA-Programme von ihrem 
bewährten Niveau und ihrer traditionellen Ausrichtung sinnvoller­
weise nicht angestellt werden. 
Während die Staatengemeinschaft oftmals dafür gescholten wurde, 
daß sie das Flüchtlingsproblem durch die Existenz und Erhaltung des 
U N R W A sozusagen verewigt habe (als ob die palästinensischen 
Flüchtlinge es sich ausgesucht hätten, auf Dauer unter den Bedin­
gungen der Staatenlosigkeit, Enteignung und Vertreibung zu leben), 
sieht sie sich nunmehr der Verpflichtung gegenüber, ihre Verant­
wortung gegenüber dieser verwundbaren Bevölkerungsgruppe auch 
weiterhin wahrzunehmen, damit die Lösung dieses Problems über­
haupt angegangen werden kann. Auch wenn das U N R W A nicht di­
rekt an den Verhandlungen zur Beilegung des Konflikts beteiligt ist, 
so liegt es doch in der Natur der Sache, daß es sowohl mit dem Ver­
handlungsprozeß als auch mit dessen Ergebnis eng verbunden 
bleibt 5. 
Es überrascht daher nur wenig, daß jegliche Aussicht auf einen tief­
greifenden Wandel in der Rolle des Hilfswerks unter den Flüchtlin­
gen großer Besorgnis hervorruft. Diese fühlen sich mittlerweile so­
gar noch verwundbarer als vor Beginn des Friedensprozesses, da sie 
befürchten, daß eine Lösung zwar nahe, aber nicht notwendigerwei­
se gerecht und umfassend ist, oder daß Teile der Flüchtlingsgemein-
de von ihr ausgeschlossen bleiben. Die zunehmenden wirtschaftli­
chen Härten, die die Palästinaflüchtlinge gerade in der Zeit >nach 
Oslo< erfahren mußten, haben sie nur noch verletzlicher gemacht: Im 
Westjordanland und im Gazastreifen ist das Pro-Kopf-Einkommen 
seit 1992 um nahezu 40 v H gefallen; in Libanon, wo das U N R W A 
sich als einzige Organisation um diese Gruppe kümmert, macht sich 
Verzweiflung unter den Flüchtlingen breit und wirkt in hohem Maße 
politisch destabilisierend. 
Während einerseits das natürliche Bevölkerungswachstum die Zahl 
der vom U N R W A zu betreuenden Personen (insbesondere die der 
Schulkinder) ansteigen läßt, muß das U N R W A andererseits nicht 
weniger als 95 v H seines Haushalts aus freiwilligen Leistungen der 
Geberländer bestreiten - aus Leistungen, die stagnieren oder real so­
gar abnehmen. Das Hilfswerk hat keinerlei Möglichkeit, über Darle­
hensaufnahmen, Steuereinkünfte oder anderweitige kreative Haus­
haltsgestaltung an zusätzliche Mittel zu gelangen. 
Im Rahmen der internationalen Bemühungen zur Unterstützung des 
Friedensprozesses hat das U N R W A den Zufluß von Gebermitteln an 
die PA als Vertrauenserweis und als einen Weg, auf dem die Selbst­
regierungsbehörde ihrer wachsenden Verantwortung im Friedens­
prozeß besser nachkommen kann, stets nachhaltig befürwortet. Doch 
wenn die >Bilateralisierung< dieser Gebermittel schließlich mit einer 
entsprechenden Reduzierung der Zahlungen an das U N R W A korre­
spondiert, dann wird das Hauptziel - nämlich die Hilfe für das palä­
stinensische Volk, insbesondere die Flüchtlinge - nicht er­
reicht. 
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In dieser kritischen Phase, die der Friedensprozeß derzeit durchläuft, 
wäre ein finanziell angeschlagenes U N R W A ein Negativposten -
und das zu einem Zeitpunkt, zu dem die Dienste des Hilfswerks so 
dringend wie selten zuvor gefordert sind. M i t Recht kann man be­
haupten, daß dies genau die Zeit für ein starkes U N R W A ist, das in 
der Lage ist, die Gemeinde der Palästinaflüchtlinge durch eine 
schwierige Phase zu begleiten, und das schließlich ein effektives, 
funktionierendes und lebensfähiges Netz von Strukturen, Institutio­
nen und ausgebildetem Personal an die Palästinenser übergeben 
kann, sobald das Flüchtlingsproblem endgültig gelöst sein wird. 

1 Anschrift: U N R W A Headquarters, P.O. Box 371. Gaza City. Telefax: 00972-7-677-
7555. 

2 Siehe auch Alexandra Senfft, Zwischen Intifada und Besatzung. Gegenwär t ige Auf­
gaben und Probleme des U N R W A , V N 1/1992 S.4ff. 

3 Durch Resolution 302(IV) der Generalversammlung v. 8.12.1949. Die Tätigkei t in 
der Region nahm es am 1.5.1950 auf. 

4 Vg l . auch den Beitrag von Martin Koblcr in diesem Heft. 
5 Ein Indikator hierfür ist der bemerkenswerte Anstieg der Zahl der Registrierungen 

seitens bisher bei uns nicht gemeldeter Flüchtl inge in den letzten Jahren. Dies ist dar­
auf zurückzuführen, daß eine mögl iche Verbindung zwischen den Listen des U N ­
R W A und den auf >RUckkehr< oder >Entschädigung< bezogenen Elementen eines 
künftigen Verhandlungscrgebnisses bezügl ich der Flüchtlingsfrage gesehen wird . 
Die Verantwortlichkeit für diese beiden Fragenkomplexe liegt indes bei einem ande­
ren UN-Organ: der Ende 1948 geschaffenen Schlichtungskommission der Vereinten 
Nationen für Palästina. 

Ein deutscher Beitrag zur Friedenskonsolidierung 
Drei Jahre Vertretung in Jericho MARTIN KOBLER 

Mit dem historischen Händedruck vom 13. September 1993 zwi­
schen Israels Premierminister Itzhak Rabin und PLO-Chef Yassir 
Arafat auf dem Rasen des Weißen Hauses und der Unterzeichnung 
der Grundsatzerklärung über Regelungen betreffend eine vorläufige 
Selbstregierung<' hat im palästinensisch-israelischen Verhältnis eine 
neue Ära begonnen. A m 4. Mai 1994 begann mit dem in Kairo un­
terzeichneten > Abkommen Uber den Gazastreifen und das Gebiet von 
Jericho< (kurz: Gaza-Jericho-Abkommen) 2 die auf fünf Jahre ange­
setzte Übergangsperiode bis zur in Aussicht genommenen umfassen­
den Lösung des israelisch-palästinensischen Konflikts. Israel zog 
seine Truppen in einer ersten Stufe aus Gaza und Jericho zurück. Da­
mit konnte Arafat im Juni 1994 die Leitung der Palästinensischen 
Selbstregierungsbehörde (Palestinian Authority, PA) übernehmen. 
Zusätzlich zur vollen Regierungsverantwortung in Gaza und Jericho 
wurden der Behörde Ende 1994 weitere Regierungsfunktionen für 
das gesamte Westjordanland übergeben (Erziehung, Kultur, Ge­
sundheit, Soziales und Tourismus). Das am 28. September 1995 in 
Washington unterzeichnete Tnterimsabkommen über das Westjor­
danland und den Gazastreifen<3, das unter der Kurzbezeichnung 
>Oslo II< bekannt wurde, ersetzte das Gaza-Jericho-Abkommen und 
baute die palästinensische Regierungsverantwortung weiter aus. En­
de 1995 zogen sich die israelischen Truppen aus den großen Städten 
des Westjordanlands zurück, den sogenannten A-Gebieten. Die rund 
400 palästinensischen Dörfer wurden in >B-Gebieten< zusammenge­
faßt, in denen die Sicherheitsverantwortung zwischen Israelis und 
Palästinensern geteilt ist. Die restlichen 70 v H der Fläche des West­
jordanlands bilden die >C-Gebiete<, die der ausschließlichen israeli­
schen Sicherheitsverantwortung unterstehen. 
Die zentralen Konflikte im israelisch-palästinensischen Verhältnis 
bleiben jedoch den Verhandlungen über den endgültigen Status (Fi­
nal Status Talks) vorbehalten, die im Mai 1996, also noch vor den is­
raelischen Wahlen, formell aufgenommen wurden. Folgegespräche 
stehen jedoch bis heute aus. Diese zentralen Themen sind die Frage 
des künftigen Status der Palästinensischen Gebiete, Sicherheit und 
Grenzen, die Flüchtlingsfrage, Jerusalem und die Zukunft der israe­
lischen Siedlungen im Westjordanland und dem Gazastreifen. 
Wichtigstes innenpolitisches Datum waren die Wahlen zum Palästi­
nensischen Rat (88 Mitglieder) sowie die Direktwahl zum Amt des 
>Räis<, des Vorsitzenden der Exekutivbehörde des Palästinensischen 
Rates, bei einer Wahlbeteiligung von annähernd 80 vH am 20. Janu­
ar 1996. 
Bedingt durch Terroranschläge palästinensischer Extremisten sowie 
die von Israel verhängten Gegenmaßnahmen der Abriegelung der 

Gebiete war das fragile System der palästinensisch-israelischen Ab­
kommen jedoch von Anfang an schweren Belastungsproben ausge­
setzt. 

Das Vertretungsbüro in Jericho -
eine Auslandsvertretung sui generis 

Das deutsch-palästinensische Verhältnis konnte nach dem Beginn 
der palästinensischen Selbstverwaltung im Rahmen des Nahost-
Friedensprozesses auf eine neue Grundlage gestellt werden. Waren 
die zuvor begrenzten und niederrangigen Kontakte im wesentlichen 
auf die PLO im Exil und die entwicklungspolitische Zusammenar­
beit mit einzelnen Kommunen und palästinensischen Nichtregie­
rungsorganisationen in den von Israel besetzten Gebieten be­
schränkt, konnten diese Kontakte nach der gegenseitigen Anerken­
nung Israels und der PLO im Rahmen der Grundsatzerklärung vom 
September 1993 erheblich ausgeweitet und angehoben werden. Be­
reits im Dezember 1993 besuchte der PLO-Vorsitzende auf Einla­
dung der Bundesregierung erstmals die Bundesrepublik Deutsch­
land. Inzwischen wurde ein dichtes Netz von politischen Kontakten 
geknüpft. Im Juni 1995 traf Bundeskanzler Helmut Kohl in Jericho 
erstmals mit Yassir Arafat zusammen. Bei seinem dritten Bonn-Be­
such am 19. September 1996 wurde Arafat erstmals von Bundesprä­
sident Roman Herzog empfangen. Der vierte Besuch Arafats im Ok­
tober 1997 traf in Anbetracht des stockenden Friedensprozesses auf 
besondere Aufmerksamkeit. 
Als erster Staat hat Deutschland ein sogenanntes Vertretungsbüro 
(Representative Office of the Federal Republic of Germany) am 8. 
August 1994 eröffnet. Name, Aufgabenbereich und rechtliche Stel­
lung des Büros ergaben sich aus dem Kairoer Gaza-Jericho-Abkom­
men vom 4. Mai 1994, heute überlagert durch Artikel IX, Ziffer 5 des 
Interimsabkommens vom 28. September 1995. Die Abkommen stel­
len klar, daß der Palästinensische Rat keine Befugnisse auf dem Ge­
biet der Außenpolitik hat, insbesondere auf dem Gebiet des West­
jordanlands und des Gazastreifens keine Botschaften oder Konsula­
te zulassen darf. Gleichwohl kann die PLO - nicht die PA - mit Staa­
ten oder internationalen Organisationen für die palästinensische Re­
gierung in bestimmten Sachbereichen Verträge aushandeln und Ab­
kommen unterzeichnen. Es handelt sich um die Bereiche Wirtschaft, 
Entwicklungshilfe, regionale Entwicklung, Kultur, Wissenschaft 
und Bildung. Aktivitäten zwischen Staaten und der palästinensi­
schen Selbstverwaltung in diesen Bereichen definiert das Abkom-
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men nicht als die Pflege auswärtiger Beziehungen (»shall not be con­
sidered foreign relations«). 
Das deutsche Vertretungsbüro ist also weder Botschaft noch Konsu­
lat, seine Mitarbeiter genießen bei den palästinensischen Behörden 
weder diplomatische noch konsularische Privilegien und Immunitä­
ten. Das Büro untersteht zwar dem Auswärtigen Amt, seine Tätigkeit 
ist aber per definitionem nicht die Pflege auswär t ige r Beziehungen^ 
A m leichtesten wird es sich als Auslandsvertretung sui generis qua­
lifizieren lassen. Es ist eine Servicestelle, deren Beratungsangebot 
und Vermittlungstätigkeit inzwischen nicht nur von politischen Be­
suchern, sondern auch von der deutschen Wirtschaft intensiv genutzt 
werden. In der Stadt Gaza wurde im September 1995 mit Unterstüt­
zung des Landes Nordrhein-Westfalen das >Deutsche Kulturzen-
trum< eröffnet. In Ramallah besteht seit Oktober 1995 zur Unterstüt­
zung deutscher Firmeninteressen eine Repräsentanz der Deutsch-
Arabischen Handelskammer. Beide Institutionen ergänzen die Ar­
beit des Vertretungsbüros im kulturellen und wirtschaftlichen Be­
reich. 

Ein dichtes Netz, kultureller Kontakte 

Seit 1994 besuchte eine wachsende Zahl von Bundes- und Landes­
politikern, Vertretern des Bundestages und der Landtage die Palästi­
nensischen Gebiete. Die Kontakte erstrecken sich nicht nur auf Poli­
tik und Wirtschaft, sondern auch auf die Kultur. Die kulturellen Be­
ziehungen zwischen den Palästinensischen Gebieten und Deutsch­
land haben ihren Schwerpunkt im Schul- und Hochschulbereich. 
Deutschunterricht hat an einer Reihe kirchlicher Privatschulen eine 
zum Teil jahrhundertealte Tradition. Absolventen deutscher Univer­
sitäten sind führend in Wissenschaft und Gesellschaft. 
Als Kulturmittler sind seit dem Beginn des Friedensprozesses eine 
Reihe von Institutionen neu in Erscheinung getreten. Das Deutsche 
Kulturzentrum in Gaza wurde bereits erwähnt; in Bethlehem ent­
stand ein internationales Begegnungszentrum mit deutsch-palästi­
nensischer Ausrichtung. Politische Stiftungen eröffneten eigene 
Büros für die Palästinensischen Gebiete. Der Besuch einer hochran­
gigen deutschen Kulturdelegation in den Gebieten anläßlich des Be­
suches von Bundesaußenminister Klaus Kinkel im März 1997 bot 
Gelegenheit zur Bestandsaufnahme. Wichtigstes Ergebnis war die 
Ankündigung, demnächst ein Goethe-Institut in Ramallah zu eröff­
nen. 
Palästinensischen Rückkehrern aus Deutschland kommt eine wichti­
ge Rolle beim Aufbau von Verwaltung und Zivilgesellschaft zu. Ihr 
Bedürfnis nach Kontakt zu deutscher Kultur, nach Schaffung eines 
professionellen und kulturellen Netzwerkes ist groß. 
Städtepartnerschaften können einen wesentlichen Baustein der 
deutsch-palästinensischen Kulturarbeit darstellen. Bereits seit 1995 
besteht eine informelle Zusammenarbeit zwischen Wiesbaden und 
Jericho. Die erste deutsch-palästinensische Städtepartnerschaft be­
steht seit 1996 zwischen Köln und Bethlehem. Der Austausch zwi­
schen Köln und Bethlehem soll durch ein Dreiecksprogramm unter 
Einschluß der Kölner Partnerstadt Tel Aviv ergänzt werden. Ein sol­
ches Bürger-Begegnungsprogramm könnte dazu beitragen, den Frie­
densprozeß zu stabilisieren und von politischen Rückschlägen stär­
ker unabhängig zu machen. Weitere palästinensische Städte wie He­
bron, Ramallah und Gaza haben ihren Wunsch nach einer Städte­
partnerschaft mit einer deutschen Stadt geäußert. 
Besonders seit Beginn des Friedensprozesses entwickelt sich in den 
Palästinensischen Gebieten ein eigenes Gemeinwesen mit eigener 
Kultur, eigener Gesellschaftsordnung und eigenen politischen und 
geschichtlichen Fundamenten. Das kulturelle Leben befindet sich in 
einer Phase des Neuanfangs nach langen Jahren kultureller Verwü­
stung durch militärische Besetzung und Intifada. Getragen wird es in 

erster Linie von Nichtregierungsorganisationen, die für Finanzie­
rung von Kulturvorhaben auf ausländische Partner angewiesen 
sind. 
Mit der Kulturarbeit in den Palästinensischen Gebieten wird weitge­
hend Neuland betreten. So brachte das Deutsche Kulturzentrum Ga­
za mit einem Konzert des Mandelring-Quartetts zum erstenmal 
Kammermusik nach Gaza. Im Anschluß an die Jerusalemer Interna­
tionale Buchmesse 1997 kam erstmals eine Wanderausstellung des 
Börsenvereins des Deutschen Buchhandels in die Palästinensischen 
Gebiete. 
Die deutsch-palästinensische Zusammenarbeit im Bereich Kultur, 
Wissenschaft und Hochschulen sowie der Austausch von Studenten 
und Wissenschaftlern konnten sich besonders seit 1994 entfalten4. 
Weiterhin sorgen Jugend- und Schüleraustausch, Lehrerfortbildung 
und auch die Tätigkeit eines deutschen Handballtrainers in den Palä­
stinensischen Gebieten für ein immer dichter werdendes deutsch­
palästinensisches Kulturgeflecht. Ein Netz von Kulturinstitutionen 
sorgt inzwischen für ein breites Spektrum von Kontakten zu Kultur­
schaffenden und Kulturverwaltung. Auch der >British Councib und 
das >Institut Français< sind in allen großen palästinensischen Städten 
vertreten. 

Deutsche Entwicklungszusammenarbeit -
ein greifbarer Beitrag zum Friedensprozeß 

Die palästinensische Selbstverwaltung steht heute vor der schwieri­
gen Aufgabe, souveräne und eigenständige politische und ökonomi­
sche Strukturen zu entwickeln. Sie mußte im Mai 1994 bei Null be­
ginnen und konnte auf keinerlei Vorerfahrung zurückgreifen. 
Die Entwicklungszusammenarbeit der internationalen Geberge­
meinschaft hatte daher ursächlich bei den Kernproblemen in den 
Palästinensischen Gebieten anzusetzen: 

> Aufbau von Verwaltungsstrukturen (institution building) 
Die Errichtung palästinensischer Ministerien wurde dabei ebenso gefördert 
wie die Gründung von Sonderbehörden (Palästinensische Energiebehörde, 
Zentralbank, Amt für Statistik). 

> Auftau der physischen Infrastruktur 
Während der israelischen Zivilverwaltung wurde der Ausbau und die Instand­
haltung der physischen Infrastruktur vernachlässigt. In diesen Bereichen sind 
daher große Investitionen durch die PA mit Hille von ausländischen staatli­
chen und privaten Gebern vorgesehen. Darüber hinaus ist der Bau eines Flug­
hafens und eines Seehafens in Gaza geplant. Beide bilden eine wichtige Vor­
aussetzung für einen eigenständigen Handel der Palästinenser, da bislang die 
Ein- und Ausfuhr von Gütern ausschließlich über israelische Häfen und Flug­
häfen abgewickelt wird. 

In der Sprache der internationalen Geber unterscheidet man zwi­
schen unverbindlichen Zusagen auf Geberkonferenzen (pledges), 
den vertraglich eingegangenen Verpflichtungen in bilateralen Ab­
kommen (commitments) sowie den tatsächlichen Abflüssen der ver­
sprochenen Gelder (disbursements). Im Zeitraum von 1993 bis 1997 
hat die internationale Gebergemeinschaft etwa 3,4 Mrd US-Dollar in 
Aussicht gestellt (pledges). Sie ist vertragliche Verpflichtungen in 
Höhe von 2,8 Mrd Dollar eingegangen. Einsamer Vorreiter ist dabei 
die Europäische Union mit 358 M i l l Dollar, gefolgt von den USA mit 
296 M i l l Dollar und Japan mit 231 M i l l Dollar. Tatsächlich abge­
flossen sind im gleichen Zeitraum insgesamt 1,5 Mrd Dollar. Die 
Palästinensischen Gebiete gehören damit mit ihren 2,5 M i l l Ein­
wohnern zu den Ländern mit der höchsten Entwicklungshilfe pro 
Kopf. 
Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit (EZ) mit den Palästi­
nensern konnte seit 1994 kontinuierlich gesteigert werden. Sie be­
trug insgesamt bis Ende 1996 427 M i l l D M (einschließlich der Zu­
sammenarbeit mit U N R W A und UNICEF in Höhe von 128 M i l l 
D M ) . Rechnet man den deutschen Anteil an den EU-Zusagen in 
Höhe von 468 M i l l D M hinzu, so beläuft sich die Gesamtsumme ku-
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muliert bis Ende 1996 auf 895 M i l l D M . Für 1997 belaufen sich die 
Zusagen auf etwa 93 M i l l D M . 
Deutsche Hilfe ist Projekthilfe. A u f Grund der erforderlichen Pla­
nungsvorläufe erfolgt die Auszahlung der zugesagten Mittel in den 
Jahren nach der Zusage. So erklärt sich, daß die Auszahlungen 
zunächst hinter den Verpflichtungen zurückbleiben. Gleichwohl ist 
die EZ durch eine hohe Geschwindigkeit bei der Umsetzung gekenn­
zeichnet. So flössen 1993 10 M i l l D M , 1994 20 M i l l D M , 1995 45 
M i l l D M und 1996 55 M i l l D M ab. 
Die deutsche entwicklungspolitische Zusammenarbeit konzentriert 
sich auf die Sektoren Infrastruktur, berufliche Bildung, Unterstüt­
zung der Privatwirtschaft und arbeitsschaffende Maßnahmen. Ex­
perten der Deutschen Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 
sowie der Kreditanstalt für Wiederaufbau bauen Kläranlagen in A l 
Bireh, in Nablus und Salfeet, stellen die Wasserversorgung in Ra­
mallah und Hebron sicher, sorgen für Abwassersysteme in Bethle­
hem und reparieren Wasserleitungen, um den Wasserverlust im be­
stehenden Leitungsnetz in Jenin und Tulkarem zu reduzieren. Dabei 
wird darauf geachtet, daß eine Kläranlage nie isoliert gebaut wird. 
Mi t einem Großprojekt ist immer die >Trägerförderung< verbunden, 
um sicherzustellen, daß das Projekt auch nach dem Abzug der deut­
schen Experten in Eigenregie kompetent fortgeführt werden kann. 
Besonders eindrucksvoll ist dies bei dem Abfallentsorgungsprojekt 
im Gazastreifen gelungen, bei dem nicht nur die erste kontrollierte 
Mülldeponie des Nahen Ostens angelegt wurde, sondern ein System 
der Abfallentsorgung nach dem Muster eines deutschen Zweckver­
bandes aufgebaut wurde, das das gesamte mittlere Drittel des Ga­
zastreifens umfaßt. Das Projekt wird nun auf den nördlichen Gazast­
reifen ausgedehnt. 
Ein weiterer Schwerpunkt der deutschen entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit ist der Aufbau effizienter palästinensischer Organi­
sationen. So wird das Palästinensische Statistische Zentralbüro beim 
Aufbau eines Systems der Wirtschaftsstatistik unterstützt. Sichtbar­
ster Ausdruck unserer EZ ist der Druck palästinensischer Pässe und 
Personalausweise durch die Bundesdruckerei. 
Durch beschäftigungsintensive Sofortprogramme (seit 1995 insge­
samt 17,5 M i l l D M ) soll mit Maßnahmen im Bereich der Schulbau­
ten und der Rehabilitierung von Schulen und Kindergärten die durch 
die Schließungen bedingte desolate wirtschaftliche Lage gemildert 
werden. Die Bundesregierung finanziert ferner die Ausrüstung für 
den nunmehr fast fertiggestellten Flughafen in Gaza sowie für das 
europäische Krankenhaus im südlichen Gazastreifen. 
Nicht wegzudenken aus dem Geflecht bilateraler deutsch-palästi­
nensischer Beziehungen ist die Arbeit der politischen Stiftungen, 
Kirchen sowie anderer entwicklungspolitisch orientierter Organisa­
tionen, die mit Bundesmitteln sich der Bereiche Demokratieförde­
rung, Berufsbildung und sozialer Projekte annehmen5. 
Die Besuche von Landes- und Kommunalpolitikern in den Palästi­
nensischen Gebieten haben ein großes Interesse für den Friedenspro­
zeß und die Lage der palästinensischen Bevölkerung in Ländern und 
Gemeinden hervorgerufen. Baden-Württemberg, Berlin, Hessen und 
Nordrhein-Westfalen haben zahlreiche EZ-Projekte in den Palästi­
nensischen Gebieten durchgeführt, die die Entwicklungszusammen­
arbeit des Bundes sinnvoll ergänzen. Gerade in diesem Bereich tut 
allerdings Koordinierung not, um eine Duplizierung von Program­
men zu vermeiden. 
Umfangreichstes Projekt des Landes Baden-Württemberg ist die 
Unterstützung des Palästinensischen Energie-Forschungszentrums 
beim Aufbau von photovoltaischen Inselnetzen zur Versorgung ent­
legener Dörfer des Westjordanlands mit Energie. Weiterhin hat die­
ses Bundesland einen Schulbau, einen Kindergarten, ein Ausbil­
dungszentrum, zwei Jugendzentren, das Internationale Begegnungs­
zentrum in Bethlehem, das Palästinensische Geographiezentrum so­
wie Theaterprojekte unterstützt. Hessen unterhält ein »Kooperations­

büro Hessen/Palästina< im Gazastreifen. Es hat die Aufgabe, Kon­
takte zwischen der hessischen und der palästinensischen Wirtschaft 
herzustellen und zu vertiefen. Das Bundesland hat die Instandset­
zung und Ausstattung von Sportplätzen in Gaza finanziert und ver­
gibt Vor-Ort-Stipendien. Nordrhein-Westfalen hat die Errichtung 
des Deutschen Kulturzentrums in Gaza sowie die laufenden Kosten 
für die ersten drei Jahre (1995 bis 1997) finanziert; ab 1998 soll der 
Fortbestand durch Mittel des Auswärtigen Amts gesichert werden. 

Koordinierung mit Modellcharakter 

Die Konzentration umfangreicher Geberaktivitäten auf ein relativ 
kleines Nehmerland erfordert eine enge Abstimmung. Dem Bedürf­
nis nach Koordinierung wurde durch die Gründung des Ad-hoc-Ver­
bindungsausschusses der Geber (Ad Hoc Liaison Committee, 
AHLC) im Oktober 1993 Rechnung getragen6. Ausgangspunkt war 
die »Konferenz zur Unterstützung des Friedens im Nahen Osten« in 
Washington vom 1. Oktober 1993. Hauptaufgabe des A H L C ist die 
Koordinierung dieser Leistungen auf internationaler Ebene. 
Die Koordinierung der Aktivitäten des Systems der Vereinten Natio­
nen vor Ort obliegt dem »Sonderkoordinator der Vereinten Nationen 
in den besetzten Gebieten« (United Nations Special Coordinator in 
the Occupied Territories, UNSCO). 1994 berief der UN-Generalse­
kretär den Norweger Terje Larsen in dieses Amt. Larsen war Leiter 
der norwegischen Gruppe während der israelisch-palästinensischen 
Verhandlungen, die zum Oslo-Abkommen führten. Der Sonderkoor­
dinator mit Sitz in Gaza koordiniert die diversen Programme und 
Spezialorgane der Vereinten Nationen im Westjordanland und im 
Gazastreifen. Er arbeitet für die U N mit den Geberländern zusam­
men und hält Kontakt zu den Nichtregierungsorganisationen. Eine 
besondere Aufgabe des Sonderkoordinators liegt in der Unterstüt­
zung der Vertragsparteien bei der Ausführung der Grundsatzer­
klärung. In diesem Zusammenhang hatte die PLO die Vereinten Na­
tionen gebeten, ihr bei der Ausbildung der palästinensischen Polizei 
zu helfen. Diese Arbeit unterliegt jetzt der direkten Verantwortung 
des Sonderkoordinators. Des weiteren vertritt er die U N im A H L C . 
Im März 1997 wurde der Inder Chinmay Gharekan im Range eines 
Untergeneralsekretärs der Vereinten Nationen zum neuen Sonderko­
ordinator ernannt. 
Bereits früh zeigte sich auf lokaler Ebene, daß ein Koordinierungs­
gremium in den Palästinensischen Gebieten die internationale Koor­
dinierung durch den A H L C und die Beratungsgruppe der Weltbank 
(Consultative Group, CG) ergänzen muß. Der damalige Sonderkoor­
dinator Larsen entwickelte die Organisationsstruktur des Ausschus­
ses für die lokale Koordinierung der Hilfsmaßnahmen (Local A i d 
Coordination Committee, LACC), der auf Beschluß des A H L C im 
Januar 1995 das erste Mal zusammentraf. Der LACC trifft sich mo­
natlich und besteht aus Vertretern der Geberländer, der PA und Isra­
els. Den Vorsitz teilen sich Norwegen, die UN und die Weltbank; das 
Sekretariat wird gemeinsam vom Büro des UNSCO und der Welt­
bank geführt. Anders als im Fall des A H L C , in dem wir nur mittelbar 
Uber die jeweilige EU-Präsidentschaft vertreten sind, ist Deutschland 
wie alle anderen Geber am LACC beteiligt. Zusätzlich wurde vor Ort 
ein Gemeinsamer Verbindungsausschuß (Joint Liaison Committee, 
JLC) unter palästinensischem Vorsitz eingerichtet. Dieser bereitet 
die Sitzungen des LACC vor; die palästinensische Seite ist durch den 
Planungsminister und Finanzminister hochrangig repräsentiert. In 
diesem Gremium sind wir nur über die EU-Präsidentschaft vertre­
ten. 
Die zwölf Sektorarbeitsgruppen (Sector Working Groups, SWG) des 
LACC widmen sich den entwicklungspolitischen Schwerpunkten, 
etwa dem Bereich Infrastruktur und Wohnungsbau, Entwicklung der 
Privatwirtschaft, Landwirtschaft, Aufbau von Institutionen, Umwelt 
oder Bildungswesen. Innerhalb der Sektorarbeitsgruppen liegt der 
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Vorsitz (gavel) beim jeweiligen palästinensischen Fachministerium, 
während ein ausgewählter Geberstaat als Betreuer (shepherd) die 
Aufgabe hat, der palästinensischen Seite Hilfestellung bei der Orga­

nisation, Vorbereitung und Durchführung der Gebertreffen zu bie­

ten. Deutschland hat auf Grund seiner herausragenden Stellung im 
Bereich der Wasser­ und Abwasserprojekte die Rolle des Betreuers 
in der Sektorarbeitsgruppe zu Infrastruktur und Wohnungsbau über­

nommen. Während in der Anfangsphase die Initiative zu diesen 
Treffen weitgehend vom >shepherd< ausgehen mußte, hat inzwischen 
insbesondere in der mit der Infrastruktur befaßten Gruppe das palä­

stinensische Planungsministerium zusammen mit den Fachbehörden 
mehr Verantwortung übernommen. 
Es hat sich gezeigt, daß die Sektorarbeitsgruppen ein gutes Instru­

ment zum Informationsaustausch über bilaterale Projekte, Zusagen 
und Auszahlungen geworden sind. Wenn sich auch vereinzelt eine 
gewisse Koordinationsmüdigkeit breit macht, so sind die Arbeits­

gruppen doch zu einem unverzichtbaren Bestandteil der Geberkoor­

dinierung geworden und können auch für andere Geberstaaten 
durchaus Modellcharakter haben. 

Warten auf die Friedensdividende 

Ziel unserer Entwicklungszusammenarbeit ist es, durch Wiederher­

stellung der Infrastruktur und Hilfe beim Aufbau eines geordneten 
Verwaltungsapparates die Grundlagen zu schaffen, auf denen privat­

wirtschaftliches Engagement aufbauen kann. Nur wenn neben politi­

schen Fortschritten auch eine wirtschaftliche Gesundung der Palästi­

nensischen Gebiete eintritt, wird der angestrebte Friede von der Be­

völkerung getragen und damit dauerhaft sein. 
Allerdings ist eine Friedensdividende für die Palästinenser bislang 
nicht erkennbar. Die seit Ende 1994 von der israelischen Regierung 
als Antwort auf islamistische Terroranschläge in Israel regelmäßig 
verfügte völlige Abriegelung der Palästinensischen Gebiete hatte 
verheerende Auswirkungen auf die dortige wirtschaftliche und so­

ziale Lage. Seit den Terroranschlägen vom Februar/März 1996 wer­

den auch regelmäßig sogenannte interne Abriegelungen verhängt: 
die Sperrung der palästinensisch kontrollierten A­Gebiete, zum Teil 
über Wochen, die den Austausch von Personen und Gütern selbst in­

nerhalb des Westjordanlands unmöglich macht. Daß unter diesen 
Voraussetzungen eine einigermaßen geordnete Wirtschaftsentwick­

lung nicht stattfinden kann, geschweige denn überzeugend für deut­

sche Investitionen in den Palästinensischen Gebieten geworben wer­

den kann, liegt auf der Hand. 
Die Abriegelung nach Israel betrifft vor allem die Beschäftigung 
palästinensischer Wanderarbeiter. Die Einnahmeausfälle auf Grund 
der Abriegelung werden auf 6 M i l l Dollar täglich geschätzt. In Spit­

zenzeiten waren vor Beginn des Friedensprozesses 34 vH der arbei­

tenden Bevölkerung des Westjordanlands und 40 vH der des Gaza­

streifens in Israel beschäftigt und erwirtschafteten dort zwischen drei 
und vier Zehnteln des palästinensischen Sozialprodukts7. 
Im Jahresdurchschnitt waren die Palästinensischen Gebiete jeden 
zweiten Tag abgeriegelt. Daß unter diesen Voraussetzungen sämtli­

che Wirtschaftsindikatoren nach unten weisen, ist nicht verwunder­

lich. So ist das Pro­Kopf­Einkommen von noch durchschnittlich 
1 442 Dollar im Jahre 1994 zwei Jahre später auf 700 Dollar im Ga­

zastreifen und 800 Dollar im Westjordanland gefallen. Das Bruttoin­

landsprodukt hat 1996 um fast 5 vH abgenommen (pro Kopf sogar 
um 10,2 vH). Nach einer ermutigenden ersten Jahreshälfte sieht we­

gen der im Anschluß an die Terroranschläge im März und Juli 
1997 verhängten Sperrungen die Prognose für 1997 ebenfalls düster 
aus8. 
Neben ihren Auswirkungen auf die Wanderarbeiter und das palästi­

nensische Budget hat die Abriegelung einen lähmenden Einfluß auf 
das Wirtschaftsleben an sich: Importe u n i Exporte werden teilweise 

gänzlich unterbunden. Die wenigen konkurrenzfähigen palästinensi­

schen Exportprodukte (leicht verderbliche Nahrungsmittel und Blu­

men, aber auch Textilien und Schuhe) konnten nicht exportiert, 
wichtige Güter für den Aufbau der Infrastruktur nicht importiert wer­

den 9. 
Andererseits sind durchaus erste Erfolge beim Aufbau einer eigen­

ständigen Volkswirtschaft zu verzeichnen. So hat sich ein lebhaftes 
und umfangreiches Bankwesen herausgebildet, mit zur Zeit 15 Ge­

schäftsbanken und 68 Filialen. In der Gesetzgebung werden fort­

schreitend die Rahmenbedingungen für Investitionen und die Ent­

wicklung der Industrie verbessert. Insgesamt erscheint den Zahlen 
nach die Entwicklung negativer, als es dem eigentlichen Potential 
der palästinensischen Wirtschaft entspricht. Wenn auch nicht zu ver­

kennen ist, daß die Gefahr künftiger Absperrungen und die Unsi­

cherheiten hinsichtlich der politischen Lage sich als ungünstige Rah­

menbedingungen erweisen, die nicht nur ausländische Investoren, 
sondern auch finanzkräftige Exilpalästinenser und inländische Pri­

vatinvestoren abschrecken, so zeigt die palästinensische Wirtschaft 
doch in erstaunlichem Maße eine ausgeprägte Fähigkeit, sich vom 
Rückschlag der Abriegelungen schnell zu erholen. Durch den erfolg­

Im >Interimsabkommen über das Westjordanland und den Gazastreifen<, das 
am 28. September 1995 in Washington geschlossen wurde, wurden Regelun­

gen zur Ausweitung der palästinensischen Selbstregierung getroffen. Die 
Palästinensischen Gebiete sind seither in drei Zonen aufgeteilt. Die >Zone A< 
umfaßt die Städte Bethlehem, Hebron, Jenin, Kalkilija, Nablus, Ramallah und 
Tulkarem, die von den Palästinensern verwaltet werden. 450 palästinensische 
Dörfer bilden die >Zone B<, in der die Zivilverwaltung palästinensisch ist, die 
Sicherheit jedoch israelischer Kontrolle unterliegt. Das übrige Gebiet, das 
sieben Zehntel der Fläche des Westjordanlands umfaßt, bildet die >Zone C<. 

• л.«>" .1 : ' I . ' 
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reichen Auf­ und Ausbau des Steuerwesens gelingt es auch, das noch 
immer hohe Haushaltsdefizit 1 0 in Grenzen zu halten. 
Die PA hat sich für das System der freien Marktwirtschaft entschie­

den und betont dies auch ausdrücklich. Gleichwohl gibt es einige 
Tendenzen, die mit diesem Wirtschaftssystem unvereinbar sind. Da­

zu gehören auch die staatlichen Importmonopole in den Bereichen 
Erdölprodukte, Zement, Tabak und bei einigen elektronischen Pro­

dukten; ihre Aufhebung wurde von der palästinensischen Führung 
für Ende 1998 zugesagt. Auch neigt der öffentliche Sektor in den Be­

reichen Beschäftigung und Investition zu einem Übergewicht ge­

genüber dem privaten Sektor. Dies erklärt sich allerdings zumindest 
teilweise aus der schwierigen Lage der Palästinensischen Gebiete. 
Mittelfristig wird sich die PA jedoch stärker auf private Investitionen 
verlassen und die Dynamik auf den privaten Sektor verlagern müs­

sen. Diese Aufgabe ist schwierig. Die Selbstregierungsbehörde muß 
einerseits die Härten der Übergangsphase und die Schließungen der 
Gebiete abmildern und gleichzeitig die Infrastruktur und die Institu­

tionen für die Entwicklung eines leistungsfähigen privaten Sektors 
schaffen. Dabei muß sie eines der dringendsten Probleme anpacken, 
denen sich die palästinensische Wirtschaft gegenübersieht: die hohe 
Arbeitslosigkeit insbesondere unter den Jugendlichen. Das Bevölke­

rungswachstum in Gaza beträgt 5,1 vH, im Westjordanland 4,2 vH. 
Die Hälfte der Bevölkerung ist jünger als 15 Jahre. Im Schuljahr 
1996 wurden in Gaza allein 35 000 Schüler mehr eingeschult als im 
Jahr zuvor. Diese Zahlen mögen verdeutlichen, welche Probleme auf 
die PA ­ und die Region ­ zukommen, wenn es nicht gelingt, vor al­

lem den Jugendlichen eine wirtschaftliche Perspektive zu verschaf­

fen. 
Die Förderung der Privatwirtschaft ist ein besonderer Schwerpunkt 
auch der deutschen Zusammenarbeit mit den Palästinensern. Bereits 
im November 1995 wurde durch Bundeswirtschaftsminister Günter 
Rexrodt das >Delegiertenbüro der Deutschen Wirtschaft eröffnet, 
eine Kontaktbörse zwischen deutschen und palästinensischen Unter­

nehmern. Unsere Beteiligung am Aufbau eines Flughafens in Gaza 
dient der Schaffung eigener Export­ und Importmöglichkeiten sowie 
der Erleichterung im Personenverkehr zwischen dem Gazastreifen 
und der Außenwelt. Nach dem Interimsabkommen vom 28. Septem­

ber 1995 können die Palästinenser in Abstimmung mit Israel einen 
Flughafen und einen Hafen bauen und betreiben. Während die Pla­

nung für den Hafen in Gaza mangels Einigung noch nicht umgesetzt 
werden kann, ist der Flughafen gebaut und betriebsfertig. Eine Eini­

gung über den Betrieb steht noch aus, Gespräche finden zur Zeit aber 
nur schleppend statt. 
Hoffnungen richten sich auch auf die deutsche Unterstützung beim 
Aufbau von Industrieparks in den Palästinensischen Gebieten. Hier 
stand der Gedanke Pate, die komparativen Vorteile der Gebiete vor 
allem im grenznahen Bereich zu Israel zu nutzen und palästinensi­

sche sowie internationale Investoren zu ermutigen, wettbewerbsfähi­

ge Industriezweige in den Industriezonen aufzubauen. Industrie­

parks sollen unter palästinensischer Sicherheitsverantwortung ste­

hen, jedoch >closure proof< sein, also auch während der Schließun­

gen weiter produzieren und exportieren können. Bis Ende 1997 wird 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau eine technische Studie zur Er­

richtung eines grenznahen Industrieparks in Jenin im Norden des 
Westjordanlands fertiggestellt haben". 
Noch kann allerdings von geregelten Wirtschaftsbeziehungen zu 
Deutschland nicht gesprochen werden. Deutsche Unternehmen zei­

gen zwar erfreuliches Informationsinteresse, sehen zur Zeit jedoch 
noch wenig Anreize zu Investitionen. Auch der bilaterale Warenver­

kehr ist .steigerungsfähig. 1995 erreichte er ein Volumen von 3 M i l l 
D M , 1996 eines von 7,7 M i l l D M (Einfuhren aus Palästina 0,2 M i l l 
D M , Ausfuhren nach Palästina 7,5 M i l l DM) . Ein Investitionsförde­

rungs­ und Schutzvertrag, Grundlage für die Absicherung unter Her­

mesbürgschaften, ist verhandelt und kann in Kürze abgeschlossen 

werden. Auch hat sich die staatliche Deutsche Entwicklungsgesell­

schaft an der >Arab­Palestine Investment Bank< beteiligt. Die Deut­

sche Ausgleichsbank hat in Zusammenarbeit mit zwei arabischen 
Geschäftsbanken zwei Kreditfonds aufgelegt, mit denen Existenz­

gründungen von nach Palästina zurückkehrenden Fachkräften unter­

stützt werden sollen. Das Programm wird durch eine Beratungskom­

ponente sowohl der Existenzgründer als auch der durchführenden 
Banken flankiert. 

Grundlagen einer positiven Entwicklung 

Bei aller Ernüchterung in einer Phase der Stagnation des Friedens­

prozesses mit der Gefahr empfindlicher Rückschläge zeigt der Rück­

blick auf die vergangenen drei Jahre deutsch­palästinensischer Be­

ziehungen, daß eine Reihe von irreversiblen Fakten geschaffen wur­

de. Der Aufbau einer palästinensischen Verwaltung, die Wahl eines 
streitbaren palästinensischen Parlaments (das gerade in den letzten 
Monaten Menschenrechtsverletzungen durch palästinensische 
Behörden systematisch aufnimmt und in der Diskussion um Korrup­

tion innerhalb der PA Roß und Reiter nennt), das intensive Bemühen 
um wirtschaftliche Fortschritte ­ all dies sind Entwicklungen, die be­

standsfähige demokratische Strukturen fördern und letztlich einen 
Rückfall in alte Konfrontationsmuster erschweren. 
Allerdings: Wirtschaftshilfe und Solidaritätsbekundungen allein 
können politische Fortschritte nicht ersetzen. Das zähe Ringen um 
die Umsetzung der Vorschriften des Interimsabkommens lenkt letzt­

lich von den eigentlichen Problemen ab, nämlich von dem Konflikt 
um Territorien. Die Aktivitäten internationaler Geber können hier 
stabilisierend und ausgleichend wirken, die eigentlichen Entschei­

dungen müssen jedoch von Israelis und Palästinensern selbst getrof­

fen werden. 

Für die in diesem Beitrag vertretenen Auffassungen ist ausschließlich der Ver­

fasser verantwortlich. 

1 Text: U N Doc. A/48/486­S/26560 V . 11.10.1993; deutsch in: Europa­Archiv, Folge 
24/1993. S.D526­535. 

2 Text in: А/49/180­S/1994/727 v. 20.6.1994. 
3 Zusammenfassung der Hauptpunkte in: Internationale Politik. Nr. 8/1997. S. 80­85. 
4 Der D A A D hat für das Studienjahr 1997/98 7 Studienaufenthalte und 6 Einladungen 

für paläst inensische Wissenschaftler, 5 Promotionsstipendien und 7 Magister­Dritt­

landstipendien für Studienaufenthalte in Jordanien vergeben. 
5 So erhielten für 1994 bis 1996 aus dem Haushalt des Bundesministers für wirtschaft­

liche Zusammenarbeit und Entwicklung die politischen Stiftungen 9 M i l l D M . die 
Kirchen 12,3 M i l l D M . die Carl­Duisberg­Gesellschaft für Ausb i ldungsmaßnahmen 
im Bereich Wasser/Abfall 4,7 M i l l D M , die Deutsche Stiftung für Internationale Ent­

wicklung für Ausb i ldungsmaßnahmen für die paläst inensische Verwaltung vor Ort 
und in Deutschland I M i l l D M , die Otto­Benecke­Stiftung für berufliche Qualifizie­

rungsmaßnahmen für zurückgekehr te Flüchtl inge, ehemalige Häftlinge und arbeits­

lose Jugendliche 6.3 M i l l D M . die Deutsche Ausgleichsbank für ein Darlehenspro­

gramm zur Unters tützung von Exis tenzgründungen von Rückkehrern aus Deutsch­

land 10 M i l l D M . die Deutsche Welle zur Journalistenausbildung 58 000 D M sowie 
die Stiftung für wirtschaftliche Entwicklung und berufliche Qualifizierung für ein 
Partnerschaftsprogramm der Handwerkskammer Köln mit paläst inensischen Han­

delskammern 2.1 M i l l D M . Großen Zuspruch findet ferner das integrierte Experten­

programm des Centrums für Internationale Migration, das deutsche und rückkehr­

wil l ige paläst inensische Experten in verschiedensten Bereichen der Verwaltung des 
Gesundheitswesens und der Privatwirtschaft vermittelt hat. Bisher wurden insgesamt 
21 Fachkräfte vermittelt. 

6 Dem A H L C gehören Ägypten, die EU, Israel. Japan. Jordanien. Kanada. Norwegen, 
die PLO, Rußland. Saudi­Arabien. Tunesien und die Vereinigten Staaten an. Den 
Vorsitz führt Norwegen, das Sekretariat wird von der Weltbank gestellt. 

7 Der Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttosozialprodukt liegt bei .30 v H , die Indu­

strie trägt lediglich 8 v H bei. 15 vH der Beschäftigten sind im industriellen Sektor 
tätig; die vorhandenen Industriebetriebe sind ganz überwiegend Klein­ und Famili­

enbetriebe. Der Beitrag des Baugewerbes liegt bei etwa 20 v H . 
8 Ende 1996 betrug der monatliche Reallohn 370 US­Dollar, was einer Verringerung 

gegenüber 1995 um 10 vH entspricht (­7.5 vH im Gazastreifen und ­20 vH im West­

jordanland). 
9 Der UNSCO (Economic and Monitoring Unit) in Gaza gibt konsolidierte, verläßliche 

Jahresberichte heraus, abrufbar auf Internet: http://www.arts.tncgill.ca/MEPP/  
PDIN/PDFRONT.html . Weitere informative Websites finden sich unter http://  
www.pna.net (offizielles Organ der PA), http://www.passia.org (ein >think tank< in 
Jerusalem), http://www.arii .org (zur Siedlungsproblematik). 

10 1996: Haushall 782 M i l l Dollar. Defizit 112 M i l l Dollar. 1997: 896 Dollar, erwarte­

tes Defizit 52 M i l l Dollar. 
11 Im Gazastreifen wurde bereits mit der Einrichtung einer grenznahen Industriezone 

begonnen, die örtliche und ausländische Direktinvestitionen anziehen soll. 
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Dokumente der Vereinten Nationen 
Nahost 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G - Gegenstand: 
Der syrische Golan. - Resolution 51/28 vom 
4. Dezember 1996 

Die Generalversammlung, 
- nach Behandlung des Punktes >Die Situation 

im Nahen Osten<, 
- unter Kenntnisnahme des Berichts des Gene­

ralsekretärs, 
- unter Hinweis auf die Resolution 497(1981) 

des Sicherheitsrats vom 17. Dezember 1981, 
- in Bekräftigung des Grundprinzips der Unzu­

lässigkeit des gewaltsamen Gebietserwerbs, 
- erneut bekräftigend, daß das Genfer Abkom­

men vom 12. August 1949 zum Schutze von 
Zivilpersonen in Kriegszeiten auf den besetz­
ten syrischen Golan Anwendung findet, 

- zutiefst besorgt darüber, daß sich Israel unter 
Verstoß gegen die einschlägigen Resolutionen 
des Sicherheitsrats und der Generalversamm­
lung nicht aus dem seit 1967 unter Besetzung 
stehenden syrischen Golan zurückgezogen hat, 

- mit Genugtuung über die Einberufung der Frie­
denskonferenz über den Nahen Osten am 30. 
Oktober 1991 in Madrid auf der Grundlage der 
Resolutionen 242(1967) des Sicherheitsrats 
vom 22. November 1967, 338(1973) vom 22. 
Oktober 1973 und 425(1978) vom 19. März 
1978 sowie des Grundsatzes Land gegen Frie­
den, 

- mit dem Ausdruck tiefer Besorgnis darüber, 
daß der Friedensprozeß ins Stocken geraten ist, 
was die Verhandlungen mit Syrien und Liba­
non betrifft, und in der Hoffnung, daß Gesprä­
che zur Herbeiführung eines gerechten und 
umfassenden Friedens in der Region bald von 
dem bereits erreichten Punkt aus fortgesetzt 
werden, 

1. erklärt, daß Israel die Resolution 497(1981) 
des Sicherheitsrats bislang nicht befolgt hat; 

2. erklärt außerdem, daß der Beschluß der Knes­
set vom 11. November 1981 über die Annexion 
des besetzten syrischen Golan einen schweren 
Verstoß gegen die Resolution 497 (1981) dar­
stellt und daher null und nichtig ist und keiner­
lei Gültigkeit besitzt, und fordert Israel auf, ihn 
rückgängig zu machen; 

3. bekräftigt ihre Feststellung, daß alle einschlä­
gigen Bestimmungen der Kriegsordnung in der 
Anlage zum I V . Haager Abkommen von 1907 
und des Genfer Abkommens vom 12. August 
1949 zum Schutze von Zivilpersonen in 
Kriegszeiten nach wie vor auf das seit 1967 
von Israel besetzte syrische Hoheitsgebiet An­
wendung finden, und fordert alle Vertragspar­
teien dieser Übereinkünfte auf, ihre Verpflich­
tungen aus diesen Ubereinkünften unter allen 
Umständen einzuhalten beziehungsweise de­
ren Einhaltung sicherzustellen; 

4. stellt erneut fest, daß die weiter andauernde Be­
setzung des syrischen Golan und dessen De­
facto-Annexion ein Hindernis auf dem Wege 
zur Herbeiführung eines gerechten, umfassen­
den und dauerhaften Friedens in der Region 
darstellen; 

5. fordert die Wiederaufnahme der Gespräche mit 
Syrien und Libanon und die Achtung der im 
Verlauf der vorangegangenen Gespräche ein­

gegangenen Verpflichtungen und abgegebenen 
Garantien; 

6. verlangt erneut, daß sich Israel in Durchfüh­
rung der einschlägigen Resolutionen des Si­
cherheitsrats bis zur Linie vom 4. Juni 1967 aus 
dem gesamten besetzten syrischen Golan zu­
rückzieht; 

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalver­
sammlung auf ihrer zweiundfünfzigsten Ta­
gung über die Durchführung dieser Resolution 
Bericht zu erstatten. 

Abstimmungsergebnis: +84; -2: Israel, Vereinigte 
Staaten; =71 (darunter alle EU-Mitgliedstaa­
ten). 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G - Gegenstand: 
Der Friedensprozeß im Nahen Osten. - Resolu­
tion 51/29 vom 4. Dezember 1996 

Die Generalversammlung, 
- unter Hinweis auf ihre Resolution 50/21 vom 

4. Dezember 1995, 
- betonend, daß die Herbeiführung einer umfas­

senden, gerechten und dauerhaften Regelung 
des Nahostkonflikts maßgeblich zur Festigung 
des Weltfriedens und der internationalen Si­
cherheit beitragen wird, 

- unter Hinweis auf die Abhaltung der Friedens­
konferenz über den Nahen Osten am 30. Okto­
ber 1991 in Madrid auf der Grundlage der Re­
solutionen des Sicherheitsrats 242(1967) vom 
22. November 1967 und 338(1973) vom 22. 
Oktober 1973 und die anschließenden bilatera­
len Verhandlungen sowie die Tagungen der 
multilateralen Arbeitsgruppen und erfreut über 
die breite internationale Unterstützung für den 
Friedensprozeß, 

- feststellend, daß die Vereinten Nationen auch 
weiterhin voll und positiv als extraregionaler 
Teilnehmer an der Tätigkeit der multilateralen 
Arbeitsgruppen mitwirken, 

- eingedenk der von der Regierung des Staates 
Israel und der Palästinensischen Befreiungsor­
ganisation, der Vertreterin des palästinensi­
schen Volkes, am 13. September 1993 in Wash­
ington unterzeichneten Grundsatzerklärung 
über Regelungen betreffend eine vorläufige 
Selbstregierung und des von der Regierung des 
Staates Israel und der Palästinensischen Befrei­
ungsorganisation am 4. Mai 1994 in Kairo un­
terzeichneten, sich daran anschließenden Ab­
kommens über den Gazastreifen und das Ge­
biet von Jericho, ihres Abkommens vom 29. 
August 1994 über die vorbereitende Übertra­
gung von Befugnissen und Verantwortlichkei­
ten, des von der Regierung Israels und der 
P?'ästinensischen Befreiungsorganisation am 
27. August 1995 in Kairo unterzeichneten Pro­
tokolls über die weitere Übertragung von Be­
fugnissen und Verantwortlichkeiten und des 
von der Regierung Israels und der Palästinensi­
schen Befreiungsorganisation am 28. Septem­
ber 1995 in Washington unterzeichneten Inte­
rimsabkommen über das Westjordanland und 
den Gazastreifen, 

- sowie eingedenk des am 14. September 1993 in 
Washington unterzeichneten Abkommens zwi­
schen Israel und Jordanien über eine gemeinsa­
me Tagesordnung, der am 25. Juli 1994 von 
Jordanien und Israel unterzeichneten Erklä­
rung von Washington und des Friedensvertrags 
zwischen dem Staat Israel und dem Haschemi­
tischen Königreich Jordanien vom 26. Oktober 
1994, 

- mit Genugtuung über die Erklärung des vom 
30. Oktober bis 1. November 1994 in Casa­
blanca abgehaltenen Wirtschaftsgipfels für den 
Nahen Osten und Nordafrika, über die Erklä­
rung des vom 29. bis 31. Oktober 1995 in A m ­
man abgehaltenen Wirtschaftsgipfels für den 
Nahen Osten und Nordafrika und über die vom 
12. bis 14. November 1996 in Kairo abgehalte­
ne Konferenz für den Nahen Osten und Nord­
afrika, 

- sowie mit Genugtuung über die erklärte Selbst­
verpflichtung der beteiligten Parteien, die noch 
verbleibenden Schwierigkeiten zu überwinden 
und mit den Verhandlungen fortzufahren, 

1. begrüßt den in Madrid begonnenen Friedens­
prozeß und unterstützt die anschließend ge­
führten bilateralen Verhandlungen; 

2. betont die Wichtigkeit und Notwendigkeit ei­
nes umfassenden, gerechten und dauerhaften 
Friedens im Nahen Osten; 

3. bringt ihre volle Unterstützung für alle bislang 
erzielten Fortschritte im Friedensprozeß zum 
Ausdruck, die wichtige Etappen auf dem Wege 
zur Herbeiführung eines umfassenden, gerech­
ten und dauerhaften Friedens im Nahen Osten 
darstellen; 

4. fordert alle Parteien nachdrücklich auf, ihren 
Verpflichtungen nachzukommen und die be­
reits erzielten Vereinbarungen durchzuführen; 

5. fordert die sofortige Beschleunigung der im 
Rahmen des Friedensprozesses im Nahen 
Osten auf vereinbarter Grundlage geführten 
Verhandlungen; 

6. betont die Notwendigkeit, bei allen Teilaspek­
ten der arabisch-israelischen Verhandlungen 
im Rahmen des Friedensprozesses rasche Fort­
schritte zu erzielen; 

7. begrüßt die Ergebnisse der am 1. Oktober 1993 
in Washington abgehaltenen Konferenz zur 
Unterstützung des Friedens im Nahen Osten, 
namentlich die Einsetzung des Ad-hoc-Verbin-
dungsausschusses und die anschließende Ar­
beit der Beratungsgruppe der Weltbank, be­
grüßt außerdem die vom Generalsekretär vor­
genommene Ernennung des Sonderkoordina­
tors der Vereinten Nationen in den besetzten 
Gebieten und fordert die Mitgliedstaaten nach­
drücklich auf, dem palästinensischen Volk 
während der Übergangszeit rasch wirtschaftli­
che, finanzielle und technische Hilfe zu gewäh­
ren; 

8. fordert alle Mitgliedstaaten auf, den Parteien in 
der Region wirtschaftliche, finanzielle und 
technische Hilfe zu gewähren und den Frie­
densprozeß zu unterstützen; 

9. ist der Auffassung, daß die Vereinten Nationen 
durch eine aktive Mitwirkung am Friedenspro­
zeß im Nahen Osten und durch die Unterstüt­
zung der Verwirklichung der Grundsatzer-
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klärung einen positiven Beitrag leisten können; 
10. befürwortet die regionale Entwicklung und Zu­

sammenarbeit auf Gebieten, auf denen im Rah­

men der Konferenz von Madrid bereits mit der 
Arbeit begonnen wurde. 

Abstimmungsergebnis: +159; ­3: Iran. Libanon. 
Syrien: =2: Libyen, Sudan. 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G ­ Gegenstand: 
Hilfe für Palästinaflüchtlinge. ­ Resolution 
51/124 vom 13. Dezember 1996 

Die Generalversammlung, 
­ unter Hinweis auf ihre Resolution 50/28 A vom 

6. Dezember 1995 und alle ihre früheren Reso­

lutionen zu dieser Frage, so auch Resolution 
194(111) vom 11. Dezember 1948, 

­ Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene­

ralbeauftragten des Hilfswerks der Vereinten 
Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen 
Osten für die Zeit vom I . Ju l i 1995 bis 30. Juni 
1996, 

­ mit Genugtuung über die am 13. September 
1993 in Washington erfolgte Unterzeichnung 
der Grundsatzerklärung über Regelungen 
betreffend eine vorläufige Selbstregierung 
durch die Regierung des Staates Israel und die 
Palästinensische Befreiungsorganisation, die 
Vertreterin des Volkes von Palästina, und der 
darauffolgenden Durchfuhrungsabkommen 
sowie die am 28. September 1995 in Washing­

ton erfolgte Unterzeichnung des Interimsab­

kommens über das Westjordanland und den 
Gazastreifen, 

­ mit der Aufforderung an die im Rahmen des 
Nahostfriedensprozesses eingesetzte Multi la­

terale Arbeitsgruppe für Flüchtlinge, ihre 
wichtige Tätigkeit fortzusetzen, 

­ mit Genugtuung über die abgeschlossene Ver­

legung des Amtssitzes des Hilfswerks der Ver­

einten Nationen für Palästinaflüchtlinge im 
Nahen Osten in sein Einsatzgebiet, 

1. stellt mit Bedauern fest, daß die in Ziffer 11 ih­

rer Resolution 194(111) vorgesehene Repatri­

ierung beziehungsweise Entschädigung der 
Flüchtlinge noch nicht stattgefunden hat und 
daß die Lage der Flüchtlinge daher weiterhin 
Anlaß zu Besorgnis gibt: 

2. dankt dem Generalbeauftragten und allen Mit ­

arbeitern des Hilfswerks der Vereinten Natio­

nen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten, 
erkennt an, daß das Hilfswerk innerhalb der 
Grenzen der verfügbaren Mittel alles in seinen 
Kräften Stehende tut, und dankt außerdem den 
Sonderorganisationen und privaten Organisa­

tionen für ihre wertvolle Arbeit zur Unterstüt­

zung der Flüchtlinge; 
3. stellt mit Bedauern fest, daß es der Vergleichs­

kommission der Vereinten Nationen für Palä­

stina nicht gelungen ist. einen Weg zu finden, 
um Fortschritte bei der Durchführung von Zif­

fer 11 der Resolution 194(111) der Generalver­

sammlung zu erzielen, und ersucht die Kom­

mission, sich auch weiterhin um die Durch­

führung der besagten Ziffer zu bemühen und 
der Versammlung zu gegebener Zeit, späte­

stens jedoch bis zum 1. September 1997, darü­

ber Bericht zu erstatten; 
4. nimmt Kenntnis von dem beträchtlichen Er­

folg, den das Programm des Hilfswerks zur 
Umsetzung des Friedens seit der Unterzeich­

nung der Grundsatzerklärung über Regelungen 
betreffend eine vorläufige Selbstregierung 
verzeichnet hat. und betont, wie wichtig es ist, 

daß die Beiträge zu diesem Programm nicht zu 
Lasten des Allgemeinen Fonds gehen; 

5. begrüßt die verstärkte Zusammenarbeit zwi­

schen dem Hilfswerk und der Weltbank und 
anderen Sonderorganisationen und fordert das 
Hilfswerk auf, entschieden dazu beizutragen, 
daß die wirtschaftliche und soziale Stabilität 
der besetzten Gebiete einen neuen Anstoß er­

hält; 
6. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 

im Hinblick auf die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung des palästinensischen Volkes und 
der besetzten Gebiete Hilfe und Unterstützung 
zu gewähren und dieselbe zu beschleunigen; 

7. verleiht erneut ihrer Besorgnis darüber Aus­

druck, daß die im Bericht des Generalbeauf­

tragten dargestellte Finanzlage des Hilfswerks 
nach wie vor ernst ist; 

8. spricht dem Generalbeauftragten ihre Aner­

kennung aus für seine Anstrengungen zur Her­

beiführung von Haushaltstransparenz und in­

terner Effizienz und gibt ihrer Hoffnung Aus­

druck, daß weiter darauf hingearbeitet wird; 
9. stellt mit tiefer Besorgnis fest, daß das Problem 

des strukturellen Defizits, mit dem das Hilfs­

werk konfrontiert ist, fast mit Sicherheit eine 
Verschlechterung der Lebensumstände der 
Palästinaflüchtlinge erwarten läßt und sich so­

mit auf den Friedensprozeß auswirken könnte; 
10. fordert alle Regierungen auf. dringend mög­

lichst großzügige Anstrengungen zu unterneh­

men, um den voraussichtlichen Bedarf des 
Hilfswerks zu decken, namentlich auch die Ko­

sten für die Verlegung des Amtssitzes nach Ga­

za, fordert die nichtbeitragsleistenden Staaten 
nachdrücklich auf, regelmäßig Beiträge zu ent­

richten, und ermutigt die beitragsleistenden 
Staaten, eine Erhöhung ihrer regelmäßigen 
Beiträge in Erwägung zu ziehen. 

Abstimmungsergebnis: +159; ­ 1 : Israel; =2: M i ­

kronesien. Vereinigte Staaten. 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G ­ Gegenstand: 
Infolge der Feindseligkeiten vom Juni 1967 
und späterer Feindseligkeiten vertriebene Per­

sonen. ­ Resolution 51/126 vom 13. Dezember 
1996 

Die Generalversammlung, 
­ unter Hinweis auf ihre Resolutionen 2252 

(ES­V) vom 4. Juli 1967,2341 B ( X X I ) v o m 19. 
Dezember 1967 und alle danach verabschiede­

ten Resolutionen zu dieser Frage. 
­ sowie unter Hinweis auf die Resolutionen des 

Sicherheitsrats 237(1967) vom 14. Juni 1967 
und 259(1968) vom 27. September 1968, 

­ Kenntnis nehmend von dem Bericht, den der 
Generalsekretär gemäß ihrer Resolution 
50/28 С vom 6. Dezember 1995 vorgelegt hat, 

­ sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des 
Generalbeauftragten des Hilfswerks der Ver­

einten Nationen für Palästinattüchtlinge im 
Nahen Osten für die Zeit vom 1. Juli 1995 bis 
30. Juni 1996, 

­ besorgt über das anhaltende menschliche Leid, 
das durch die Feindseligkeiten vom Juni 1967 
und spätere Feindseligkeiten verursacht wor­

den ist, 
­ Kenntnis nehmend von den einschlägigen Be­

stimmungen der von der Regierung des Staates 
Israel und der Palästinensischen Befreiungsor­

ganisation am 13. September 1993 in Washing­

ton unterzeichneten Grundsatzerklärung über 
Regelungen betreffend eine vorläufige Selbst­

regierung, die sich auf die Modalitäten für die 
Aufnahme von Personen beziehen, die 1967 
vertrieben wurden, und besorgt darüber, daß 
der vereinbarte Prozeß bisher noch nicht in 
Gang gesetzt wurde, 

1. bekräftigt das Recht aller infolge der Feindse­

ligkeiten vom Juni 1967 und späterer Feindse­

ligkeiten vertriebenen Personen auf Rückkehr 
an ihre Heimstätten oder früheren Wohnorte in 
den seit 1967 von Israel besetzten Gebieten; 

2. verleiht der Hoffnung Ausdruck, daß die Rück­

kehr der vertriebenen Personen dank des von 
den Parteien in Artikel X I I der Grundsatzer­

klärung über Regelungen betreffend eine vor­

läufige Selbstregierung vereinbarten Mecha­

nismus beschleunigt wird: 
3. unterstützt in der Zwischenzeit die Bemühun­

gen des Generalbeauftragten des Hilfswerks 
der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlin­

ge im Nahen Osten, Personen in diesem Ge­

biet, die infolge der Feindseligkeiten vom Juni 
1967 und späterer Feindseligkeiten gegenwär­

tig vertrieben sind und dringend weitere Hille 
benötigen, als zeitweilige Notstandsmaßnah­

me im Rahmen des praktisch Möglichen auch 
weiterhin humanitäre Hilfe zu gewähren; 

4. appelliert nachdrücklich an alle Regierungen 
sowie an Organisationen und Einzelpersonen, 
hierfür großzügige Beiträge an das Hilfswerk 
sowie an die anderen beteiligten zwi­

schenstaatlichen und nichtstaatlichen Organi­

sationen zu entrichten; 
5. ersucht den Generalsekretär, der Generalver­

sammlung nach Absprache mit dem General­

beauftragten vor ihrer zweiundfünfzigsten Ta­

gung über den Stand der Durchführung dieser 
Resolution Bericht zu erstatten. 

Abstimmungsergebnis: +157; ­2: Israel, Vereinig­

te Staaten; = 1 : Mikronesien. 

S I C H E R H E I T S R A T ­ Gegenstand: Verlänge­

rung des Mandats der Interimstruppe der Ver­

einten Nationen in Libanon (UNIFIL) . ­ Reso­

lution 1095(1997) vom 28. Januar 1997 

Der Sicherheitsrat, 
­ unter Hinweis auf seine Resolutionen 425 

( 1978) und 426( 1978) vom 19. März 1978,501 
(1982) vom 25. Februar 1982, 508( 1982) vom 
5. Juni 1982, 509(1982) vom 6. Juni 1982 und 
520(1982) vom 17. September 1982 sowie alle 
seine Resolutionen zu der Situation in Libanon, 

­ nach Prüfung des Berichts des Generalse­

kretärs vom 20. Januar 1997 über die Interims­

truppe der Vereinten Nationen in Libanon 
(S/1997/42) und Kenntnis nehmend von den 
darin getroffenen Feststellungen und genann­

ten Verpflichtungen, 
­ Kenntnis nehmend von dem Schreiben des 

Ständigen Vertreters Libanons bei den Verein­

ten Nationen an den Generalsekretär, datiert 
vom 17. Januar 1997 (S/1997/41), 

­ dem Ersuchen der Regierung Libanons stattge­

bend, 
1. beschließt, das derzeitige Mandat der Interims­

truppe der Vereinten Nationen in Libanon um 
einen weiteren Zeitraum von sechs Monaten, 
das heißt bis /.um 31. Juli 1997, zu verlängern; 

2. bekundet erneut seine nachdrückliche Unter­

stützung für die territoriale Unversehrtheit. 
Souveränität und politische Unabhängigkeit 
Libanons innerhalb seiner international aner­

kannten Grenzen; 
3. unterstreicht erneut das Mandat und die allge­
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meinen Anweisungen an die Truppe gemäß 
dem mit Resolution 426(1978) gebilligten Be­
richt des Generalsekretärs vom 19. März 1978 
(S/12611) und fordert alle beteiligten Parteien 
auf. mit der Truppe im Hinblick auf die 
uneingeschränkte Wahrnehmung ihres Auf­
trags voll zusammenzuarbeiten; 

4. verurteilt alle insbesondere gegen die Truppe 
gerichteten Gewalthandlungen und fordert die 
Parteien nachdrücklich auf, diesen ein Ende zu 
setzen; 

5. erklärt erneut, daß die Truppe ihren in den Re­
solutionen 425(1978) und 426(1978) sowie in 
allen anderen einschlägigen Resolutionen fest­
gelegten Auftrag uneingeschränkt wahrzuneh­
men hat; 

6. ermutigt zu weiteren Effizienz- und Ein­
sparungsmaßnahmen, soweit diese nicht zu ei­
ner Beeinträchtigung der Einsatzfähigkeit der 
Truppe führen-. 

7. ersucht den Generalsekretär, die Konsultatio­
nen mit der Regierung Libanons und den ande­
ren von der Durchführung dieser Resolution 
unmittelbar berührten Parteien fortzusetzen 
und dem Sicherheitsrat darüber Bericht zu er­
statten. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

S I C H E R H E I T S R A T - Erklärung des Präsiden­
ten vom 28. Januar 1997 (UN-Dok. S/PRST/ 
1997/1) 

A u f der 3733. Sitzung des Sicherheitsrats am 
28. Januar 1997 gab der Präsident des Sicherheits­
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des 
Punktes >Die Situation im Nahen Osten< durch den 
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung 
ab: 

»Der Sicherheitsrat hat den gemäß Resolution 
1068(1996) vom 30. Juli 1996 vorgelegten Bericht 
des Generalsekretärs vom 20. Januar 1997 über die 
Interimstruppe der Vereinten Nationen in Libanon 
(UNIFIL) (S/1997/42) mit Genugtuung zur Kennt­
nis genommen. 
Der Sicherheitsrat bekräftigt sein Eintreten für die 
volle Souveränität, politische Unabhängigkeit, ter­
ritoriale Unversehrtheit und nationale Einheit L i ­
banons innerhalb seiner international anerkannten 
Grenzen. In diesem Zusammenhang erklärt der 
Rat, daß alle Staaten die gegen die territoriale Un­
versehrtheit oder die politische Unabhängigkeit ei­
nes Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen der 
Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder 
Anwendung von Gewalt zu unterlassen haben. 
Anläßlich der vom Sicherheitsrat auf der Grundla­
ge der Resolution 425(1978) vorgenommenen 
Verlängerung des Mandats der UNIFIL um einen 
weiteren Interimszeitraum betont der Rat erneut 
die dringende Notwendigkeit, diese Resolution 
vollinhaltlich durchzuführen. Er bekundet erneut 
seine volle Unterstützung für das Übereinkommen 
von Taif und die anhallenden Bemühungen der l i ­
banesischen Regierung um die Festigung des Frie­
dens, der nationalen Einheit und der Sicherheit in 
Libanon, während «leichzeitig der Wiederaufbau­
prozeß mit Erfolg vorangetrieben wird. Der Rat 
beglückwünscht die libanesische Regierung zu 
ihren erfolgreichen Bemühungen, ihre Herrschaft 
im Süden des Landes in voller Abstimmung mit 
der UNIFIL auszudehnen. 
Der Sicherheitsrat bringt seine Besorgnis über die 
im südlichen Libanon weiterhin andauernde Ge­
walt zum Ausdruck, beklagt den Tod von Zivi 'per-

sonen und fordert alle Parteien nachdrücklich auf, 
Zurückhaltung zu üben. 
Der Sicherheitsrat benutzt diesen Anlaß, um dem 
Generalsekretär und seinen Mitarbeitern für die 
kontinuierlichen Bemühungen zu danken, die sie 
in dieser Hinsicht unternehmen, und spricht den 
Soldaten der UNIFIL und den truppenstellenden 
Ländern seine Anerkennung aus für ihre Opfer und 
ihr unter schwierigen Umständen erfolgendes Ein­
treten für die Sache des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit.« 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: Israelische 
Siedlungstätigkeit in Ost-Jerusalem. - Resolu­
tionsantrag S/1997/199 vom 7. März 1997 

Der Sicherheitsrat, 
- nach Behandlung des Schreibens des Ständi­

gen Beobachters Palästinas im Namen der Mi t ­
gliedstaaten der Liga der Arabischen Staaten 
vom 27. Februar 1997 (S/1997/165), 

- mit dem Ausdruck tiefer Besorgnis über den 
Beschluß der Regierung Israels, im Gebiet von 
Djebel Abu-Gneim in Ost-Jerusalem neue 
Siedlungstätigkeiten zu beginnen, 

- mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über wei­
tere in jüngster Zeit ergriffene Maßnahmen, die 
zu neuen Siedlungstätigkeiten ermutigen oder 
diese erleichtern, 

- betonend, daß solche Siedlungen illegal sind 
und ein großes Hindernis für den Frieden dar­
stellen, 

- unter Hinweis auf seine Resolutionen betref­
fend Jerusalem und die anderen einschlägigen 
Resolutionen des Sicherheitsrats. 

- bestätigend, daß alle von Israel getroffenen Ge-
setzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen 
und -handlungen, die eine Veränderung des 
Status Jerusalems zum Ziel haben, namentlich 
die Enteignung von Land samt darauf befindli­
chen Vermögenswerten, ungültig sind und die­
sen Status nicht verändern können. 

- in Bekräftigung seiner Unterstützung für den 
Nahostfriedensprozeß und alle seine Ergebnis­
se, namentlich das kürzlich geschlossene He­
bron-Abkommen, 

- besorgt über die Schwierigkeiten, die sich dem 
Nahostfriedensprozeß entgegenstellen, und 
insbesondere ihre Auswirkungen auf die Le­
bensumstände des palästinensischen Volkes, 
und mit der nachdrücklichen Aufforderung an 
die Parteien, ihre Verpflichtungen zu erfüllen, 
einschließlich derjenigen, die sie in den bereits 
geschlossenen Abkommen eingegangen sind. 

- nach Erörterung der Situation auf seiner 
3745. Sitzung am 5. und 6. März 1997. 

1. fordert die israelischen Behörden auf, alle 
Handlungen oder Maßnahmen, einschließlich 
der Siedlungstätigkeiten, zu unterlassen, wel­
che die Gegebenheiten am Boden verändern 
und so die Verhandlungen über Fragen des 
endgültigen Status präjudizieren und sich 
nachteilig auf den Nahostfriedensprozeß aus­
wirken; 

2. fordert die Besatzungsmacht Israel auf, ihren 
rechtlichen Verpflichtungen und Verantwort­
lichkeiten nach dem Genfer Abkommen vom 
12. August 1949 zum Schutze von Zivilperso­
nen in Kriegszeiten, das auf alle seit 1967 von 
Israel besetzten Gebiete Anwendung findet, 
genau nachzukommen; 

3. fordert alle Parteien auf, im Interesse des Frie­
dens und der Sicherheit ihre Verhandlungen im 
Rahmen des Nahostfriedensprozesses auf der 
vereinbarten Grundlage fortzusetzen und die 

von ihnen geschlossenen Abkommen fristge­
recht durchzuführen; 

4. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis vom 7. März 1997: +14; -1 : 
Vereinigte Staaten; =0. Wegen der ablehnen­
den Stimme eines Ständigen Mitglieds des Si­
cherheitsrats wurde der Antrag nicht angenom­
men (Veto). 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G - Gegenstand: 
Israelische Siedlungstätigkeit in dem besetzten 
palästinensischen Gebiet, insbesondere im be­
setzten Ost-Jerusalem. - Resolution 51/223 
vom 13. März 1997 

Die Generalversammlung, 
- nach Behandlung der Schreiben des Ständigen 

Beobachters Palästinas im Namen der M i t ­
gliedstaaten der Liga der Arabischen Staaten, 
datiert vom 21., 25. und 27. Februar 1997, 

- mit dem Ausdruck tiefer Besorgnis über den 
Beschluß der Regierung Israels, im Gebiet von 
Djebel Abu-Gneim in Ost-Jerusalem neue 
Siedlungstätigkeiten zu beginnen, 

- mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über weite­
re in jüngster Zeit ergriffene Maßnahmen, die 
zu neuer Siedlungstätigkeit ermutigen oder 
diese erleichtern, 

- betonend, daß solche Siedlungen illegal sind 
und ein großes Hindernis für den Frieden dar­
stellen, 

- unter Hinweis auf ihre Resolutionen betreffend 
Jerusalem sowie auf die anderen einschlägigen 
Resolutionen der Generalversammlung und 
des Sicherheitsrats, 

- bestätigend, daß alle von Israel getroffenen Ge-
setzgebungs- und Verwal tungsmaßnahmen 
und -handlungen. mit denen eine Veränderung 
des Status Jerusalems bezweckt wird, nament­
lich die Enteignung von Land und Vermögen, 
ungültig sind und diesen Status nicht verändern 
können, 

- in Bekräftigung ihrer Unterstützung für den 
Nahostfriedensprozeß und alle seine Ergebnis­
se, namentlich das jüngste Abkommen über 
Hebron, 

- besorgt über die Schwierigkeiten, die sich dem 
Nahostfriedensprozeß entgegenstellen, und 
insbesondere ihre Auswirkungen auf die Le­
bensumstände des palästinensischen Volkes, 
und mit der nachdrücklichen Aufforderung an 
die Parteien, ihre Verpflichtungen zu erfüllen, 
einschließlich derjenigen, die sie in den bereits 
geschlossenen Abkommen eingegangen sind, 

- nach Erörterung der Situation auf ihrer 91. , 92. 
und 93. Plenarsitzung am 12. und 13. März 
1997, 

1. fordert die israelischen Behörden auf, alle 
Handlungen oder Maßnahmen, einschließlich 
der Siedlungstätigkeit, zu unterlassen, welche 
die Gegebenheiten am Boden verändern und so 
die Verhandlungen über Fragen des endgülti­
gen Status präjudizieren und sich nachteilig auf 
den Nahostfriedensprozeß auswirken; 

2. fordert die Besatzungsmacht Israel auf, ihren 
rechtlichen Verpflichtungen und Verantwort­
lichkeiten nach dem Genfer Abkommen vom 
12. August 1949 zum Schutze von Zivilperso­
nen in Kriegszeiten, das auf alle seit 1967 von 
Israel besetzten Gebiete Anwendung findet, 
genau nachzukommen; 

3. fordert alle Parteien auf. im Interesse des Frie­
dens und der Sicherheit ihre Verhandlungen im 
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Rahmen des Nahostfriedensprozesses auf der 
vereinbarten Grundlage fortzusetzen und die 
von ihnen geschlossenen Abkommen fristge­
recht durchzuführen; 

4. ersucht den Generalsekretär, der Regierung Is­
raels die Bestimmungen dieser Resolution zur 
Kenntnis zu bringen. 

Abstimmungsergebnis: +130; -2: Israel, Vereinig­
te Staaten; =2: Marshallinseln, Mikronesien. 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: Israelische 
Siedlungstätigkeit in Ost-Jerusalem. - Resolu­
tionsantrag S/1997/241 vom 21. März 1997 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine einschlägigen Resolu­

tionen, insbesondere diejenigen betreffend Je­
rusalem und die israelisehen Siedlungen, 

- in Kenntnis der Resolution 51/223 der Gene­
ralversammlung vom 13. März 1997, 

- unter Betonung seiner Unterstützung für den 
Nahostfriedensprozeß sowie der Notwendig­
keit, die erzielten Vereinbarungen und die ein­
gegangenen Verpflichtungen zu befolgen, 

1. verlangt, daß Israel den Bau der Djebel-Abu-
Gneim-Siedlung in Ost-Jerusalem sowie alle 
anderen israelischen Siedlungstätigkeiten in 
den besetzten Gebieten sofort einstellt; 

2. ersucht den Generalsekretär, einen Bericht 
über die weitere Entwicklung der Lage vorzu­
legen. 

Abstimmungsergebnis vom 21. März 1997: +13; - 1 : 
Vereinigte Staaten; = 1 : Costa Rica. Wegen der 
ablehnenden Stimme eines Ständigen Mi t ­
glieds des Sicherheitsrats wurde der Antrag 
nicht angenommen (Veto). 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Beobachtertruppe der 
Vereinten Nationen für die Truppenentflech­
tung (UNDOF). - Resolution 1109(1997) vom 
28. Mai 1997 

Der Sicherheitsrat, 
- nach Behandlung des Berichts des Generalse­

kretärs vom 16. Mai 1997 über die Beobachter­
truppe der Vereinten Nationen für die Trup­
penentflechtung (S/1997/372), 

> beschließt, 
a) die beteiligten Parteien zur sofortigen 

Durchführung seiner Resolution 338 
(1973) vom 22. Oktober 1973 aufzufor­
dern; 

b) das Mandat der Beobachtertruppe der Ver­
einten Nationen für die Truppenentflech­
tung um einen weiteren Zeitraum von 
sechs Monaten, das heißt bis zum 30. No­
vember 1997, zu verlängern; 

c) den Generalsekretär zu ersuchen, am Ende 
dieses Zeitraums einen Bericht über die 
Entwicklung der Lage und über die zur 
Durchführung der Resolution 338(1973) 
des Sicherheitsrats getroffenen Maßnah­
men vorzulegen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

S I C H E R H E I T S R A T - Erklärung des Präsiden­
ten vom 28. Mai 1997 (UN-Dok. S/PRST/1997/ 
30) 

A u f der 3782. Sitzung des Sicherheitsrats am 28. 
Mai 1997 gab der Präsident des Sicherheitsrats im 
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes 

>Die Situation im Nahen Osten< durch den Rat im 
Namen des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Im Zusammenhang mit der soeben verabschiede­
ten Resolution über die Verlängerung des Mandats 
der Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für 
die Truppenentflechtung bin ich ermächtigt wor­
den, im Namen des Sicherheitsrats die folgende er­
gänzende Erklärung abzugeben: 
Bekanntlich heißt es in Ziffer 13 des Berichts des 
Generalsekretärs über die Beobachtertruppe der 
Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung 
(S/1997/372): >Im israelisch-syrischen Sektor 
herrscht zwar derzeit Ruhe, die Nahostsituation 
insgesamt ist jedoch weiterhin potentiell gefähr­
lich, woran sich voraussichtlich auch nichts ändern 
wird, solange keine umfassende, alle Aspekte des 
Nahostproblems einbeziehende Regelung erzielt 
werden kann.< Diese Erklärung des Generalsekre­
tärs gibt auch die Auffassung des Sicherheitsrats 
wieder.« 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Interimstruppe der Ver­
einten Nationen in Libanon (UNIFIL) . - Reso­
lution I 122(1997) vom 29. Juli 1997 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine Resolutionen 

425(1978) und 426(1978) vom 19. März 1978, 
501(1982) vom 25. Februar 1982, 508(1982) 
vom 5. Juni 1982, 509( 1982) vom 6. Juni 1982 
und 520( 1982) vom 17. September 1982 sowie 
alle seine Resolutionen zu der Situation in L i ­
banon, 

- nach Prüfung des Berichts des Generalsekre­
tärs vom 16. Juli 1997 über die Interimstruppe 
der Vereinten Nationen in Libanon 
(S/1997/550 und Corr . l ) und Kenntnis neh­
mend von den darin getroffenen Feststellungen 
und den darin genannten Verpflichtungen, 

- Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Ge­
schäftsträgers a.i. der Ständigen Vertretung L i ­
banons bei den Vereinten Nationen an den Ge­
neralsekretär, datiert vom 10. Juli 1997 
(S/1997/534), 

- dem Ersuchen der Regierung Libanons stattge­
bend, 

1. beschließt, das derzeitige Mandat der Interims­
truppe der Vereinten Nationen in Libanon um 
einen weiteren Zeitraum von sechs Monaten, 
das heißt bis zum 31. Januar 1998, zu verlän­
gern; 

2. bekundet erneut seine nachdrückliche Unter­
stützung für die territoriale Unversehrtheit, 
Souveränität und politische Unabhängigkeit 
Libanons innerhalb seiner international aner­
kannten Grenzen; 

3. unterstreicht erneut das Mandat und die allge­
meinen Anweisungen an die Truppe gemäß 
dem mit Resolution 426( 1978) gebilligten Be­
richt des Generalsekretärs vom 19. März 1978 
(S/12611) und fordert alle beteiligten Parteien 
auf, mit der Truppe im Hinblick auf die 
uneingeschränkte Wahrnehmung ihres Auf­
trags voll zusammenzuarbeiten; 

4. verurteilt alle insbesondere gegen die Truppe 
gerichteten Gewalthandlungen und fordert die 
Parteien nachdrücklich auf, diesen ein Ende zu 
setzen; 

5. erklärt erneut, daß die Truppe ihren in den Re­
solutionen 425(1978), 426(1978) sowie in al­
len anderen einschlägigen Resolutionen festge­
legten Auftrag uneingeschränkt wahrzuneh­
men hat; 

6. ermutigt zu weiteren Effizienz- und Ein­
sparungsmaßnahmen, soweit diese nicht zu ei­
ner Beeinträchtigung der Einsatzfähigkeit der 
Truppe führen; 

7. ersucht den Generalsekretär, die Konsultatio­
nen mit der Regierung Libanons und den ande­
ren von der Durchführung dieser Resolution 
unmittelbar berührten Parteien fortzusetzen 
und dem Sicherheitsrat darüber Bericht zu er­
statten. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

S I C H E R H E I T S R A T - Erklärung des Präsiden­
ten vom 29. Juli 1997 (UN-Dok. S/PRST/ 
1997/40) 

A u f der 3804. Sitzung des Sicherheitsrats am 29. 
Juli 1997 gab der Präsident des Sicherheitsrats im 
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes 
>Die Situation im Nahen Ostern durch den Rat im 
Namen des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat den gemäß Resolution 
1095(1997) vom 28. Januar 1997 vorgelegten Be­
richt des Generalsekretärs vom 16. Juli 1997 über 
die Interimstruppe der Vereinten Nationen in Liba­
non (UNIFIL) (S/1997/550 und Corr . l ) mit Ge­
nugtuung zur Kenntnis genommen. 
Der Sicherheitsrat bekräftigt sein Eintreten für die 
volle Souveränität, politische Unabhängigkeit , ter­
ritoriale Unversehrtheit und nationale Einheit L i ­
banons innerhalb seiner international anerkannten 
Grenzen. In diesem Zusammenhang erklärt der 
Rat. daß alle Staaten die gegen die territoriale Un­
versehrtheit oder die politische Unabhängigkeit ei­
nes Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen der 
Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder 
Anwendung von Gewalt zu unterlassen haben. 
Anläßlich der vom Sicherheitsrat auf der Grundla­
ge der Resolution 425(1978) vorgenommenen 
Verlängerung des Mandats der UNIFIL um einen 
weiteren Interimszeitraum betont der Rat erneut 
die dringende Notwendigkeit, diese Resolution 
vollinhaltlich durchzuführen. Er bekundet erneut 
seine volle Unterstützung für das Übereinkommen 
von Taif und die anhaltenden Bemühungen der l i ­
banesischen Regierung um die Festigung des Frie­
dens, der nationalen Einheit und der Sicherheit im 
Lande, während gleichzeitig der Wiederaufbau­
prozeß mit Erfolg vorangetrieben wird. Der Rat 
beglückwünscht die libanesische Regierung zu ih­
ren erfolgreichen Bemühungen, ihre Herrschaft im 
Süden des Landes in voller Abstimmung mit der 
U N I F I L auszudehnen. 

Der Sicherheitsrat bringt seine Besorgnis über die 
im südlichen Libanon weiterhin andauernde Ge­
walt zum Ausdruck, beklagt den Tod von Zivilper­
sonen und fordert alle Parteien nachdrücklich auf, 
Zurückhaltung zu üben. 
Der Sicherheitsrat benutzt diesen Anlaß, um dem 
Generalsekretär und seinen Mitarbeitern für die 
kontinuierlichen Bemühungen zu danken, die sie 
in dieser Hinsicht unternehmen. Der Rat nimmt 
mit tiefer Sorge Kenntnis von der großen Anzahl 
an Verlusten, die die U N I F I L erlitten hat, und wür­
digt besonders diejenigen, die ihr Leben im Dien­
ste der U N I F I L hingegeben haben. Er spricht den 
Soldaten der U N I F I L und den truppenstellenden 
Ländern seine Anerkennung aus für ihre Opfer und 
ihr unter schwierigen Umständen erfolgendes Ein­
treten für die Sache des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit.« 

Quelle für die Überse tzungen der UN-Dokumente: Deut­
scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New 
York 
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ing the water supply is the efficient 
management of water demand; a 
more economical use of limited 
freshwater resources w i l l be essen­

tial for reaching sustainable devel­

opment. 
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Wege aus dem 
Labyrinth? 
Friedenssuche in Nahost 
Mit der Madrider Nahost-Konferenz verband sich die 
Hoffnung, daß in den konfliktreichen israelisch-arabischen 
Beziehungen die Zeiten des Blutvergießens vorüber seien 
und ein friedlicher Interessenausgleich gefunden werden 
könne. Nach fünf Jahren Verhandlungen, Gipfeltreffen und 
Wirtschaftskonferenzen im Schatten von Terror und Gewalt 
zieht der Sammelband eine erste Bilanz. 
Die Beiträge beleuchten eine Vielzahl von Aspekten dieses 
jüngsten Kapitels im Nahostkonflikt. Sie richten den Blick 
auf die Dynamik des Friedensprozesses, die Rolle externer 
Akteure und die Belange der unmittelbar betroffenen 
Staaten und Gesellschaften. Es geht um Menschenrechte 
und Demokratie, Kriegsmittel und Wasser, Friedensdivi­
dende und Vertrauensbildung, Minoritäten und Kulturen. 
Der Band wendet sich an Wissenschaft und Politik. Er 
vermittelt den regional- und friedenspolitisch Interessierten 
Einblick in Fortschritte und Rückschläge bei diesem hoch­
gradig ambivalenten Ringen um Frieden in unserer Nach­
barregion. Er zeigt, wie zerbrechlich die bisher getroffenen 
Übereinkünfte sind und wie langwierig sich auch künftig 
das Aushandeln von tragfähigen Kompromissen gestalten 
wird. 
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